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Moderne Industriepolitik:
Zwischen Wettbewerbsfähigkeit,  
Innovation und Resilienz

1. Volkswirtschaft: Die Summe aller Teile

Eine Volkswirtschaft ist vielfältig und lässt sich üblicher-

weise in drei Sektoren einteilen: Von der Landwirtschaft 

über den Produzierenden Bereich bis hin zu den Dienst-

leistungen tragen verschiedenste, teils stark ineinander 

verflochtene Bereiche zur Wertschöpfung eines Landes 

bei – mit unterschiedlichen Chancen und Herausforde-

rungen. Im Zentrum wirtschaftspolitischer Debatten ste-

hen daher oft einzelne Branchen einer Volkswirtschaft. 

Aktuell besonders im Fokus: die Industrie. 

2. Der Teilbereich Industrie

Folgt man der EU-Systematik der NACE-Nomenklatur, 

umfasst der Teilbereich der Industrie im engsten Sinne 

die Herstellung von Waren (ÖNACE C); etwas weiter ge-

griffen dann das Verständnis als ganzer Produzierender 

Bereich, i.e. Produktion und Bauwesen. Speziell in den 

letzten Jahren an Bedeutung gewonnen haben auch die 

produktions- und industrienahen Dienstleistungen. 

Mit einem Wertschöpfungsanteil von mehr als 20 % lie-

fert allein der Bereich Herstellung von Waren einen bedeu-

tenden Teil der österreichischen Wirtschaftsleistung. Mehr  

als 32.000 Unternehmen mit fast 734.000 Beschäftigten  

erwirtschafteten 2023 rund 242 Mrd. Euro an Produktions-

wert (Statistik Austria, 2025). Darüber hinaus weist die 

österreichische Industrie eine ausgeprägte Exportorientie-

rung auf, was ihre starke Einbindung in globale Handels-

netzwerke und Wertschöpfungsketten unterstreicht. Die 

Relevanz des Industriesektors geht folglich weit über den 

unmittelbaren Beitrag zur nationalen Wertschöpfung hin-

aus. Auch in anderen europäischen Ländern kommt der 

Industrie eine ähnlich hohe Bedeutung zu.

Seit der ersten Industriellen Revolution im 18. Jahr-

hundert hat sich die Industrie kontinuierlich durch For-

schung, technologische Entwicklung und Innovation wei-

terentwickelt – von der Einführung der Dampfmaschine 

bis hin zum Internet der Dinge (Internet of Things, IoT) 

– und war damit ein bedeutender Treiber unserer volks-

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung. 

Doch aktuell scheint dieser Motor zu stocken: Die Indust-

rie steht sowohl vor konjunkturellen als auch zunehmend 

strukturellen Herausforderungen. 2025 ist die Entwick-

lung der industriellen Bruttowertschöpfung in Österreich 

(voraussichtlich) das 3. Jahr in Folge negativ (Glocker und 

Ederer, 2025). Damit befindet sich diese Branche inmitten 

der längsten Industrierezession der vergangenen 30 Jah-

re. Diese Entwicklung belastet das österreichische BIP so-

wie den Arbeitsmarkt spürbar. Auch in anderen Ländern 

der Europäischen Union zeigt sich ein ähnliches Bild.

3. Industriepolitik im Fokus

Die negative Konjunktur sowie nationale und globale 

strukturelle Herausforderungen rücken das Themen-

gebiet der Industriepolitik in den Fokus wirtschafts-

politischer Debatten. Sie lässt sich als Teil der Struk-

turpolitik verstehen und befasst sich mit der gezielten 

Beeinflussung der sektoralen Produktionsstruktur 

einer Volkswirtschaft durch den Staat, d.h. mit der In-

dustrie und ihrer Entwicklung (vgl. Brösse, 1998; Klodt, 

2028). In diesem Sinne werden aktuell konkrete Über-

legungen, Notwendigkeiten und Maßnahmen disku-

tiert, welche die Entwicklung der Industrie und deren 

verflochtene Branchen beeinflussen – beispielsweise 

die Wettbewerbsfähigkeit dieser steigern –, um so den 

gesamtwirtschaftlichen Wohlstand zu sichern oder  

Abhängigkeiten zu reduzieren. 

Einen wesentlichen Anstoß bekam die Debatte 

um die europäische Industriepolitik durch den Be-

richt zur Zukunft von Europas Wettbewerbsfähigkeit von 

Katharina Filip
Chefredakteurin Wirtschaftspolitische Blätter
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Mario Draghi (2024). Auf diesem hat die Europäische 

Kommission ihren „[…] neuen Fahrplan, um Europas  

Dynamik und unser Wirtschaftswachstum in Schwung 

zu bringen“ (Europäische Kommission, 2025) aufgebaut – 

den competitiveness compass. Weiterführende Überlegun-

gen stellen neue Ansätze zur Diskussion, wie beispiels-

weise die katalytische oder synergetische Industriepolitik. 

4. Branchen im Wandel:  
Digitale Transformation & Innovation
In den letzten Jahren besonders an Relevanz gewonnen 

hat die Bedeutung von Innovation sowie der digitale 

Raum. Angebot und Nachfrage treffen zunehmend auf 

Online-Plattformen aufeinander und neue Segmente 

entstehen basierend auf Synergien bestehender Berei-

che, wie beispielsweise die Verbindung der Spieleent-

wicklungsbranche und dem Bildungsbereich in Form 

von Serious Games.

Insbesondere im Zusammenhang mit dem Aufkom-

men innovativer Technologien wie Künstlicher Intelli-

genz (KI) wird häufig auf deren Potenzial zur Steigerung 

der Produktivität und des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 

verwiesen. Zur fundierten Einschätzung der tatsächli-

chen Effekte ist eine umfassende Analyse der Bedeutung 

und Auswirkung dieser digitalen Branchen einerseits auf 

Unternehmen und andererseits auf die Volkswirtschaft 

als großes Ganzes wichtig. Während in den letzten  

Jahren vermehrt Entwicklungen in der Gesetzgebung zu 

digitalen Märkten und Services zu finden sind (z.B. Di-

gital Markets Act (DMA), Digital Services Act (DSA)), ist 

es ebenso wichtig, auch die Industriepolitik im digitalen 

Kontext weiterzudenken und zu entwickeln. Die Schaf-

fung eines wirtschaftlichen Ökosystems, in dem sich 

Produktivitätspotenziale tatsächlich materialisieren, ist 

ein wichtiges Ziel der Industriepolitik. Einen relevanten 

Beitrag hierzu leistet die Initiative EuroStack, die auf eine 

Stärkung der digitalen Souveränität und Selbstbestim-

mung der Europäischen Union abzielt (Bria et al., 2025).

 

5. Resilienz & strategische Autonomie in 
einer vernetzten Weltwirtschaft 
Vermehrte Überlegungen zur Reduktion von Abhängig-

keiten und Erhöhung der Resilienz gibt es nicht nur im 

digitalen Bereich. Auch bestehende Handelsverflech-

tungen bei traditionellen Gütern stehen auf dem Prüf-

stand. Der internationale Handel bildet seit Langem 

eine zentrale Säule der volkswirtschaftlichen Wert-

schöpfung (vgl. Ricardo, 2004 oder Smith, 1776) und 

ist Treiber von Innovation. Doch aktuell zeigt sich eine 

signifikante Umkehr hin zu handelsdiskriminierenden 

Maßnahmen – neben der Handels- auch in der Indus-

triepolitik. Subventionen kommen dabei am häufigsten 

zum Einsatz, gefolgt von Import- und Exportbeschrän-

kungen, die zumeist der Stärkung der strategischen 

Wettbewerbsfähigkeit dienen (Evenett et al., 2024).  

So verfolgt Chinas Wirtschaftspolitik bereits seit länge-

rem das explizite Ziel, Importe von strategischen Gütern 

zu reduzieren und durch inländische Produktion zu de-

cken (vgl. Made in China 2025). Insbesondere durch die 

US-amerikanische Regierung erleben auch Zölle eine 

Renaissance – teils (wirtschafts-)politisch motiviert, teils 

aus geostrategischen Motiven. Vor diesem Hintergrund 

gewinnen Überlegungen zu Abhängigkeiten, insbeson-

dere gegenüber den USA und China, sowie potenziellen 

Neuordnungen der Handelsbeziehungen zunehmend 

an Bedeutung.

6. Fazit

Die aktuellen Entwicklungen unterstreichen die Viel-

schichtigkeit und Komplexität, denen moderne Volks-

wirtschaften durch Innovationsdynamiken und inter-

nationalen politisch-ökonomischen Entwicklungen 

ausgesetzt sind. Insbesondere der Industriesektor, als 

bedeutender Motor der wirtschaftlichen Entwicklung, 

befindet sich aktuell in einer herausfordernden Phase. 

Die Debatten rund um Industriepolitik, Innovation und 

Digitalisierung sowie internationale Handelsverflechtun-

gen und Resilienz verdeutlichen die Notwendigkeit ganz-

heitlicher sowie auch partialer Analysen und zielgerich-

teter Maßnahmen – von einzelnen Branchen über die 

nationale Volkswirtschaft bis hin zu deren europäischer 

Einbettung.

Liebe Leserinnen und Leser, ich lade Sie herzlich ein, 

sich eingehend mit den verschiedenen Aspekten und 

Perspektiven auseinanderzusetzen. Lassen Sie sich von 

den vielfältigen Einsichten und Analysen in diesem Heft 

inspirieren.
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Verliert die Industrie in Europa an Bedeutung?

Der Beitrag zeigt, dass sich die Industrie in Europa strukturell verändert, ohne dabei grundsätzlich an 
Bedeutung zu verlieren. Zwar ist die Produktion im verarbeitenden Gewerbe in einigen EU-Mitgliedstaaten 
in den vergangenen zehn Jahren gesunken. Gleichzeitig konnte jedoch in den meisten Ländern die 
Bruttowertschöpfung zunehmen, was wohl unter anderem auf neue hybride Geschäftsmodelle 
zurückzuführen ist. Insgesamt blieb der reale Wertschöpfungsanteil des verarbeitenden Gewerbes der EU 
zwischen 2015 und 2024 weitgehend unverändert. Eine Deindustrialisierung ist derzeit nicht erkennbar.

1. Industrielle Produktionsprozesse  
im Wandel
Das Gespenst der Deindustrialisierung geht um in 

Europa. Unbestritten ist, dass sich das verarbeiten-

de Gewerbe in einigen Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union (EU) in der Krise befindet. Allen voran in 

Deutschland wird das Ende des deutschen Industriemo-

dells mit Blick auf den monatlichen Produktionsindex  

des Statistischen Bundesamts (2025a) diagnostiziert, 

der in den vergangenen Jahren nahezu kontinuierlich 

gefallen ist und im Jahr 2024 gut 8 % niedriger war als im 

Jahr 2015. Der alleinige Blick auf den Produktionsindex 

verschleiert jedoch den grundlegenden Strukturwan-

del im verarbeitenden Gewerbe. So hat sich seit Mitte 

der 2010er Jahre die wirtschaftliche Aktivität der deut-

schen Industrieunternehmen, gemessen an der Brutto-

wertschöpfung, deutlich positiver entwickelt. Zwar deu-

tet auch die Entwicklung der Bruttowertschöpfung in 

Deutschland in den vergangenen Jahren auf eine Schwä-

chung im verarbeitenden Gewerbe hin, aber im Gegen-

satz zum Produktionsindex konnte sich diese, gemäß 

den Angaben des Statistischen Bundesamts (2025b), seit 

dem Jahr 2015 sogar um knapp 6 % erhöhen.

Die Bruttowertschöpfung ergibt sich aus der Diffe-

renz zwischen Produktion und Vorleistungen und geht 

in die Entstehungsrechnung des Bruttoinlandsprodukts 

ein. Allerdings wird bei der Berechnung der Bruttowert-

schöpfung ein umfassenderes Produktionsmaß verwen-

det, das zusätzlich zur Menge der produzierten Indust-

riewaren, die mit dem Produktionsindex gemessen wird, 

auch andere Umsätze aus sonstigen nichtindustriellen 

Tätigkeiten umfasst. Lehmann et al. (2025) zeigen, dass 

diese zusätzlichen Umsätze in Deutschland in den letz-

ten Jahren einen immer größeren Anteil am Industriege-

schäft ausmachen und damit die Geschäftstätigkeit der 

deutschen Industrieunternehmen nachhaltig verändert 

haben.

Dahinter steckt ein Wandel der industriellen Güter-

produktion weg von der ausschließlichen Herstellung 

von Industriewaren hin zu hybriden Geschäftsmodel-

len. So haben hybride Produkte an Bedeutung gewon-

nen, bei denen ein zunehmender Anteil der Umsätze 

im verarbeitenden Gewerbe aus produktbegleitenden 

Dienstleistungen erwirtschaftet wird. Aber auch die Pro-

duktion der Unternehmen selbst ist hybrider geworden. 

Damit geht ein zunehmender Anteil der Umsätze im ver-

arbeitenden Gewerbe auf Einnahmen von ausgelagerten 

Produktionsstätten zurück. Diese Produktionsstätten 

werden z.B. auf den Absatzmärkten oder an kosten-

günstigeren Standorten mit der Fertigung industrieller 

Erzeugnisse beauftragt. Die veränderte Zusammen-

setzung der Beschäftigungsstruktur und der Unterneh-

mensinvestitionen in den einzelnen Industriezweigen in 

Deutschland deutet auf die mit dem Strukturwandel ein-

hergehenden Anpassungen hin. Lehmann et al. (2025)  

zeigen, dass der Anteil der Beschäftigung und der Aus-

gaben im Bereich Forschung und Entwicklung stärker in 

den Industriezweigen stieg, in denen die Umsätze aus 

sonstigen nichtindustriellen Tätigkeiten zunahmen und 

die Umsätze aus der industriellen Warenproduktion 

Robert Lehmann, Timo Wollmershäuser
Robert Lehmann, ifo Institut für Wirtschaftsforschung, München
Timo Wollmershäuser, ifo Institut für Wirtschaftsforschung, München
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abgenommen haben. Die zunehmende Diskrepanz zwi-

schen Bruttowertschöpfung und Produktion kann aber 

auch auf eine abnehmende Bedeutung externer Vor-

leistungen im Produktionsprozess hindeuten. Dahinter 

könnte eine Verkürzung globaler Wertschöpfungsketten 

stecken, die mit einem Reshoring vorgelagerter Pro-

duktionsstufen einhergeht. Aber auch der Wandel der 

industriellen Güterproduktion könnte dazu beigetragen 

haben. Da die meisten Dienstleistungen arbeitsintensiv 

erstellt werden, geht an sich die zunehmende Bedeu-

tung von hybriden Geschäftsmodellen mit sinkenden 

Vorleistungsquoten einher. 

Auch in der Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten ent-

wickelt sich die Bruttowertschöpfung im verarbei-

tenden Gewerbe seit dem Jahr 2015 positiver als der 

Produktionsindex (vgl. Abbildung 1, Länder oberhalb 

der 45-Grad-Linie). Anders als in Deutschland konnten 

beide Kennziffern insbesondere in Dänemark und in 

abgeschwächter Form auch in den Niederlanden und 

in Spanien kräftig zulegen. Eine ähnliche Situation wie 

die Rückgänge bei der Produktion und gleichzeitig stei-

gender Bruttowertschöpfung in Deutschland konnte 

ansonsten nur in Luxemburg, Portugal und der Slowa-

kei beobachtet werden. In Irland, Belgien sowie einigen 

osteuropäischen Ländern (u.a. Ungarn, Polen und Ru-

mänien) hingegen stieg die Produktion im verarbeiten-

den Gewerbe stärker als die Bruttowertschöpfung (vgl. 

Abbildung 1, Länder unterhalb der 45-Grad-Linie). Dies 

könnte mit der Verlagerung der Fertigung von Endpro-

dukten in diese Länder zusammenhängen. So produzie-

ren bspw. in Irland ausländische Pharmaunternehmen 

ihre Erzeugnisse für den europäischen und den US-ame-

rikanischen Markt, während große Automobilkonzerne 

Kraftfahrzeuge in Belgien und in den osteuropäischen 

Ländern fertigen lassen. In Österreich, Slowenien und 

Zypern nahmen der Produktionsindex und die Brutto-

wertschöpfung im verarbeitenden Gewerbe in den ver-

gangenen Jahren in etwa gleich stark zu (vgl. Abbildung 1,  

Länder auf der blauen 45-Grad-Linie).  Unter den EU-

Mitgliedstaaten scheint allerdings im Durchschnitt die 

Zunahme sonstiger nichtindustrieller Tätigkeiten im 

verarbeitenden Gewerbe zu dominieren. So stieg die 

Bruttowertschöpfung in der EU seit dem Jahr 2015 mit 

14 % stärker als der Produktionsindex, der nur um 8 % 

zulegen konnte.

2. Wachsende Bedeutungslosigkeit  
der Industrie?
Es ist unklar, ob mit dem Strukturwandel, der sich hin-

ter der Diskrepanz der beiden Kennziffern verbirgt, eine 

Deindustrialisierung einhergeht. Grundsätzlich bezeich-

net eine Deindustrialisierung einen dauerhaften Bedeu-

tungsverlust des verarbeitenden Gewerbes zugunsten 

anderer Wirtschaftsbereiche. Die wirtschaftliche Bedeu-

tung einzelner Wirtschaftsbereiche wird üblicherweise 

nicht anhand der Veränderung ihrer Produktion oder 

ihrer Bruttowertschöpfung analysiert, sondern anhand 

der Anteile ihrer Beschäftigung oder Wertschöpfung an 

der Gesamtwirtschaft (vgl. Herrendorf et al., 2013).

Abbildung 1. Bruttowertschöpfung und Produktionsindex (preisbereinigt) im verarbeitenden Gewerbe 2024  
                         (2015=100).
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Es ist weitgehend unumstritten, dass sich die Be-

schäftigung in den vergangenen Jahrzehnten von der 

Industrie zu den Dienstleistungsbereichen verschoben 

hat. So hat in allen EU-Mitgliedstaaten der Anteil der 

Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe an der Ge-

samtbeschäftigung im Zeitraum von 1995 bis 2024 ab-

genommen (vgl. Abbildung 2). Dieser Rückgang fand 

größtenteils 1995 bis 2015 statt. Der Beschäftigtenanteil 

im verarbeitenden Gewerbe ist zwar in den vergange-

nen Jahren in den meisten EU-Mitgliedstaaten weiter 

gesunken, jedoch hat sich das Tempo spürbar verlang-

samt. Bei der Analyse des Strukturwandels kann die 

ausschließliche Betrachtung der Veränderung der Be-

schäftigungsstruktur jedoch irreführend sein, da unter-

schiedliche Produktivitätsentwicklungen in den einzel-

nen Wirtschaftsbereichen unberücksichtigt bleiben. So 

ist der durchschnittliche Anstieg der Arbeitsproduktivi-

tät je beschäftigter Person im verarbeitenden Gewerbe 

üblicherweise spürbar höher als in den Dienstleistungs-

bereichen oder im Baugewerbe. Daher ist es möglich, 

dass, trotz eines abnehmenden Anteils der Beschäftig-

ten, der Wertschöpfungsanteil in einem Wirtschaftsbe-

reich weiter zunimmt.

Ein umfassenderes Maß für strukturelle Veränderun-

gen innerhalb einer Volkswirtschaft ist daher die Verän-

derung der Anteile der einzelnen Wirtschaftsbereiche 

an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung. 

Häufig wird der Strukturwandel anhand der Verände-

rung nominaler Wertschöpfungsanteile beschrieben 

(vgl. SVR Wirtschaft, 2025). Diese erfassen, inwieweit 

einzelne Wirtschaftsbereiche zum gesamtwirtschaftli-

chen Einkommen beitragen (vgl. Grömling, 2005). Ähn-

lich wie bei den Beschäftigungsanteilen liegt der Vorteil 

der nominalen Wertschöpfungsanteile in der einfachen 

Berechnung, da die Bruttowertschöpfung der einzelnen 

Wirtschaftsbereiche in laufenden Euro-Preisen regelmä-

ßig von Eurostat veröffentlicht wird.

Anhand der nominalen Wertschöpfungsanteile muss 

für fast alle EU-Mitgliedstaaten ein Bedeutungsver-

lust des verarbeitenden Gewerbes konstatiert werden 

(vgl. Abbildung 3). Analog zum Beschäftigungsanteil ist 

der Großteil des Rückgangs in den Zeitraum von 1995 

bis 2015 einzuordnen. Zudem traten die stärksten Be-

deutungsverluste in dieser Zeitspanne bei jenen Län-

dern auf, die ohnehin bereits einen geringen nomina-

len Wertschöpfungsanteil der Industrie aufweisen (z.B. 

Malta, Frankreich oder Luxemburg). In einigen Ländern 

hat sich jedoch der Rückgang des Anteils in den vergan-

genen zehn Jahren teilweise deutlich beschleunigt. So 

zeigt sich ein starker Rückgang vor allem für Rumänien, 

wo der nominale Wertschöpfungsanteil des verarbei-

tenden Gewerbes zwischen 2015 und 2024 um mehr 

als 10 Prozentpunkte gesunken ist.  Ungarn verbucht 

Abbildung 2. Bedeutung des verarbeitenden Gewer- 
                         bes, Beschäftigungsanteil in %.
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Abbildung 3. 	Bedeutung des verarbeitenden Gewer-
bes als nominaler Wertschöpfungsanteil 
in %.
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einen Rückgang um knapp 6 Prozentpunkte, gefolgt 

von Deutschland und der Slowakei mit jeweils rund 3 

Prozentpunkten und Österreich mit einem Verlust von 

mehr als 2 Prozentpunkten.

Nominale Quoten haben jedoch das Problem, dass 

sie Preis- und Mengenänderungen gleichzeitig messen. 

Sie können sich daher auch dann ändern, wenn sich 

die Preise in den einzelnen Wirtschaftsbereichen unter-

schiedlich entwickeln. Diese Relativpreisänderungen 

sind besonders relevant im verarbeitenden Gewerbe, 

da sie über längere Zeit hinweg in nahezu allen EU-Mit-

gliedstaaten einen Abwärtstrend aufweisen, der ins-

besondere in den Jahren 1995 bis 2015 ausgeprägt war  

(vgl. Abbildung 4). Da die Wertschöpfungsdeflatoren im 

verarbeitenden Gewerbe weniger stark zunehmen als 

in der Gesamtwirtschaft, trägt der Rückgang der Relativ-

preise zu einem Bedeutungsverlust dieses Wirtschafts-

bereichs bei, sofern nominale Wertschöpfungsanteile 

als Maß für strukturelle Veränderungen innerhalb einer 

Volkswirtschaft verwendet werden. Sinkende Relativ-

preise der Industrie könnten u.a. Ausdruck der Produk-

tivitätsentwicklung und des globalen Wettbewerbs sein. 

So zeigen sich für die Industrie im Zeitverlauf stärkere 

Anstiege der Arbeitsproduktivität und der totalen Faktor-

produktivität im Vergleich zu den Dienstleistungen, was 

zum einen die Stückkosten reduziert und zum anderen, 

aufgrund des technischen Fortschritts, die Produktions-

kosten senkt. Damit besteht auch ein geringerer Druck 

auf die Preise in der Industrie. Hinzu kommt, dass der glo-

bale Wettbewerb einen Preisdruck auf handelbare Güter 

ausübt. Da Dienstleistungen in der Regel nicht handelbar 

sind, besteht hier weniger Preisdruck seitens des inter-

nationalen Umfelds.

Für die Analyse struktureller Veränderungen in 

einer Volkswirtschaft sollten daher preisbedingte Ver-

schiebungen der Wertschöpfungsanteile ausgeblendet 

und die realen Wertschöpfungsanteile betrachtet wer-

den (vgl. Grömling, 2005). Aber auch Quoten auf Basis 

preisbereinigter Größen sind nicht frei von Kritik. In der 

aktuellen Version des Europäischen Systems Volkswirt-

schaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) wird die preisbe-

reinigte Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche 

und der Gesamtwirtschaft zwar ebenfalls in Euro-Be-

trägen ausgewiesen. Dabei handelt es sich jedoch um 

sogenannte verkettete Volumenangaben, bei denen 

heutige Gütermengen in Vorjahrespreisen ausgedrückt 

und anschließend verkettet werden, um Preisentwick-

lungen über die Zeit auszuschalten. Die Volumenanga-

ben werden berechnet, indem die realen Kettenindizes 

mit den nominalen Größen eines Basisjahres (derzeit 

das Jahr 2020) multipliziert werden. Diese verketteten 

Volumenangaben besitzen jedoch die Eigenschaft der 

Nicht-Additivität. Mit Ausnahme des Basisjahres und des 

Abbildung 4. 	Wertschöpfungsdeflator im verarbeiten-
den Gewerbe in Relation zur Gesamt- 
wirtschaft (1995=100).
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Abbildung 5. 	Bedeutung des verarbeitenden Gewer-
bes als realer (additiver) Wertschöpf-
ungsanteil in %.
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darauffolgenden Jahres ergibt die Summe der Brutto-

wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche somit nicht die 

gesamte Bruttowertschöpfung und die realen Quoten 

addieren sich nicht zu Eins.

Nierhaus und Abberger (2024) schlagen ein Verfah-

ren vor, mit dem sich dieses Problem lösen lässt. Das 

Resultat bezeichnen sie als reale (additive) Quote. Im 

Kern besteht das Verfahren darin, die reale Quote eines 

gewählten Basisjahres - in unserem Fall das Jahr 1995 -  

mit den absoluten jährlichen Änderungen der unverket-

teten Quoten additiv und somit mit den realen (d.h. men-

genmäßigen) Änderungen des jeweiligen Wirtschaftsbe-

reichs fortzuschreiben. Neben der Additivität zu Eins ist 

ein weiterer zentraler Vorteil dieses Verfahrens, dass die 

realen (additiven) Quoten über die Zeit hinweg vergleich-

bar sind und somit den Bedeutungsverlust oder -gewinn 

eines Wirtschaftsbereichs abbilden können. Ein Nachteil 

des Verfahrens ist jedoch, dass die absolute Höhe des 

Wertschöpfungsanteils nur eingeschränkt interpretier-

bar ist, da sie von der Wahl des Basisjahres abhängt. Im 

Rahmen einer Analyse des Strukturwandels ist die abso-

lute Höhe jedoch nebensächlich, da vor allem Verände-

rungen im Laufe der Zeit von Interesse sind.

Von 1995 bis 2015 gewann das verarbeitende Ge-

werbe in insgesamt 15 der heutigen EU-Mitgliedstaaten 

spürbar an Bedeutung (vgl. Abbildung 5). Neben Irland 

sind es vor allem die osteuropäischen Mitgliedstaaten 

(z.B. die Tschechische Republik, die Slowakei oder Slo-

wenien), in denen die realen Wertschöpfungsanteile 

am deutlichsten stiegen. Dies dürfte auf die Integration 

dieser Staaten in den europäischen Binnenmarkt (EU-

Osterweiterung) zurückzuführen sein, im Zuge derer 

zahlreiche Industriefirmen ihre Produktionsstandorte in 

diese Länder verlagert haben. Aber auch in Österreich 

konnten sich in diesem Zeitraum die realen Wertschöp-

fungsanteile des verarbeitenden Gewerbes ausweiten. 

In größeren europäischen Mitgliedstaaten wie Frank-

reich, den Niederlanden oder Spanien sind hingegen nur 

geringe Bedeutungsverluste der Industrie zu beobach-

ten, während der Industrieanteil in Deutschland weitge-

hend stabil blieb.

Zwischen 2015 und 2024 ist der reale Wertschöp-

fungsanteil des verarbeitenden Gewerbes an der ge-

samten Bruttowertschöpfung für den Großteil der Län-

der mehr oder weniger konstant geblieben. Auffällige 

Ausnahmen sind Ungarn, Rumänien und die Slowakei, 

wo die Bedeutung der Industrie leicht abgenommen hat. 

Dies könnte ein Zeichen für eine verstärkte Verlagerung 

von Produktionsstätten in Nicht-EU-Länder sein.

3. Schlussfolgerungen

Für die Europäische Union kann insgesamt derzeit kein 

signifikanter Bedeutungsverlust der Industrie diagnosti-

ziert werden. Im Jahr 2024 lag der reale Wertschöpfungs-

anteil des verarbeitenden Gewerbes bei 20 % und damit 

genau auf dem langjährigen Mittelwert (vgl. Abbildung 6).  

Zwar ist dieser Anteil sowohl in der EU insgesamt als 

auch in nahezu allen Mitgliedstaaten in den vergange-

nen zwei Jahren gesunken. Ob sich dieser Rückgang in 

den kommenden Jahren fortsetzen und der reale Wert-

schöpfungsanteil der Industrie damit dauerhaft sinken 

wird oder ob er sich erholen und wieder zunehmen wird, 

bleibt jedoch offen.

Abbildung 6. 	Gesamtwirtschaftliche Bedeutung des verarbeitenden Gewerbes in der Europäischen Union als 
realer (additiver) Wertschöpfungsanteil.
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Anmerkung: Die gestrichelte Linie entspricht dem langfristigen Mittelwert.
Quelle: Eurostat, Berechnungen der Autoren, ifo Darstellung.
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Ein vorübergehender Rückgang wäre typisch für 

eine Konjunkturkrise, die auftritt, wenn aufgrund einer 

schwachen wirtschaftlichen Entwicklung im Inland und 

im Ausland Neuaufträge ausbleiben. Sobald sich die 

Nachfrage auf den Absatzmärkten erholt, würde auch 

die Wertschöpfung in der Industrie wieder schneller stei-

gen als in der Gesamtwirtschaft, sodass der Wertschöp-

fungsanteil wieder zunehmen würde. Der Rückgang 

könnte aber auch vorübergehend in einer durch einen 

Strukturwandel ausgelösten Krise sein. In diesem Fall 

würden alte Industrien oder Geschäftsmodelle wegfallen 

und durch neue ersetzt werden, deren wirtschaftlicher 

Erfolg sich allerdings erst nach einiger Zeit in Form von 

Wertschöpfungsgewinnen äußert. Der Strukturwandel 

kann aber auch mit dauerhaften Rückgängen des realen 

Wertschöpfungsanteils des verarbeitenden Gewerbes 

einhergehen, wenn die neuen industriellen Geschäfts-

modelle scheitern oder wenn wegfallende Industrien 

durch Neugründungen in anderen Wirtschaftsbereichen, 

etwa im Dienstleistungssektor, ersetzt werden.

Für eine erfolgreiche Unterstützung der industriellen 

Transformation sind verlässliche wirtschaftspolitische 

Weichenstellungen erforderlich, die mit einer zügigen 

Verbesserung der Standortfaktoren einhergehen. Dazu 

zählen eine sinkende Steuerbelastung der Unterneh-

men, sinkende Bürokratie- und Energiekosten, der Aus-

bau der Digital-, Energie- und Verkehrsinfrastruktur, 

eine Erhöhung des Arbeitsangebots, z.B. durch eine hö-

here Erwerbsbeteiligung von Älteren oder Frauen, eine 

Ausweitung der Arbeitszeit von Teilzeitbeschäftigten 

und eine erleichterte Zuwanderung von Fachkräften. 

Werden diese Weichen nicht gestellt, ist die Gefahr groß, 

dass Industrien dem europäischen Standort den Rücken 

kehren, der Wertschöpfungsanteil der Industrie dauer-

haft zurückgeht und damit eine tiefgreifende Deindust-

rialisierung zur Realität wird.
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Is industry in Europe losing importance?
The article shows that industry in Europe is undergoing structural change without fundamentally losing 
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Wettbewerbsfähigkeit – die EU-Agenda

Europa steht vor großen Herausforderungen in Bezug auf seine Wettbewerbsfähigkeit, verstanden als die  
Fähigkeit, seinen Bürger:innen dauerhaft hohen Wohlstand zu gewähren. Die Produktivitätsentwicklung der 
letzten zwanzig Jahre bietet keinen Grund zur Selbstzufriedenheit. Nicht nur hat sich das gemessene Produktivi- 
tätswachstum in den meisten Industrieländern verlangsamt, auch die Kluft zwischen der EU und den USA 
ist größer geworden. Nach den Draghi- und Letta-Berichten hat die Europäische Kommission mit dem  
Competitiveness Compass eine umfassende Agenda zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit vorgelegt. 
Dieser Artikel skizziert die Agenda hinsichtlich ihrer Motivation und ihrer wichtigsten Bestandteile.*

1. Einleitung

Die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der eu-

ropäischen Wirtschaft ist das Kernanliegen der wirt-

schaftspolitischen Agenda der aktuellen Europäischen 

Kommission. Die Berichte von Enrico Letta und Mario 

Draghi (Letta, 2024; Draghi, 2024) haben ein politisches 

Momentum befördert, welches sich in den politischen 

Leitlinien der neuen Europäischen Kommission wider-

spiegelt (von der Leyen, 2024) und im Competitiveness 

Compass (Europäische Kommission, 2025a) als Agenda 

Gestalt angenommen hat. Der vorliegende Artikel skiz-

ziert diese Agenda im Hinblick auf Motivation und Im-

plementierung. 

2. Was ist Wettbewerbsfähigkeit?

Wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit als Konzept wird 

auf verschiedenen Ebenen und mit verschiedenen Kon-

notationen verwendet:1

Auf der Unternehmensebene ist Wettbewerbsfähig-

keit weitgehend deckungsgleich mit der betrieblichen 

Profitabilität. Letztere hängt von der firmenspezifischen 

Produktivität und den Inputkosten des Unternehmens 

ab. Profitabilität ist eine wesentliche Determinante der 

Unternehmensdynamik (Marktanteile, Markteintritt und 

-austritt) in den jeweiligen Branchen.

Auf Branchenebene lässt sich Wettbewerbsfähigkeit 

mit dem Konzept komparativer Vorteile beschreiben 

* Der Artikel gibt die persönlichen Ansichten des Verfassers wider; er stellt in keiner Weise eine offizielle Position der Europäischen Kommission dar.
1 Siehe z.B. Reinstaller (2023) und Kapitel 7 in Sachverständigenrat (2022) für eine umfassende Diskussion. 

und der damit einhergehenden Spezialisierung auf be-

stimmte Industrien und Güter, d.h. (prinzipiell begrenz-

te) Ressourcen werden dort eingesetzt, wo sie relativ 

gesehen die effizienteste Verwendung erfahren. Diese 

Vorteile können auf Unterschieden in der Faktorausstat-

tung beruhen, aber auch auf Innovationen und Skalen-

effekten. 

Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene liegt der Fokus der 

aktuellen Debatte auf der Produktivitätsentwicklung als 

wichtigster langfristiger Determinante des Pro-Kopf-Ein-

kommens, sowohl aus absoluter Perspektive als auch 

relativ zu anderen Weltregionen. Die aktuelle Agenda 

zur Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Volkswirt-

schaft(en) ist somit vor allem auf Produktivitätswachstum 

ausgerichtet, unter Berücksichtigung geänderter geopoli-

tischer und technologischer Rahmenbedingungen. 

Steigende Arbeitsproduktivität im internationalen 

Vergleich erlaubt eine Verbesserung der preislichen 

Wettbewerbsfähigkeit ohne Reallohnverluste; sie erhöht 

auch die Attraktivität einer Volkswirtschaft als Investiti-

onsstandort und ihre Fähigkeit, externe Verbindlichkei-

ten zu bedienen. Produktivitätswachstum ist außerdem, 

wie von Draghi (2024) betont, notwendig, um angesichts 

des erwarteten Rückgangs der Erwerbsquote im demo-

graphischen Wandel einen Rückgang des realen Pro-

Kopf-Einkommens zu vermeiden und das europäische 

Sozialstaatsmodell zu erhalten.

Lukas Vogel
Lukas Vogel, Europäische Kommission, Brüssel
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3. Was ist neu?
Wettbewerbsfähigkeit als wirtschaftspolitisches Ziel 

der EU ist kein Novum. Das Binnenmarktprogramm 

der 1980er Jahre verfolgte explizit (auch) das Ziel, die 

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrien und 

Unternehmen durch einen größeren Markt und damit 

einhergehende Skalenerträge und Innovationsanrei-

ze zu verbessern. Die Lissabon-Strategie aus dem Jahr 

2000 verfolgte das Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit der 

europäischen Volkswirtschaft im Bereich Forschung und 

Entwicklung zu stärken, was nach der globalen Wirt-

schafts- und Finanzkrise in der Europe 2020-Strategie, 

dem Euro-Plus-Pakt und dem Europäischen Semester 

fortgeschrieben wurde. 

Trotz dieser Initiativen ist das Produktivitätswachs-

tum in Europa in den vergangenen zwei Jahrzehnten 

im Trend nicht angestiegen, sondern gesunken, im 

Abbildung 1. Arbeitsproduktivität – absolutes Wachstum und Lücke gegenüber den USA.
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Einklang mit anderen entwickelten Volkswirtschaften 

– getrieben vom rückläufigen Wachstum der totalen 

Faktorproduktivität (TFP) und nach 2009 auch der Inves-

titionen.2 Zudem ist jedoch auch die Produktivitätslücke 

gegenüber den USA größer geworden, vor allem als Kon-

sequenz der aggregierten Lücke beim TFP-Wachstum  

(Abbildung 1). 

Verbunden wird die Lücke im Produktivitätswachs-

tum z.B. in Draghi (2024) mit einer Innovationslücke. Als 

Indikatoren für letztere gelten niedrigere F&E-Ausgaben 

und die geringere Patentdichte in Europa (allerdings mit 

deutlichen Unterschieden zwischen Mitgliedstaaten) im 

EU-US-Vergleich (Abbildung 2).3

Außer nach dem Beitrag einzelner Produktionsfak-

toren kann Produktivitätswachstum auch in Beiträge 

einzelner Branchen zerlegt werden. Aus der Branchen-

perspektive lässt sich die TFP-Wachstumslücke zwischen 

der EU und den USA z.B. durch weniger Spezialisierung 

Europas (Branchengröße) in Informations- und Kommu-

nikationstechnologien sowie Mikroelektronik einerseits 

2 Siehe auch Molnárová (2023) sowie Produktivitätsrat (2024), welche zudem noch den Anteil der Arbeitszusammensetzung (Humankapital) 
isolieren.
3 Siehe z.B. die Diskussion in Aghion et al. (2022) hinsichtlich der Streuung über die EU-Mitgliedstaaten von Innovationen im Bereich grüner 
Technologien.
4 Rein rechnerisch können auch andere Kombinationen aus branchenspezifischen Produktivitäts- und Wachstumstrends die Lücke beim 
Produktivitätswachstum schließen. Eine ähnliche Analyse der branchenspezifischen Produktivitätsentwicklung in Österreich relativ zum EU-
Durchschnitt findet sich in Molnárová (2023) und Produktivitätsrat (2024).  

und das schwächere europäische Produktivitätswachs-

tum in diesen Branchen im Vergleich zu den USA ande-

rerseits begründen (Abbildung 3).4

Neu ist auf der Ebene der Wirtschaftsdaten somit die 

Verschärfung der produktivitätsbezogenen Herausfor-

derungen in Europa seit den frühen 2000er Jahren, d.h. 

der Rückgang des Produktivitäts- und insbesondere des 

TFP-Wachstums und der vergrößerte Rückstand gegen-

über den USA, insbesondere in ICT-Branchen.    

Neu sind auch, zumindest in ihrer Dringlichkeit, die 

zusätzlichen politischen und technologischen Herausfor-

derungen, vor denen Europa steht. Wie in Draghi (2024) 

dargelegt, muss eine gesamtwirtschaftliche Strategie 

für europäische Wettbewerbsfähigkeit den Erfordernis-

sen der Dekarbonisierung wirtschaftlicher Aktivität (als 

Herausforderung und als Chance) sowie der Tatsache 

gestiegener geopolitischer Spannungen (Ende der Frie-

densdividende) und weltwirtschaftlicher Fragmentierung 

Rechnung tragen. Ältere produktivitätsbezogene wirt-

schaftspolitische Herausforderungen bleiben hingegen 

Abbildung 2. Innovationspotential EU – USA.
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Quelle: OECD. 



79Wirtschaftspolitische Blätter 2 | 2025

Im Fokus

erhalten und betreffen z.B. die Ausgestaltung des regu-

latorischen Rahmens, eine effizientere Verwaltung, ein 

hohes Maß an Wettbewerb, Investitionen in Bildung und 

Forschung und die Gestaltung des demographischen 

Wandels.

4. Die Agenda der Europäischen Kommission

Die wirtschaftspolitische Agenda der aktuellen Europäi-

schen Kommission im Hinblick auf Wettbewerbsfähig-

keit und Produktivität ist im Competitiveness Compass 

umrissen. Der Kompass umfasst drei thematische Säu-

len – man könnte auch von drei Imperativen sprechen 

Abbildung 3. Beitrag einzelner Branchen zum TFP-Wachstum in EU und USA, 2013–2019.
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– und fünf querschnittsartige Voraussetzungen für eine 

verbesserte Produktivitätsdynamik und Resilienz der 

europäischen Volkswirtschaft. Das Dokument entwickelt 

die grundlegenden Elemente und ihre Motivation und 

umfasst außerdem einen (ambitionierten) Zeitplan, um 

die einzelnen Bereiche bereits in 2025–26 mit greifbaren  

Initiativen zu füllen.

4.1 Die drei Säulen  
Der Competitiveness Compass folgt der Drei-Säulen-Struk-

tur in Draghi (2024). Die erste Säule ist das Schließen der 

Innovationslücke als Voraussetzung für – in absoluter 

und relativer Hinsicht – höheres Produktivitätswachs-

tum (Abbildung 4).5 Handlungsbedarf sieht der Kompass 

im Hinblick auf Produktivitätswachstum sowohl bei der 

Förderung von Sprunginnovationen6 als auch bei der 

verbreiterten Nutzung (Diffusion) neuer Technologien. 

Konkrete Ziele sind die Erleichterung von Unterneh-

mensgründungen und -erweiterungen, die Förderung 

von Forschung und Entwicklung und eine zunehmende 

Verwendung von digitalen Technologien und Künstlicher 

Intelligenz.7  

Säule zwei ist die konkurrenzfähige Dekarbonisierung, 

d.h. der geordnete Übergang in eine CO2-arme Wirt-

5 Arbeitsproduktivität, definiert als BIP pro Arbeitsstunde, hängt ab von der totalen Faktorproduktivität (TFP) und der Kapitalintensität der 
Produktion (Kapitalstock pro Arbeitsstunde). TFP misst die Effizienz, mit welcher die Produktionsfaktoren eingesetzt werden. Dauerhaftes 
Wachstum der Arbeitsproduktivität ist bei abnehmenden Grenzerträgen von Kapital nur über TFP-Wachstum zu erreichen.
6 Als Sprunginnovationen werden bahnbrechende Erfindungen oder Ideen mit nachhaltigem Einfluss auf das gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Leben bezeichnet. Sprunginnovationen bringen oft neue Märkte und Technologien hervor und unterscheiden sich dadurch von der inkrementellen 
Verbesserung bestehender Technologien und Produkte. Beispiele für Sprunginnovationen sind die Dampfmaschine, verschiedene Arten der 
Mobilität, Impfstoffe, Gentechnik, Telekommunikation, das Internet, oder Künstliche Intelligenz.
7 Strukturelle Hindernisse für die Entstehung und Entwicklung von Unternehmen, wie z.B. regulatorische Barrieren, unzureichender Zugang zu 
Risikokapital, Fachkräftemangel und Engpässe bei der Infrastruktur, werden in Europäische Kommission (2025b) tiefergehend erörtert.   
8 Zu diesen zählen z.B. Metalle und Keramik, Chemie und Plastik, Papier, Transport und Wohnen.

schaft. Dies umfasst sowohl, das Potential grüner Inno-

vationen und Märkte (regenerative Energien, emissions-

arme Mobilität) zu nutzen, als auch die Herausforderung, 

den CO2-Ausstoß vor allem energie- und emissionsinten-

siver Industrien und Aktivitäten zu reduzieren.8 Voraus-

setzung für eine konkurrenzfähige Dekarbonisierung 

ist ein ausreichendes und stabiles Angebot an kosten-

günstiger emissionsarmer Energie (Energiegewinnung, 

Energienetze). Die Dekarbonisierung energieintensiver 

Industrien geht zudem mit erheblichen Investitions-

kosten in langlebige Kapitalgüter einher. Unterschiede 

in der Verfügbarkeit emissionsarmer Energien sprechen 

zudem für eine Verschiebung von komparativen Kosten-

vorteilen innerhalb Europas und auf globaler Ebene. Auf 

globaler Ebene kommt (erschwerend) hinzu, dass Klima-

politiken weltweit weder hinsichtlich der Ziele noch im 

Hinblick auf die Instrumente synchronisiert sind. 

Die dritte Säule besteht in der Notwendigkeit, wirt-

schaftliche Abhängigkeiten zu reduzieren und die wirt-

schaftliche (aber auch militärische) Sicherheit zu erhö-

hen. Handel und internationale Arbeitsteilung innerhalb 

globaler Wertschöpfungsketten waren und sind eine 

wichtige Komponente europäischer Wettbewerbsfähig-

keit. Abhängigkeiten z.B. im Bereich kritischer Ressour-

Abbildung 4. Struktur des Competitiveness Compass.
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• Regulatorische Vereinfachung
• EU-Binnenmarkt
• Finanzierung von Innovationen
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Quelle: Eigene Darstellung.
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cen und im Rahmen von Wertschöpfungsketten sind 

aber auch ein Risiko für das europäische Wirtschafts-

model in dem Maße, in dem solche Abhängigkeiten er-

pressbar machen und politisch instrumentalisiert wer-

den. Diversifizierung und der Erhalt eigener Kapazitäten 

in kritischen Industrien zielen darauf ab, die wirtschaft-

liche Resilienz in einem konfliktgeladenen internationa-

len Umfeld zu erhöhen. Sie gehen zumindest in einer 

kurzfristigen (statischen) Betrachtung aber auch mit 

ökonomischen Effizienzverlusten einher (Verzicht auf 

Spezialisierungsgewinne entlang komparativer Vorteile). 

Eine Stärkung des europäischen Produktivitätswachs-

tums ist daher auch notwendig, um diese Kosten und 

Effizienzverluste ausgleichen zu können.9

4.2 Die horizontalen Voraussetzungen
Der Competitiveness Compass nennt fünf horizontale Vor-

aussetzungen – d.h. Querschnittsthemen – für ein Schlie-

9 Siehe auch Garicano (2025).
10 Empirische Studien haben einen negativen Zusammenhang zwischen regulatorischer Strenge und Komplexität einerseits und 
Investitionsanreizen für Unternehmen andererseits etabliert. Alesina et al. (2005) unterstreichen die Bedeutung von freiem Marktzutritt für 
private Investitionen. Aghion et al. (2023) zeigen, wie Regulierung auch Produktivitätswachstum hemmen kann, insbesondere durch mangelnde 
Anreize, von Skalenvorteilen zu profitieren. Masuch et al. (2018) betonen die Rolle einer effizienten Verwaltung und Justiz (Rechtssicherheit) 
für Investitionen allgemein und ausländische Direktinvestitionen im Besonderen. Dawson und Seater (2013) finden einen negativen Einfluss 
regulatorischer Komplexität (gemessen am Umfang von Rechtstexten) auf Produktivität, Kapital und Beschäftigung. Siehe auch die Diskussion 
von Investitionshemmnissen in Europäische Kommission (2025b) und Vogel (2025).

ßen der Innovationslücke und höheres Produktivitäts-

wachstum unter Beibehaltung der Dekarbonisierungsziele 

und mit positiven Auswirkungen auch auf die Resilienz (An-

passungsfähigkeit) der europäischen Wirtschaft:

1.	 Regulierung vereinfachen: Regulatorische Komplexi-

tät geht einher mit Zusatzkosten (Konformitätskos-

ten) für Unternehmen und verstärkt regulatorische 

Unsicherheit (Welche Bestimmungen gelten für wen 

und müssen wie erfüllt werden?). Beide Komponen-

ten tendieren dazu, private Investitionsanreize zu 

schwächen (Abbildung 5).10 Die Kommission hat sich 

im Kompass das Ziel gesetzt, den Verwaltungsauf-

wand für Unternehmen insgesamt um 25 % und für 

kleine und mittlere Betriebe um 35 % zu reduzieren.

2.	 EU-Binnenmarkt vertiefen: Trotz aller Fortschritte der 

vergangenen Jahrzehnte bleibt der gemeinsame Bin-

nenmarkt fragmentiert. Schätzungen des IWF (2024) 

legen nahe, dass nichttarifäre Handelshemmnisse 

Abbildung 5. Investitionshindernisse für private Unternehmen. Anteil der Unternehmen in %.
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Quelle: EIB (2024).
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im Güterverkehr einem Zollniveau von 44 % ent-

sprechen, im Dienstleistungshandel sogar 110 %.11 

Dabei betonen IWF (2024) sowie Fontagné und Yotov  

(2024, 2025) das Potential des Binnenmarktes, 

(statische) Effizienzverluste durch Verwerfungen 

im Außenhandel zumindest teilweise zu kompen-

sieren. Der Binnenmarkt fördert Produktivitäts-

wachstum. Er verbindet stärkeren Wettbewerb 

und Effizienzgewinne aus Skalenerträgen; er stärkt 

Innovationsanreize durch größere Absatzmärkte 

und erleichtert die Verbreitung neuer Technologien 

z.B. durch Direktinvestitionen. Außerdem bietet der 

Binnenmarkt mehr Spielraum für sektorale Spezia-

lisierung entlang komparativer Vorteile, so z.B. bei 

energieintensiven Industrien, die im Zuge der grü-

nen Transformation von einem ausreichenden und 

stabilen Angebot an kostengünstigen kohlenstoffar-

men Energieträgern abhängig sind, und die zugleich 

als strategisch relevant gelten, was den Erhalt von 

Kapazitäten in der EU motiviert. Die neue Binnen-

marktstrategie (Europäische Kommission, 2025c) 

legt den Schwerpunkt auf regulatorische Hindernis-

se wie die Komplexität von Regeln und Verfahren, 

die unzureichende Durchsetzung des Regelwerks 

11 Adilbish et al. (2025) präsentieren detailliertere branchenspezifische Ergebnisse und Anmerkungen zur Methodologie (Gravitationsmodell). 
Neuere Studien zum wirtschaftlichen Nutzen des Binnenmarkts umfassen Felbermayr et al. (2022), Head und Mayer (2021), in ‘t Veld (2019) und 
Mayer et al. (2019). 

durch die Mitgliedstaaten, die Hindernisse bei der 

Gründung und grenzüberschreitenden Tätigkeit von 

Unternehmen, die Anerkennung beruflicher Quali-

fikationen und schwerfällige Standardisierungs-

prozesse – mit besonderer Betonung des Dienst-

leistungssektors und des Vereinfachungspotentials 

digitaler Technologien.

3.	 Finanzierung ausbauen: Innovationsförderungen, 

die grüne und digitale Transformation und In-

vestitionen in ökonomische Resilienz und Sicher-

heit bringen einen signifikanten Investitionsbedarf 

mit sich. Draghi (2024) nennt zusätzliche jährliche  

Investitionen in einer Größenordnung von circa 5 %  

des BIP in der mittleren Frist. Ein Großteil dieses  

Investitionsbedarfs entfällt auf den Privatsektor,  

sowohl angesichts der Art der Investitionen als auch 

des begrenzten fiskalischen Spielraums der Mitglied-

staaten. Während schon Verbesserungen im Hinblick 

auf nicht-monetäre Investitionsbarrieren zusätzliche 

Investitionen veranlassen können, ist der Zugang 

zu Risikokapital in Europa noch immer stark limi-

tiert (Abbildung 5; Europäische Kommission, 2025b).  

Die Bedeutung von Risikokapital für Innovationen 

und Wachstum wird dadurch unterstrichen, dass 

Abbildung 6. Bruttoinvestitionsausgaben 2024 in % des BIP.
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die europäische Investitionslücke gegenüber den 

USA vor allem eine Lücke bei privaten Investitionen 

in immaterielles Kapital ist, einschließlich Investitio-

nen in F&E (Abbildungen 2 und 6).12 Kernpunkt des 

Competitiveness Compass ist in dieser Hinsicht eine 

Kapitalmarktunion (Spar- und Investitionsunion), die 

den Anlegern und Unternehmen in Europa den Zu-

gang zu Kapitalmärkten erleichtern und Investitio-

nen über nationale Grenzen hinweg fördern soll. Im 

Hinblick auf die öffentlichen Finanzen spricht sich  

der Kompass für eine Neuausrichtung des EU-

Haushalts in Richtung Wettbewerbsfähigkeit und 

Produktivität aus, einschließlich eines Fonds zur 

Förderung von Investitionen in F&E und in die Pro-

duktion strategischer Technologien, einschließlich  

grenzüberschreitender Projekte von gemeinsamem 

Interesse.                    

4.	 Qualifizierung stärken: Arbeitsproduktivität als Out-

put pro Arbeitsstunde hängt direkt vom Humanka-

pital der Erwerbsbevölkerung ab. Qualifizierung und 

lebenslanges Lernen gewinnen auch im Kontext des 

demographischen Wandels und längerer Erwerbs-

fähigkeit an Bedeutung. Darüber hinaus sind Ar-

beits- und Fachkräftemangel auch in der kürzeren 

Frist ein relevanter Engpass für Investitionen und 

Wachstum in Europa. In der EIB-Unternehmens-

befragung von 2024 (EIB 2024) erwähnten 77 % der 

befragten Unternehmen Fachkräftemangel als Inves-

titionshindernis und 51 % gar als großes Hindernis  

(Abbildung 5). Der Kompass sieht u.a. vor, unter 

dem Dach einer Kompetenzunion Investitionen in 

lebenslanges Lernen zu stärken, Mobilitätschancen 

zu erhöhen und die Anerkennung von Bildungsab-

schlüssen und Qualifikationen innerhalb der EU zu 

verbessern, um so grenzüberschreitendes Arbeiten 

zu vereinfachen (Europäische Kommission, 2025e).       

5.	 Koordinierung verbessern: Die Bereitstellung europäi-

scher öffentlicher Güter, z.B. im Bereich von Sicher-

heit und Dekarbonisierung, erfordert wirtschafts-

politische Koordination und gemeinsame Regeln. 

Gleiches gilt für den Ausbau europäischer Netze, 

grenzüberschreitende Projekte von gemeinsamem 

Interesse und die vertiefte Integration von Güter- 

und Faktormärkten. Darüber hinaus generiert wirt-

12 Corrado et al. (2022) bieten einen hervorragenden Überblick zur Definition und Bedeutung von immateriellem Kapital (intangibles).
13 Industriepolitik als auf spezifische Branchen, Technologien oder sogar Unternehmen abzielende wirtschaftspolitische Intervention hat 
ihre theoretische Rechtfertigung in verschiedenen Formen von Marktversagen (Externalitäten, Kollektivgutprobleme). Gleichzeitig ist sie mit 
politökonomischen Problemen behaftet, welche die theoretische Rechtfertigung praktisch entwerten können. Insgesamt scheint Industriepolitik 
bisher eher bei der Förderung spezifischer Branchen im Hinblick auf Produktionsmengen oder Beschäftigung erfolgreich gewesen zu sein, weniger 
im Hinblick auf Produktivitätswachstum (Baquie et al., 2025; Criscuolo et al., 2022). Prinzipien einer wettbewerbs- und innovationsfreundlichen 
Industriepolitik werden z.B. in Aghion et al. (2015), Aghion (2023), Garcia-Macia und Sollaci (2024) und Tirole (2024) diskutiert.

schaftspolitisches Handeln auf nationaler Ebene 

allgemein in einem integrierten Wirtschaftsraum 

Externalitäten positiver und negativer Art, die bei 

Gesamtbetrachtung der Wohlfahrtseffekte ein zu 

wenig oder zu viel an politischen Maßnahmen mit 

sich bringen. Ein Beispiel sind nationalstaatliche För-

der- und Industriepolitiken. Diese können über Inno-

vationen oder die Sicherung von Wertschöpfungs-

ketten mit positiven Externalitäten verbunden sein. 

Andererseits besteht bei nationalstaatlicher Förde-

rung aber auch die Gefahr, dass Subventionswett-

lauf und Mitnahmeeffekte die Kosten für alle in die 

Höhe treiben.13 Der Competitiveness Compass betont 

den Koordinationsbedarf zwischen der EU und den 

Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaa-

ten untereinander bei der Umsetzung gemeinsamer 

Projekte und bei Reformen und Investitionen mit 

grenzüberschreitender Wirkung. Dabei gilt es auch, 

die latente Spannung zwischen regulatorischer Ver-

bindlichkeit einerseits (mehr Verordnungen, weniger 

Richtlinien, für weniger Spielraum bei der Umset-

zung) und Subsidiarität andererseits von Fall zu Fall 

zu adressieren. Auf finanzieller Seite strebt der Kom-

pass eine Vereinfachung bestehender Förderinstru-

mente an, mit einem Fokus auf Projekte mit klarem 

europäischem Mehrwert.                 

5. Europäische und nationale Reformen

Die Agenda des Competitiveness Compass für Wettbe-

werbsfähigkeit und Produktivitätswachstum in Europa 

verfolgt einen einheitlichen EU-weiten Ansatz. Die Dring-

lichkeit einzelner Herausforderungen variiert jedoch je 

nach Mitgliedstaat aufgrund unterschiedlicher Rahmen-

bedingungen und Politiken, die sich in unterschiedli-

cher Betroffenheit und Leistungsfähigkeit entlang der 

verschiedenen Dimensionen von Wettbewerbsfähigkeit 

niederschlagen. 

Länderspezifische Analysen und Empfehlungen im 

Rahmen des Europäischen Semesters bleiben damit 

bedeutsam, auch wenn es um die Umsetzung EU-wei-

ter Maßnahmen geht. Die Länderberichte und länder-

spezifischen Empfehlungen der Europäischen Kommis-

sion von 2025 bieten im Einklang mit den Prinzipien des  
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Competitiveness Compass eine umfassende Analyse der  

wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungen einerseits 

und der Prioritäten für die einzelnen Mitgliedstaaten 

andererseits. (Europäische Kommission, 2025f). In ähnli-

cher Absicht und Weise identifizieren die Benchmarking-

Ansätze von Budina et al. (2025) und Pfeiffer et al. (2024) 

länderspezifische Reformlücken und bemessen das 

Wachstumspotential, das mit einem Aufholen gegen-

über der jeweiligen Spitzengruppe verbunden ist. 

Die europäische Ebene ist in der im Competitiveness 

Compass dargelegten Strategie vor allem mit Bereichen 

befasst, in denen ein klarer Mehrwert EU-weiten Han-

dels erkennbar ist (Effizienzgewinne durch Vertiefung 

des Binnenmarkts für Güter, Dienstleistungen, Kapital 

und Arbeit; Versorgungssicherheit und gemeinsame Be-

schaffung; grenzüberschreitende Netze und Projekte 

von gemeinsamem europäischem Interesse; Externali-

täten nationalstaatlicher Politiken).    
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Katalytische Industriepolitik 
in concordia varietas

Eine katalytische Industriepolitik (Catalytic Industrial Policy – CIP) muss grüne, digitale und soziale 
Ziele gleichzeitig vorantreiben, um erfolgreich zu sein. Investitionen müssen strategisch gelenkt und 
breit wirksam sein – etwa durch den Einsatz von Konditionalitäten. Eine wirksame CIP erfordert eine 
kontinuierliche Überwachung anhand sorgfältig ausgewählter Ergebnisindikatoren, insbesondere solcher, 
die Wechselwirkungen zwischen Politikbereichen sichtbar machen. Ein mutiges Beispiel für eine CIP wäre 
ein paneuropäisches Investitionsprogramm in nachhaltigen öffentlichen Wohnbau, das Dekarbonisierung, 
Digitalisierung und soziale Inklusion unterstützt – und damit tiefgreifenden Strukturwandel legitimiert.*

1. Einleitung

Die bisherige Industriepolitik der EU setzte vorrangig 

auf Effizienz und Marktintegration. Doch jüngste Krisen  

– etwa 9/11, die globale Finanzkrise, Brexit, COVID-19 und  

Russlands Krieg gegen die Ukraine – haben die Verwund-

barkeit dieses Ansatzes offengelegt. Diese Schocks,  

zusammen mit steigenden Lebenshaltungskosten, geo-

politischen Spannungen und Klimarisiken, haben das 

Thema Sicherheit – sozial, energiebezogen, klimabezo-

gen und mehr – wieder in den Mittelpunkt gerückt.

Hinterfragt wird beispielsweise territoriale Ungleich-

heit (Rodríguez-Pose, 2018). Ereignisse wie der Brexit 

zeigen die langfristige Vernachlässigung wirtschaftlich 

abgehängter Regionen – sowohl im Vereinigten König-

reich als auch in der EU.

Dieser Essay plädiert für eine katalytische Industrie-

politik (Catalytic Industrial Policy – CIP), die gleichzeitig 

grüne, digitale und soziale Ziele verfolgt, um deren Ver-

wirklichung zu beschleunigen. Inspiriert von früheren 

Transformationen – etwa dem postkommunistischen 

Wandel in Osteuropa – soll eine CIP ökonomische, sozia-

le und politische Dimensionen miteinander verbinden.

Vorgeschlagen wird ein Set von Ergebnisindikato-

ren, das über herkömmliche Kennzahlen hinausgeht 

und Wechselwirkungen zwischen Politikfeldern sicht-

bar macht – insbesondere zur Messung demokratischer 

Legitimation und politischer Wirksamkeit. Eine transpa-

rente, evidenzbasierte Bewertung ist entscheidend, da-

mit Industriepolitik tatsächlich eine grundlegende Ver-

änderung herbeiführen kann.

Zur Kontinuität und Vergleichbarkeit sollten CIP-In-

dikatoren einerseits an bestehende industriepolitische 

Indikatoren der EU anschließen, aber andererseits auch 

um neue Indikatoren ergänzt werden, die breitere Ziele 

abbilden – wie Vertrauen in die Demokratie (Morelli et 

al., 2022) oder das nordische Modell inklusiven Wohl-

stands (Sandbu, 2020). Die Auswahl der Indikatoren folgt 

einem Modell wechselseitiger Abhängigkeiten zwischen 

ökologischer Transformation, technologischer Innova-

tion und demokratischer Legitimation – wobei sich alle 

drei Bereiche gegenseitig beeinflussen.

Die Indikatoren müssen für den jeweiligen Bereich 

relevant sein, aber auch für die beiden anderen Berei-

Mario Holzner
Mario Holzner, wiiw, Wien 

* Der diesem Essay zugrunde liegende Forschungsbericht (Holzner, 2024) wurde im Rahmen des wirtschaftspolitischen Beratungsprogramms 
der Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU (DG GROW) der Europäischen Kommission – im Rahmen des DG 
GROW Fellowship-Programms 2023 – verfasst. Die darin geäußerten Meinungen geben ausschließlich die Auffassung des Autors wieder und 
sind nicht als offizielle Position der Europäischen Kommission zu verstehen. Der Autor dankt dem Chefökonom von DG GROW, Román Arjona, 
sowie seinem Team – Josefina Monteagudo, Frank Vandermeeren und Stefano Vannini – sowie allen Fellows des DG GROW Jahrgangs 2023 für 
ihre wertvollen Hinweise und Anregungen. Wichtige Kommentare und Empfehlungen kamen zudem von Francesca Guadagno, Dario Guarascio, 
Michael Landesmann, Roman Römisch und Bernhard Schütz. Die Übersetzung und Kürzung des Textes erfolgte mit Unterstützung von ChatGPT.
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che; jeder Indikator muss über Zeit und Raum hinweg 

verfügbar sein; er muss entweder auf der Einbeziehung 

verwandter Indikatoren aus früheren Erhebungen beru-

hen oder auf einer bewussten Entscheidung, einen unty-

pischen Indikator darzustellen; Indikatoren sollten wenn 

möglich auch in disaggregierter Form dargestellt werden 

(z.B. in ihren regionalen, sektoralen oder geschlechtsspe-

zifischen Dimensionen) und schließlich sollten die Indika-

toren mit den übergeordneten industriepolitisch relevan-

ten Zielen der EU in Verbindung stehen, die in Artikel 3 

des EU-Vertrages und Artikel 173 des Vertrages über die 

Arbeitsweise der EU festgelegt sind. Sie müssen zudem 

SMART (specific, measurable, achievable, reasonable,  

time-bound) sein, also spezifisch, messbar, erreichbar, 

relevant und zeitgebunden, insbesondere im Hinblick auf 

die Operationalisierung eines konkreten Programms.

2. Indikatoren 

Die im Weiteren als mögliche Beispiele vorgeschlagenen 

Indikatoren beruhen auf diesen pragmatischen Aus-

wahlkriterien nach Holzner (2024) und zielen darauf ab, 

die EU zu einem attraktiveren, nachhaltigeren und inklu-

siveren Wirtschaftsraum für grüne und digitale Unter-

nehmen zu machen:

•	 Demokratische Legitimität: Medianeinkommen nach 

Urbanisierungsgrad, Vertrauen in die Regierung und 

das durchschnittliche Alter, in dem junge Menschen 

das Elternhaus verlassen.

•	 Technologische Transformation: Veränderung des 

Roboterbestands, Absolvent:innen in Naturwissen-

schaften und Technik nach Geschlecht sowie die Be-

teiligung von KMU am E-Commerce.

•	 Ökologische Transformation: Dichte der Stromnetze 

(Hoch-/Niederspannung), Öko-Innovationspatente 

und CO₂-Emissionen im Wohnsektor pro Kopf.

In den nächsten Abschnitten soll näher auf die ausge-

wählten Indikatoren eingegangen werden.

2.1. Ein besseres Leben als Grundlage für 
demokratisch legitimierten Strukturwandel
Die folgenden drei Statistiken sollen als Beispiele für Er-

gebnisindikatoren einer katalytischen Industriepolitik 

im Bereich des Sozialen dienen, die (von Morelli et al., 

2022 inspiriert) dazu geeignet sind, den grünen und digi-

talen Strukturwandel demokratisch zu legitimieren und 

damit wahrscheinlicher zu machen.

Das Medianäquivalenzeinkommen (in Kaufkraftstan-

dards, KKS), aufgeschlüsselt nach Urbanisierungsgrad 

(Eurostat), bildet die materiellen Lebensverhältnisse in 

unterschiedlichen Regionen ab. In der EU und im Euro-

raum liegt das mittlere verfügbare Einkommen in Städ-

ten Anfang der 2020er Jahre bei rund 20.000 KKS, in 

ländlichen Gebieten etwa 5–10 % niedriger. Aber diese 

Lücke schließt sich zunehmend – beispielsweise durch 

Binnenmigration in urbane Räume. Die Einkommen in 

Städten sind in den letzten 15 Jahren im Euroraum jähr-

lich um etwa 2 % gewachsen.

In der Schweiz betragen die Einkommen etwa  

27.000 KKS, stagnieren aber seit 2015. Im Vereinigten 

Königreich liegen die ländlichen Einkommen etwas über 

den städtischen, doch ohne London würde sich ein deut-

lich niedrigeres Einkommensniveau in den verarmten 

Städten Nordenglands zeigen. 2018 lagen die Einkom-

men noch unter dem Niveau von 2007, was auf wirt-

schaftliche Stagnation hinweist – ein möglicher Treiber 

der Brexit-Unzufriedenheit.

Im Schnitt der Jahre 2018–2022 betrugen die mitt-

leren städtischen Einkommen in Ost- und Südeuropa 

bis zu 10.000–17.000 KKS, in Nord- und Westeuropa  

20.000–23.000 KKS. Das Einkommenswachstum im  

Vergleich zwischen den Durchschnitten der Zeiträume 

2013–2017 und 2018–2022 reichte von Stagnation in 

der Slowakei bis zu 80 % Zuwachs in Rumänien. Einzig 

in Frankreich sanken die Einkommen. Die sinkenden Ein-

kommen waren einer der möglichen Treiber für die soge-

nannten Gelbwesten-Proteste in Frankreich 2018–2019.

Das Vertrauen in Regierungen (Eurobarometer), ein 

zentraler Faktor für die Legitimität von Strukturrefor-

men, ist EU-weit rückläufig – insbesondere in nationale 

Regierungen. Zwischen 2018 und 2023 fiel das Vertrauen 

beispielsweise in Schweden um 40 %. Schweden gehört 

im Übrigen zu den EU-Mitgliedstaaten mit den enttäu-

schendsten Entwicklungen beim mittleren verfügba-

ren Einkommen. In Ländern mit ohnehin niedrigem 

Niveau fiel das Vertrauen besonders in der Slowakei 

weiter ab. Im Schnitt vertraut nur noch ein Drittel der  

EU-Bürger:innen ihrer Regierung.

Ein weiterer Indikator für politische Legitimität ist 

das Durchschnittsalter beim Auszug junger Menschen aus 

dem Elternhaus (Eurostat) – ein Maß für Autonomie. In 

der EU liegt es 2022 bei 26 Jahren, mit einer Bandbrei-

te von 21 Jahren in Schweden und Dänemark bis zu 33 

Jahren in Kroatien – ein Hinweis auf gravierende Woh-

nungsmarktprobleme und die geringe Leistbarkeit von 
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Wohnraum für junge Menschen. Zwischen 2017 und 

2022 stieg das Alter in vielen Ländern – besonders in 

Luxemburg, Belgien und Kroatien. Junge Männer ziehen 

im Schnitt ein Jahr später aus, in Bulgarien und Rumä-

nien sogar zwei Jahre später als der EU-Durchschnitt.

Angesichts der höheren Radikalisierungsgefahr jun-

ger Männer und ihrer überdurchschnittlichen Präsenz 

in MINT-Fächern ist es essenziell, das Alter beim Haus-

haltsauszug zu senken und geschlechtsspezifische Un-

terschiede zu verringern. Junge Menschen, welche die 

Perspektive haben, rasch ein selbstbestimmtes Leben 

beginnen zu können, können sich besser in Ausbildung 

und Beruf als vollwertige Mitglieder der Gesellschaft be-

weisen und produktiv entfalten. Staaten mit ausgepräg-

ter Wohnraumkrise weisen häufig geringes Vertrauen 

in die Regierung auf. Öffentliche Wohnbauinitiativen 

und ein gerechter, flexibler Mietmarkt, insbesondere 

in Städten, könnten die Legitimität von Strukturwandel 

stärken, die digitale Transformation durch moderne 

Wohnbauten mit guter Infrastruktur fördern und zur 

ökologischen Wende durch neue, energieeffiziente Bau-

weisen beitragen – und damit positive Rückkopplungs-

effekte im Sinne einer katalytischen Industriepolitik 

auslösen.

2.2. Die technologische Transformation meistern 
durch den Aufbau einer innovativen Industrie
Die drei Ergebnisindikatoren im Bereich Technologie 

sollen neben einer fortschreitenden Digitalisierung 

auch die Entwicklung der Grundlagen einer innovativen 

Industrie über den Weg der kombinierten Automatisie-

rung und Qualifizierung wie von Sandbu (2020) gefor-

dert darstellen.

Aufgrund des demografischen Wandels und des Be-

darfs an Qualifizierungsmaßnahmen ist Automatisie-

rung, insbesondere in geringqualifizierten Branchen, 

unverzichtbar. Ein wichtiges Maß ist die Anzahl der Ro-

boter pro 1.000 Beschäftigten (International Federation 

of Robotics). Im Jahr 2021 hatte die EU etwa drei Roboter 

pro 1.000 Arbeiter, damit lag sie vor dem Vereinigten Kö-

nigreich, den USA und der Schweiz, aber hinter Japan. 

Zwischen 2016 und 2021 stieg der Roboterbestand in 

der EU um 36 %.

Die Roboterdichte variiert innerhalb der EU stark. 

Deutschland führt und übertrifft sogar Japan. Slowe-

nien hat seinen Bestand verdoppelt und liegt nun vor 

Tschechien und Italien, während die osteuropäischen 

EU-Staaten das schnellste Wachstum verzeichnen, was 

einen Wandel von arbeitsintensiven Tätigkeiten hin zu 

Automatisierung und kapitalintensiven Tätigkeiten wi-

derspiegelt. Wenn man Roboter in der Automobilindus-

trie ausklammert, führt Italien vor Deutschland, gefolgt 

von Slowenien, Dänemark, Österreich und Schweden. 

Die osteuropäischen Länder liegen zwar noch zurück, 

zeigen aber eine starke Dynamik.

Neben der Automatisierung ist das Angebot an 

qualifizierten Fachkräften entscheidend. Bis 2019 gab 

es in der EU fast 21 Absolvent:innen aus Naturwissen-

schaften und Technik pro 1.000 Personen im Alter von  

20–29 Jahren (Europäische Kommission, Digital  

Scoreboard), ein Anstieg um 2 Prozentpunkte seit 2014. 

Bei Frauen war der Anstieg mit 1 Prozentpunkt um die 

Hälfte geringer. Während die EU deutlich vor Norwegen 

liegt, bleibt sie hinter dem Vereinigten Königreich zu-

rück, wobei Irland und Frankreich besser abschneiden. 

Irland verzeichnete einen Anstieg um insgesamt 50 % 

und hat die Anzahl an weiblichen Absolventinnen nahe-

zu verdoppelt. Dies weist auf die Wichtigkeit hin, Mäd-

chen für die MINT-Fächer zu begeistern.

Der Fortschritt hängt jedoch auch von der Beteiligung 

der Unternehmen ab. Im Jahr 2022 verkauften nur 19 % 

der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) in der 

EU online (Europäische Kommission, Digital Economy 

and Society Index dashboard) – ein Anstieg von lediglich  

2 Prozentpunkten seit 2017. Der Anteil ist besonders 

niedrig in Ost- und Südeuropa. Irland, Schweden und  

Dänemark führen mit über einem Drittel der KMU, die 

online verkaufen. Länder wie Malta, Kroatien und Litauen  

haben ebenfalls jüngst Fortschritte erzielt.

Besorgniserregend ist, dass Frankreich und Deutsch-

land zurückgefallen sind und auf oder unter dem  

EU-Durchschnitt liegen. Dies unterstreicht sowohl das 

Potenzial für Sprunginnovationen, welche neue Märkte 

schaffen, als auch deren langsames Tempo der digitalen  

Transformation. Die Digitalisierung von KMU unter-

stützt nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit von Betrieb 

und Volkswirtschaft, sondern auch den ökologischen 

Wandel und die demokratische Legitimität – einerseits 

durch nachhaltigere Produktionsprozesse und Kon-

sumgewohnheiten sowie Kreislaufwirtschaft und an-

dererseits durch geringeren Preisdruck auf (Gewerbe-)  

Immobilienmärkte und verbesserte Lebensbedin-

gungen durch mehr Teleworking und E-commerce.  

Sie spielt eine katalytische Rolle bei der Vereinba-

rung der grünen, digitalen und sozialen Dimensionen  

der Transformation.
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2.3. Die ökologische Transformation meistern 
und Europas grüne Industrie stärken
Schließlich folgen drei Beispiele für ökologische Ergeb-

nisindikatoren, die einerseits die infrastrukturellen 

Grundlagen der ökologischen Wende, aber auch grüne 

Innovation und sektorale Quellen der Treibhausgas-

emissionen ansprechen sollen. Verbesserungen in die-

sen Bereichen haben das Potenzial, unter anderem die 

grüne Industrie zu stärken.

Ein wichtiger Indikator für die ökologische Transfor-

mation mit technologischer und politischer Relevanz ist 

die Dichte der Hochspannungsleitungen (ENTSO-E, Euro-

stat, nationale Quellen), die notwendig sind, um Wind- 

und Solarenergiequellen europaweit zu verbinden. Ein 

stabiles Stromnetz kann die Stromkosten senken – ent-

scheidend für die technologische Transformation – doch 

der Netzausbau stößt auf öffentlichen Widerstand und 

regulatorische Hürden.

Die meisten EU-Länder verfügen über 30–40 km 

Hochspannungsleitungen pro 1.000 km², wobei Deutsch-

land und die Niederlande bei 60 km liegen und das Ver-

einigte Königreich mit 80 km führt. Zwischen 2016 und 

2021 verzeichneten nur wenige Länder – insbesondere 

Irland, die Slowakei und Polen – ein signifikantes Wachs-

tum, meist von niedrigen Ausgangsniveaus aus. Auch die 

Niederspannungsnetze, die für dezentrale grüne Ener-

gie essentiell sind, weisen ähnliche Lücken auf. Die EU 

liegt vor dem Vereinigten Königreich, aber hinter der 

Schweiz. Länder wie Italien, die Niederlande und Öster-

reich führen mit etwa 180 km pro 1.000 km², während 

der Durchschnitt der meisten Länder bei 60 km liegt. 

Nur Luxemburg hat kürzlich ausgebaut; das deutsche 

Netz schrumpfte hingegen um 14 %, was auf bedeuten-

de Infrastrukturdefizite hinweist.

Ein zweiter wichtiger Indikator sind Öko-Innovations-

patente pro Million Einwohner (EU Eco-Innovation Score-

board). Beim Durchschnitt der Jahre 2013–2017 im Ver-

gleich zum Durchschnitt 2018–2022 sank der EU-Wert 

von knapp 100 auf etwas über 90. Nur Malta, Polen, die 

Slowakei und Estland verzeichneten Zuwächse – wenn 

auch von niedrigem Niveau – was auf eine generelle Sta-

gnation oder Reife der grünen Innovation hindeutet.

Gebäude verursachen über ein Drittel der energie-

bedingten Treibhausgasemissionen der EU. Trotz Ver-

besserungen bei der Energieeffizienz sind die Emis-

sionsreduktionen zu langsam, um die Ziele für 2030 zu 

erreichen. Wärmepumpen helfen zwar, die Heizung zu 

dekarbonisieren, erhöhen aber den Strombedarf – der 

durch sauberen Strom gedeckt werden muss, um eine 

Verlagerung der Emissionen zu vermeiden. Zwischen 

den Durchschnitten der Jahre 2012–2016 und 2017–2021 

sanken die CO₂-Emissionen im Wohnsektor (European En-

vironment Agency, Eurostat) der EU um 7 %, im Vergleich 

zu 20 % in der Schweiz und 30 % in Norwegen. Nur Finn-

land, Dänemark und Schweden erreichten ähnliche Wer-

te; andere Länder wie Lettland, die Slowakei und Rumä-

nien verzeichneten steigende Emissionen.

Um die Dekarbonisierung des Wohnungsbaus zu 

beschleunigen, sind sowohl technologische Verbesse-

rungen als auch unterstützende politische Maßnahmen 

erforderlich – von besserer Dämmung bis zur Digita-

lisierung der Baubranche. Die Einbindung grüner und 

sozialer Ziele kann die Wirkung verstärken. Bezahlbarer 

und nachhaltiger Wohnraum – insbesondere für junge 

Familien und im Kontext von Homeoffice – ist ein Bei-

spiel für eine katalytische Industriepolitik, die Synergien 

zwischen ökologischer, technologischer und sozialer 

Transformation schafft und zugleich die demokratische 

Legitimität sowie Wettbewerbsfähigkeit der EU stärkt.

3. Zusammenfassung und wirtschafts-
politische Handlungsempfehlungen

Dieser Artikel argumentiert, dass frühere EU-Politiken 

sich zu eng auf Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit 

konzentriert haben (siehe auch Draghi, 2024) und da-

bei breitere Sicherheitsdimensionen – sozial, energie-

politisch, geopolitisch – sowie die Anliegen wirtschaftlich 

marginalisierter Regionen vernachlässigten. Als Reakti-

on auf jüngste systemische Krisen wird eine katalytische 

Industriepolitik (CIP) vorgeschlagen, die grüne, digitale 

und soziale Ziele durch gezielte Investitionen, öffent-

liche Legitimität und messbare Ergebnisse in Einklang  

bringt.

Indikatoren sollten nicht nur einzelne Bereiche (öko-

logisch, technologisch, demokratisch) abbilden, son-

dern auch deren wechselseitige Abhängigkeit. Der Essay 

nennt als mögliche Beispiele jeweils drei Indikatoren pro 

Bereich.

Ein integriertes Beispiel für CIP ist moderner und 

nachhaltiger, staatlich geförderter Wohnungsbau, der 

Homeoffice-Infrastruktur, digitale Teilhabe und Emissi-

onsreduktion unterstützt und so Rückkopplungseffekte 

über alle drei Politikachsen auslöst. Weitere Beispiele 

könnten ein EU-weites Hochgeschwindigkeitszugnetz-

werk oder ein grünes maritimes Industrieprogramm – 

ähnlich dem Airbus-Projekt – sein.

Die intellektuelle Wende hin zu einer missionsorien-

tierten Industriepolitik (Mazzucato, 2018) und einem  

Public-Value-Ansatz ist bereits im Gange, mit wachsen-
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der Unterstützung von Think Tanks und internationalen  

Organisationen. Der benötigte Wandel erfordert Ver-

ständnis für institutionelle Koordination, staatliche 

Handlungsfähigkeit und Konfliktmanagement.

Während die USA mit dem CHIPS and Science Act und 

dem Inflation Reduction Act begonnen haben, Industrie-

politik aktiv zu fördern, fehlt dem EU Green Deal Indus-

trial Plan vergleichbare Finanzierung und Dringlichkeit. 

Um wirklich katalytisch zu wirken, muss die EU-Politik 

nicht nur Investitionen steuern, sondern auch breite 

Nutzenverteilung durch Konditionalitäten sicherstellen 

– etwa durch Verknüpfung öffentlicher Förderung mit 

grünen Lieferketten, Arbeitnehmerschutz und Reinves-

titionsverpflichtungen.

Laut Gabor (2023) hat vor allem der CHIPS Act es 

verstanden, etwa durch konkrete Meilensteine bei Bau 

und Betrieb und vorherige due diligence, nationale Si-

cherheits-Prioritäten bei der Herstellung von Halbleitern 

zu verwirklichen. Dies steht im Gegensatz zum aktuell 

dominanten De-Risking-Modell in der EU und den USA, 

bei dem lediglich Marktanreize angepasst werden, ohne 

klare Vorgaben zu setzen.

Damit mutige Industriepolitik gelingt, müssen Re-

chenschaftspflicht und Lernprozesse Hand in Hand 

gehen. Unabhängige Institutionen und Lernnetzwerke 

(Radosevic et al., 2023) sind notwendig, um experimen-

telle Lenkung zu fördern, Risiken zu tolerieren und die 

Survival of the Unfittest-Dynamik bei Großprojekten zu 

vermeiden (Flyvbjerg, 2014).

Zusammenfassend zielen die vorgeschlagenen Indi-

katoren und das Rahmenwerk darauf ab, die EU zum glo-

balen Vorreiter in grünen und digitalen Industrien zu ma-

chen – mit einer Politik, die nicht nur strategisch, sondern 

auch demokratisch legitimiert und zukunftsgerichtet ist. 

Als Umkehrung des EU-Mottos In Vielfalt geeint lautet 

der abschließende Aufruf: in concordia varietas – Einheit  

durch koordinierte Vielfalt in der industriellen Transfor-

mation.
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91Wirtschaftspolitische Blätter 2 | 2025

Analysen

Moderne synergetische Industriepolitik  
und der EuroStack 

Industriepolitik wird gegenwärtig einer umfassenden Neubewertung unterzogen. Geopolitischer Druck in 
Verbindung mit hochgradig transformativen und disruptiven Technologien, die die Souveränität bedrohen, 
erfordern eine neue Industriepolitik. Diese soll gegenseitig verstärkende, synergetische politische Interven-
tionen wie Forschung und Entwicklung, Handel, Marktzugang und präferenzielle öffentliche Auftragsvergabe 
(Buy European) kombinieren. Industriepolitik soll wirtschaftlicher Stärke und Wettbewerbsfähigkeit sowie 
auch Sicherheit, Demokratie und ökologischen und sozialen Belangen dienen. Dies wurde zu einer Notwen-
digkeit für die EU im digitalen Bereich, und das Streben nach digitaler Souveränität und digitaler strategischer  
Autonomie wurde damit zu einer Sache höchster Priorität. Die EuroStack-Initiative ist eine aktuelle Antwort 
auf diese Notwendigkeit und veranschaulicht eine moderne, synergetische, digitale Industriepolitik.*  

1. Definition und Einordnung der 
Industriepolitik
Industriepolitik ist „ein bewusstes Bestreben der Re-

gierung [...], die industrielle Entwicklung in bestimmte 

Bahnen zu lenken“ (Bianchi und Labory, 2020, S. 4).1 

Die Industriepolitik kann auf Investitionen, F&E, Nor-

mung, privat-öffentliche Zusammenarbeit, kommer-

zielles Verhalten usw. einwirken. In diesem Sinne de-

finieren Aggarwal und Reddie (2018) marktschaffende, 

marktfördernde, marktverändernde und marktsubsti-

tuierende Maßnahmen als Wesenselemente der Indus-

triepolitik.

Traditionelle Industriepolitik zielt mit einer Reihe 

von Maßnahmen auf die Korrektur von Marktversagen 

ab. Wir unterscheiden zwei Arten von Industriepolitik:  

1) eine Politik, die nicht speziell auf die Industrie aus-

gerichtet ist, sondern das weitere industrielle Umfeld 

betrifft, wie z.B. Sozialpolitik und Bildungspolitik, oder  

2) eine Politik, die speziell auf die Industrie ausgerich-

tet ist. Dies kann entweder 2a) eine Politik sein, die 

nicht auf eine bestimmte Industrie ausgerichtet ist, 

wie z.B. themenoffene F&E-Programme, oder 2b) eine  

Politik für eine bestimmte Industrie, wie z.B. die öffent-

liche Beschaffung bestimmter Technologien oder eine  

* Dieser Beitrag wurde ursprünglich auf Englisch verfasst. Eine Rohübersetzung in deutsche Sprache wurde mit Hilfe von DeepL Pro erstellt und 
von Georg Serentschy Korrektur gelesen.
1 Eine Reihe industriepolitischer Definitionen findet sich in Aiginger und Rodrik (2020). 
2 Für eine Analyse der Geschichte der Industriepolitik siehe Cohen (2022).

bestimmte F&E-Finanzierung. Abbildung 1, basierend 

auf Bianchi und Labory (2020),  veranschaulicht dies.

Traditionell ging es in der Industriepolitik vor allem 

darum, die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und die 

Funktionsweise der Märkte zu verbessern.2 Lange Zeit 

war der Begriff Industriepolitik auf Grund von Fehlent-

wicklungen in Verruf geraten oder wurde unter anderen 

politischen Begriffen versteckt, zumindest in Europa und 

den USA. Im Wesentlichen geht es bei den Fehlentwick-

lungen um drei Kategorien: 

1. 	 Schutz vor ausländischer Konkurrenz durch hohe Zölle 

und Handelsbarrieren. Dies kann jedoch zu Ineffizien-

zen führen, da die geschützten Industrien keinen An-

reiz haben, sich zu modernisieren oder effizienter zu 

werden. Ein Beispiel hierfür ist die Automobilindust-

rie in einigen lateinamerikanischen Ländern in den 

1970er und 1980er Jahren, wo der Schutz vor aus-

ländischer Konkurrenz zu einer veralteten und ineffi-

zienten Industrie führte. 

2. 	 Subventionen und staatliche Unterstützung haben 

auch zu einer Abhängigkeit von staatlicher Hilfe ge-

führt anstatt zu einer selbsttragenden und wettbe-

Paul Timmers, Derk Oldenburg, Georg Serentschy
Paul Timmers, WeltWert®, iivii, Brüssel 
Derk Oldenburg, WeltWert®, Oldenburg Consulting GmbH, Berlin 
Georg Serentschy, WeltWert®, Serentschy Advisory Services GmbH, Wien
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werbsfähigen Industrie. Ein Beispiel hierfür ist die 

Landwirtschaft in einigen europäischen Ländern, wo 

Subventionen zu Überproduktion und Marktverzer-

rungen geführt haben. 

3. 	 Fehlgeleitete Investitionen in Industrien, die sich als 

nicht wettbewerbsfähig oder nicht nachhaltig erwie-

sen haben. Ein Beispiel hierfür ist die Investition in 

die Stahlindustrie in Großbritannien in den 1970er 

Jahren, wo massive staatliche Investitionen nicht 

verhindern konnten, dass die Industrie aufgrund von 

Überkapazitäten und internationalem Wettbewerb 

in Schwierigkeiten geriet.3

Viele asiatische Länder, darunter China, Südkorea und 

Japan, verfolgten jedoch unverdrossen und mit einer 

3 Mehr dazu findet sich u.a. in den Artikeln von Devarajan (2016) oder Neely (1993).
4 3C steht für Competencies, Capacities and Control.
5 Strategische Autonomie wird hier definiert als Fähigkeiten (oder Kompetenzen), Kapazitäten und Kontrolle (3C), um über wesentliche Aspekte 
von Wirtschaft, Gesellschaft und Demokratie zu entscheiden und zu handeln (Timmers, 2022). Strategische Autonomie in einem bestimmten 
Bereich, wie z.B. digitale, materielle, gesundheitliche oder finanzielle Autonomie, wird entsprechend gekennzeichnet, d.h. digitale strategische 
Autonomie, materielle strategische Autonomie usw. Etwas verwirrend ist, dass der Begriff digitale Souveränität oft als Synonym für digitale 
strategische Autonomie verwendet wird.
6 Es gibt viele weitere Definitionen und Beschreibungen von Souveränität, siehe z.B. Biersteker  (2012), Klabbers (2021, S. 75), Bickerton et al. 
(2022) und Glasze et al. (2022). Die Definition von Waltz ist eher absolut, während es in der Realität Grade der Souveränität gibt, was bedeutet, 
dass auch die strategische Autonomie nicht absolut ist (Timmers, 2021). 

starken wirtschaftlich nationalistischen Ausrichtung 

eine erfolgreiche Industriepolitik. Ihr Erfolg wird zuneh-

mend anerkannt und angesehene politische Ökonomen 

argumentieren, dass Wirtschaftsnationalismus richtig 

gemacht werden kann (Rodrik, 2023). 

In letzter Zeit haben andere Ziele begonnen, das 

industriepolitische Denken stark zu beeinflussen. Das 

übergeordnete Ziel ist die Stärkung der strategischen 

Autonomie, interpretiert als die Fähigkeiten oder Kom-

petenzen, Kapazitäten und Kontrolle (3C)4, die zur Siche-

rung und Stärkung der Souveränität erforderlich sind.5

Nach Waltz bedeutet, „dass ein Staat souverän ist, 

dass er selbst entscheidet, wie er mit seinen internen 

und externen Problemen umgeht“ (in Art und Jervis, 

2016, S. 56).6 Strategische Autonomie umfasst auch 

Abbildung 1. Traditionelle Formen von Industriepolitik.

Quelle: Eigene Darstellung.
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wirtschaftliche Sicherheit, die das Risiko mindert, dass 

Abhängigkeiten in der Lieferkette durch rivalisierende 

Staaten für geopolitische Zwecke ausgenutzt werden 

könnten. Die wirtschaftliche Sicherheit umfasst auch 

die Robustheit bzw. Resilienz gegenüber wirtschaft-

lichen Verwerfungen. Solche Risiken können geopoli-

tische Ursachen haben, wie etwa Vergeltungsmaß-

nahmen in einem Handelskrieg oder auch kriminelle 

Aktivitäten wie Ransomware-Angriffe. Auch natürliche 

Ursachen, oftmals verstärkt durch menschliches Han-

deln, wie Überschwemmungen verstärkt durch den 

Klimawandel oder eine Pandemie, gehören zu dieser 

Kategorie. Ein anschauliches Beispiel dafür sind Eng-

pässe, die während der COVID-19 Pandemie weltweit 

bei den Lieferketten für Arzneimittel auftraten. Resi-

lienz gegenüber diesen Disruptionen ist durch ange-

botsseitige Schocks bei Energie7, Halbleitern und selte-

nen Erden sowie durch nachfrage- und angebotsseitige 

Schocks durch Pandemien, Unruhen und Kriege mittler-

weile hoch oben auf der Agenda der Politik. Siehe auch  

Abbildung 2.

7 Cohen (2022) argumentiert eloquent, dass die Geopolitik und die Energiewende der Industriepolitik neue Legitimität verleihen.
8 Geoökonomie ist die Nutzung der wirtschaftlichen Stärke eines Landes, um Einfluss auf ausländische Einheiten auszuüben, um geopolitische 
oder wirtschaftliche Ziele zu erreichen (Clayton et al., 2025).
9 Obwohl der Präsident von Microsoft sagte, dass das Unternehmen seine Dienste für die ICC nicht gekürzt habe (Clark, 2025).

2. Geopolitik und Technologie erhöhen 
den Einsatz
In den letzten zehn Jahren wurde immer deutlicher, 

dass der wirtschaftliche Neoliberalismus zwar Wirt-

schaftswachstum und Einkommensverbesserungen für 

Millionen von Menschen gebracht hat, aber auch erheb-

liche negative Nebenwirkungen wie die Erosion oder 

sogar Zerstörung des Sozial- und Umweltkapitals mit 

sich brachte. Darüber hinaus hat sich gezeigt, dass wirt-

schaftlicher Fortschritt kein robuster Schutz gegen na-

tionalistische und revisionistische Tendenzen ist, wie z.B. 

der historische Revisionismus in Russland, der histori-

sche Materialismus in China und der Verfassungsorigi-

nalismus in den USA zeigen (Heritage Foundation, 2023).  

Alle diese Tendenzen sind auch insofern expansionistisch, 

als sie versuchen, die Europäische Union im Sinne dieser 

Bestrebungen zu beeinflussen oder sogar zu untergraben.

Insbesondere die Anwendung einer geopolitischen 

Machtperspektive in den internationalen Beziehungen 

(Geopolitisierung) und im wirtschaftlichen Bereich, auch in 

Absprache mit Großunternehmen wie Big Tech (Geoöko-

nomie8), wird als Bedrohung der Souveränität in der EU 

wahrgenommen. Einige Beispiele für Geoökonomie sind:

•	 Präsident Trumps Androhung wirtschaftlicher 

Zwangsmaßnahmen (Zölle) gegen Spanien als Nach-

zügler bei Investitionen in die NATO (Lotz, 2025).	

•	 Exportkontrollen der USA für KI-Chips, um die glo-

bale Führungsposition der USA zu erhalten, worauf 

China mit Exportbeschränkungen für kritische Halb-

leitermaterialien reagiert (White und Leahy, 2025; 

White und Liu, 2025).

•	 Eine explosionsartige Zunahme protektionistischer 

Handelsinterventionen seit 2020 (Draghi, 2024).

•	 Sanktionen der USA gegen den Internationalen 

Strafgerichtshof (ICC), die Berichten zufolge mit Ein-

schränkungen für die Nutzung der von den USA un-

terstützten Bank-, Versicherungs- und E-Mail-Dienste 

durch den ICC einhergehen (Carlisle, 2025).9

•	 Chinas Handelssanktionen gegen Litauen, weil es 

Taiwan erlaubt hat, ein Handelsvertretungsbüro un-

ter seinem Namen einzurichten (Bloomberg, 2023; 

Bounds, 2021).

•	 Das Wettrüsten bei Finanzinvestitionen und Talen-

ten in Bereichen wie der Künstlichen Intelligenz,  

Abbildung 2. Strategische Autonomie, wirtschaftliche 
Sicherheit und Resilienz.  

Quelle: Eigene Darstellung.
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wobei Unternehmen ihre Entwickler aus geopolitisch 

riskanten Ländern wie China zurückziehen (Olcott et 

al., 2023).

Der Draghi-Bericht warnt eindringlich davor, dass Eu-

ropa ein existenzielles Risiko eingeht, wenn es nicht 

wettbewerbsfähiger und geopolitisch relevanter wird 

(„Europa muss auf eine Welt mit weniger stabilen geo-

politischen Verhältnissen reagieren, in der Abhängigkei-

ten zu Schwachstellen werden“ (Draghi, 2024, S. 7)).

Ein weiterer wichtiger Faktor, der ein Umdenken in 

der Industriepolitik erzwingt, ist die Technologie, ins-

besondere die digitalen Technologien wie das Internet 

selbst, die KI und in naher Zukunft die Quantentech-

nologien. Erstens stören diese Technologien die phy-

sische (d.h. geografische) Grundlage der Souveränität 

und untergraben damit die traditionelle und auf dem 

Völkerrecht basierende staatliche Souveränität. Staa-

ten mit Hegemonialbestrebungen (die Großmächte) re-

agieren darauf, indem sie diese Technologien und den 

technisch-industriellen Komplex, insbesondere Big Tech, 

mobilisieren, um ihre Macht weit über ihren geografi-

schen Bereich hinaus auszuüben, etwa durch Spionage 

im Cyberspace oder durch das Angebot globaler Satel-

litenkommunikation. Nicht-hegemoniale Staaten so wie 

die EU versuchen, ihre Souveränität auf andere Weise zu 

schützen, indem sie beispielsweise mit der Auferlegung 

von Marktzugangsregelungen reagieren. 

Zweitens bestimmt die Art dieser Technologien, ob 

und wie die Länder in den internationalen Beziehungen 

Macht ausüben können. Zentralisierte Technologien wie 

die Cloud oder solche, die viel Kapital, Talent oder Ener-

gie erfordern wie die KI werden von den Großmächten als 

Waffe eingesetzt. Völlig dezentralisierte und verteilte Tech-

nologien wie die öffentliche Blockchain oder der weltweit 

kompatible und standardisierte Kern des Internets lassen 

sich dagegen viel schwerer als Waffe einsetzen.

Die Struktur der betreffenden Technologie und das 

damit verbundene techno-soziale Ökosystem bestimmen 

heute das wirtschaftliche und geopolitische Verhalten. 

3. Moderne Industriepolitik ist 
geopolitisch, technologieorientiert und 
synergetisch

Das traditionelle politische Instrumentarium reicht für 

die Industriepolitik im Zeitalter von Geopolitik und Tech-

nologiedominanz nicht aus. Um wettbewerbsfähig und 

sicher zu bleiben und die Souveränität der EU zu vertei-

digen, ist vielmehr eine strategische Kombination meh-

rerer politischer Instrumente erforderlich. Erstens be-

deutet dies, dass grundsätzlich das gesamte Spektrum an 

marktschaffenden, marktfördernden, marktverändern-

den und marktsubstituierenden Maßnahmen zum Ein-

satz kommen muss und dass sichergestellt werden muss, 

dass diese sich gegenseitig verstärken. Zweitens setzt 

es  die Kombination interner Maßnahmen mit externen 

Maßnahmen, wie Außenpolitik, Sicherheits- und Vertei-

digungspolitik und Handelsmaßnahmen voraus. Drittens 

erfordert dies eine proaktive Politik und die Fähigkeit, 

Entwicklungen an der Schnittstelle zwischen Geopolitik 

und technologischer Entwicklungen vorausschauend ein-

zuschätzen, rechtzeitig zu reagieren und sich anzupassen. 

Einige Beispiele dazu:

•	 Die Regierungen können proaktiv aufkommende 

Schlüsseltechnologien beobachten, ausländische 

Direktinvestitionen unter die Lupe nehmen und da-

bei Schutzmaßnahmen wie die Übernahme von Vor-

zugsaktien (Golden Shares) in ausgewählten jungen 

Unternehmen in Betracht ziehen (Europäische Kom-

mission, 2020; Timmers und Dezeure, 2021).

•	 Handelsförderung kann den wirtschaftlichen Nut-

zen inländischer Regulierung mit entsprechender 

Standardisierung verstärken, wenn es internationale 

Spillover-Effekte gibt (z.B. Verstärkung des „Brüsse-

ler Effekts“) (Bradford, 2020).

•	 Angebot und Nachfrage können angekurbelt wer-

den, indem gleichzeitig in Innovation investiert und 

der öffentliche Sektor als Hauptabnehmer verpflich-

tet wird (Bria et al., 2025).

•	 Die öffentliche Finanzierung von F&E kann mit der 

Erleichterung der Marktentwicklung durch vorbe-

reitende oder vorausschauende Produktregulierung 

und allgemein durch Marktzugangsregulierung kom-

biniert werden (Serentschy et al., 2024).

Im Grunde geht es bei einer modernen Industriepolitik 

darum, die Lücken in Abbildung 1 (repräsentiert durch 

die drei Punkte am jeweils untersten Ast) zu füllen 

und die politischen Maßnahmen so zu verbinden, dass  

Synergien entstehen.  Abbildung 3 zeigt ein Beispiel für 

Synergien zwischen handelspolitischen F&E-Investitio-

nen, öffentlichem Auftragswesen und Marktzugang. 

4. EuroStack als Beispiel für eine moderne 
Industriepolitik im digitalen Bereich

Im September 2024 veranstaltete das Europäische Par-

lament eine Konferenz Toward European Digital Indepen-

dence, auf der der Begriff EuroStack entstand. In der Folge 
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wurden mehrere Papiere veröffentlicht, die alle die stra-

tegische Notwendigkeit einer europäischen Alternative 

für den digitalen Technologie Stack betonten. Dahinter 

steht die Sorge, dass die enorme Auslandsabhängigkeit 

Europas in über 80 % des digitalen Stacks Schwachstel-

len und Risiken für die Wettbewerbsfähigkeit Europas 

schafft, zur Auferlegung unerwünschter Regeln, geringe-

rer Widerstandsfähigkeit, Marktdominanz und sogar zur 

Unfähigkeit führt, die Demokratie in der EU zu schützen. 

Wie oben skizziert, ist die EuroStack Studie eine poli-

tisch-ökonomische Analyse mit einer Reihe von Emp-

fehlungen, die für eine moderne industrielle EU-Digital-

politik plädieren. Die Autoren des vorliegenden Artikels 

haben zur EuroStack Studie substanziell beigetragen  

(Bria et al., 2025).10 Die Studie befasst sich mit den Ebe-

nen des Stacks, den Akteuren, der industriellen Dynamik 

und der öffentlichen Politik. In vielen Fällen wird eine 

Ebene von außereuropäischen Unternehmen, oft Big 

Tech, dominiert. Diese verfolgen zudem Unternehmens-

10 Die vollständigen Ergebnisse der Studie EuroStack - Eine europäische Alternative für digitale Souveränität (Bria et al., 2025) sind aufrufbar unter 
https://doi.org/10.11586/2025006.

strategien, um mehrere, wenn nicht alle, Schichten des 

Stacks zu beherrschen. Microsoft beispielsweise bin-

det die neuesten KI-Chatbots eng in sein Windows-Be-

triebssystem, sein MS365-Office und seine Azure-Cloud 

ein und investiert gleichzeitig massiv in Nuklearenergie 

als Energiequelle, mit der die eigenen Rechenzentren 

betrieben werden. NVIDIA bewegt sich von KI-Chips 

zu einer kompletten Programmierumgebung sowie 

zu eingebetteter KI, Geräten und Robotik. Elon Musks 

Unternehmen kombinieren X (ehemals Twitter) als Soci-

al-Media-Plattform, xAI und Grok als KI, SpaceX als Welt-

raumunternehmen, das innovative Launcher Technolo-

gien und Satellitenkonnektivität (Starlink) umfasst, Tesla 

als vernetzte und selbstfahrende Fahrzeuge, Optimus 

für Robotik, Neuralink für Gehirn-Computer-Schnittstel-

len und das Supercomputing- und Datenzentrum Colos-

sus. Alibaba expandiert von seiner E-Commerce-Platt-

form und seinen Finanzdienstleistungen in die Bereiche 

Cloud, KI-Infrastruktur und Smart-Geräte. Huawei ver-

Abbildung 3. Moderne synergetische Industriepolitik. 

Quelle: Eigene Darstellung.

https://doi.org/10.11586/2025006
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fügt über ein riesiges Produktportfolio, das sich von sei-

nen Ursprüngen in der Telekommunikation entwickelt 

hat und seine Chips, Cloud-KI, vernetzten Fahrzeuge, die 

Digitalisierung der Industrie und Smart-City-Plattformen 

integriert. Chinesische Unternehmen haben auch einen 

privilegierten Zugang zu den von China dominierten Lie-

ferketten für kritische Materialien. Folglich ist die Geo-

politisierung nicht mehr auf eine einzelne Schicht des 

Stacks beschränkt. 

Dementsprechend beabsichtigt EuroStack, das ge-

samte politische Instrumentarium zu mobilisieren, um 

die digitale strategische Autonomie in wirtschaftlicher, 

sicherheitsrelevanter und geopolitischer Hinsicht zu er-

höhen. Einige Beispiele dafür:

•	 Führende europäische Telekommunikationsunter-

nehmen streben eine führende Rolle bei KI-Gigafa-

briken an und beabsichtigen, in großem Umfang auf 

NVIDIAS KI-Chips zu bauen. Als ergänzende Maßnah-

me schlägt EuroStack vor, dass sie in die EU-Chips-

Act-Initiativen investieren, um in Zukunft einen al-

ternativen Anbieter von KI-Chips zu haben und die 

digitale Souveränität der EU zu fördern.

•	 Die EU und die EU-Mitgliedstaaten investieren in er-

heblichem Umfang in die Forschung und Entwicklung 

von Quantentechnologien, einschließlich der Quan-

tenschlüsselverteilung (QKD). Während QKD-Ausrüs-

tung der nationalen Sicherheit nahe steht – ein aus-

schließliches Mandat auf nationaler Ebene – kann 

laut EuroStack einer Fragmentierung des EU-Binnen-

marktes vorgebeugt werden, indem eine EU-weite 

Zertifizierung oder die gegenseitige Anerkennung 

nationaler Zertifizierungen im Binnenmarkt vorbe-

reitet wird.

•	 EuroStack zeigt europäische Cloud-Alternativen 

auf und erachtet es für möglich, dass diese einen 

markanten Aufschwung erleben könnten, wenn sie 

durch eine Bevorzugung in der öffentlichen Beschaf-

fung in Europa unterstützt werden. Eine Europe-First-

Politik könnte mit der Notwendigkeit begründet 

werden, die Widerstandsfähigkeit des Binnenmark-

tes oder sogar die nationale Sicherheit besser zu ge-

währleisten.

Während eine solche moderne Industriepolitik für 

Europa der einzig sinnvolle Weg nach vorne zu sein 

scheint, sollte EuroStack zu gegebener Zeit auch den Be-

weis erbringen, dass die Absicht, Synergien zu schaffen, 

11 Diese Divergenzen werden durch unterschiedliche politische Präferenzen der Mitgliedstaaten ausgelöst.

das Versprechen von mehr Wirkung und größeren Chan-

cen zur Verbindung wirtschaftlicher, sozialer und de-

mokratischer Bestrebungen einhält; das heißt, dass die 

Messung und Überwachung der digitalen strategischen 

Autonomie ein politisches Muss geworden ist. 

5. Schlussfolgerungen und Ausblick
In einer Welt zunehmender geopolitischer Spannungen 

und Disruption durch neue Technologien, in der traditio-

nelle Wirtschafts- und Wertesysteme und geografische 

Grenzen bedroht sind, durchläuft die Industriepolitik 

einen rasanten Wandel, um agiler und geopolitisch wirk-

samer zu werden, sich auf Schlüsseltechnologien zu kon-

zentrieren und mehrere Instrumente aus dem Werkzeug-

kasten der politischen Entscheidungsträger synergistisch 

einzusetzen. China und die USA sind bereits auf diesem 

Weg, während die EU bestrebt ist, rasch aufzuholen. 

Die EU befindet sich jedoch in einer schwierigen Lage, 

da sie insbesondere bei den digitalen und militärischen 

Technologien ein erhebliches Defizit auf der Angebots-

seite aufweist und ihre Industriepolitik einer Vielzahl 

von politischen Zielen gerecht werden muss (Wettbe-

werbsfähigkeit, Sicherheit, Demokratie, Umwelt). Hinzu 

kommen die komplexe interne Politikgestaltung der EU 

und die suboptimalen institutionellen Arrangements, 

bei denen eine Vereinfachung und eine neue Ordnungs-

politik überfällig sind, sowie die EU-internen politischen 

Divergenzen.11 Dennoch hat die EU auch Stärken, auf 

denen sie aufbauen kann, wie z.B. ihren großen Binnen-

markt mit 450 Mio. Verbrauchern, ihre umfassenden 

Kompetenzen in den Bereichen Regulierung und Dip-

lomatie, ihre starke Forschungs- und Innovationsbasis 

und ihr relativ positives Image in der Welt, da sie keine 

hegemoniale Dominanz anstrebt.

Es besteht auch ein großer Bedarf an mehr theore-

tischer Arbeit. Wir haben bisher nur begrenzte Einbli-

cke in die Geoökonomie (Clayton et al., 2025; Mohr und 

Trebesch, 2024), die Wirksamkeit von Kombinationen 

politischer Instrumente und – was besonders wichtig 

ist – die Merkmale von Interdependenzen in globalen 

Wirtschaftssystemen, z.B. von komplexen Lieferketten 

in High-Tech-Sektoren wie Halbleiter oder KI.

EuroStack als ehrgeiziger Vorschlag zur Förderung 

einer europäischen Alternative für digitale Souveränität 

schafft den Raum für die EU, eine Führungsrolle in der mo-

dernen synergetischen Industriepolitik zu übernehmen. 
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Modern Synergistic Industrial Policy 
and the EuroStack
Industrial policy is undergoing major re-appreciation and re-assessment. Under pressure of geopolitics and 
highly transformative disruptive technologies that threaten sovereignty, there is a need for a new form of 
industrial policy. This should combine, in a mutually reinforcing, synergistic way, policy interventions across 
multiple policy areas such as R&D, trade, market access, and preferential public procurement. It should 
be about economic strength and competitiveness and also about security, democracy, environmental, and 
social concerns. The need is acute and prominent for the EU in the digital area, as expressed by the quest 
for digital sovereignty or digital strategic autonomy which has become Chefsache. The EuroStack initiative  
is a recent response to this need and illustrates a modern synergistic digital industrial policy.
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US-Zolleskalation: Hintergründe und 
Auswirkungen

Die von den USA angekündigten Zollerhöhungen sind Teil eines größeren Plans zum Abbau des Handelsdefizits 
und zur Förderung der Reindustrialisierung. Dieser Artikel erörtert die Hintergründe, zeigt die Rolle der 
wichtigsten Akteure und die globalen Ungleichgewichte auf. Die Auswirkungen von Zöllen hängen neben 
deren Höhe von den gegenseitigen direkten und indirekten Abhängigkeiten der Länder von der US-Wirtschaft 
ab. Kurzfristige Auswirkungen auf das Einkommen werden in einem Szenario simuliert, das die am Liberation 
Day angekündigten Zölle nachahmt. Es ist jedoch nicht davon auszugehen, dass die daraus resultierenden 
negativen Einkommenseffekte und die möglichen weiterreichenden Auswirkungen einer Destabilisierung 
des globalen Wirtschafts- und Finanzsystems diese US-Politik in den kommenden Jahren ändern werden.

1. Einleitung

Donald Trump setzt seine im Wahlkampf angekündig-

te Make America Great Again (MAGA)-Politik offenbar in 

einer erratischen und unvorhersehbaren Weise aggres-

siv um. Dies betrifft vor allem auch die starken Zollan-

kündigungen, die oft auch wieder rasch zurückgezogen, 

ausgesetzt oder verzögert wurden – ein Verhalten, das 

in den Medien mit Trump always chickens out (TACO) be-

zeichnet wird. Eine genaue Übersicht, welche Zölle für 

welche Länder, Industrien und Produkte ab wann gelten 

könnten, ist fast unmöglich.1 Jedoch scheinen die am  

2. April 2025 – dem so bezeichneten Liberation Day – an-

gekündigten, teils exorbitant hohen, Zollsätze gegen die 

einzelnen Länder noch immer als eine Art Benchmark 

für die Verhandlungen mit den jeweiligen Ländern zu 

dienen, mit jedoch letztendlich völlig offenem Ausgang. 

Auch die Strategie, wie die betroffenen Länder auf die 

Zollankündigungen reagieren, ist sehr unterschiedlich. 

Einige Länder sind bereit, starke Kompromisse einzu-

gehen (wie zum Beispiel Indien), andere setzen auf Ver-

handlungslösungen (z.B. die EU2) und andere (wie etwa 

China) kündigen Zollsätze gegenüber den USA in etwa 

1 Einen Überblick bietet beispielsweise der Trump tracker der Financial Times: https://www.ft.com/content/2c473393-35fb-479d-8bba-
236a1a98087c (abgerufen am 9. August 2025).
2 Seit dem 7. August 2025 heben die USA auf fast alle Waren 25 % Zölle auf Importe aus der EU ein, wobei für einige Warengruppen noch 
höhere Zölle gelten (z.B auf Stahl/Aluminium und Kupfer 50%). Viele Details sind noch offen; für einen Überblick siehe https://www.wko.at/
aussenwirtschaft/us-zoelle bzw. https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_25_1930 (abgerufen am 10. August 2025). 
3 Konkret verwenden wir die FIGARO Multi-Country Input-Output Tabellen, die für das Jahr 2022 zur Verfügung stehen. 
4 Zollandrohungen von Seiten der US-Administration werden auch aus politischen Erwägungen bzw. als Drohpotenzial verwendet. So zum 
Beispiel versuchte Donald Trump mit angedrohten oder verhängten Zollerhöhungen, politische Zugeständnisse von Kolumbien, Mexiko und 

gleicher Höhe an (was von der US-Administration mit 

nochmaligen Erhöhungen beantwortet wurde und zu 

einer gegenseitigen Eskalation ausartete). 

In diesem Artikel beleuchten wir im nächsten Ab-

schnitt Hintergründe zu diesen Zollmaßnahmen. In Ab-

schnitt  3 zeigen wir anhand rezenter Daten3 die Rolle 

der USA in der Weltwirtschaft im Vergleich zu anderen 

Ländern, die globalen und bilateralen Handelsbilanz-

defizite und vergleichen die gegenseitigen Zollsätze. In 

Abschnitt 4 berechnen wir ungefähre Größenordnungen 

kurzfristiger Auswirkungen von US-Zöllen basierend auf 

Input-Output-Analysen. In Abschnitt 5 wird argumentiert, 

dass auch die zu erwartenden negativen Konsequenzen 

die USA nicht von einer Fortführung dieser zoll- und wirt-

schaftspolitischen Maßnahmen abhalten werden.

2.  Wirtschaftspolitische und andere 
Hintergründe der Zolleskalation
Was sind die wirtschaftspolitischen Hintergründe dieser 

Obsession von Zollerhöhungen?4 Eine mögliche Antwort 

Robert Stehrer, Oliver Reiter
Robert Stehrer, wiiw, Wien
Oliver Reiter, wiiw, Wien

https://www.ft.com/content/2c473393-35fb-479d-8bba-236a1a98087c
https://www.ft.com/content/2c473393-35fb-479d-8bba-236a1a98087c
https://www.wko.at/aussenwirtschaft/us-zoelle
https://www.wko.at/aussenwirtschaft/us-zoelle
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_25_1930
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liefert der sogenannte Mar-a-Lago Accord,5 der auf den 

Punkten, die in Miran (2024) diskutiert werden, beruht, 

die hier zusammengefasst werden.6 Die US-Politik unter 

Präsident Trump zielt auf eine fundamentale Umgestal-

tung des globalen Wirtschafts-, Währungs- und Finanz-

systems und der globalen Sicherheitsarchitektur ab, die 

auch die potenziellen negativen Konsequenzen und sich 

eventuell ergebenden volatilen Entwicklungen bewusst 

in Kauf nimmt. Die Zollandrohungen scheinen dabei das 

präferierte Mittel zum Zweck.

Grundsätzliches Ziel scheint der Abbau des US-Han-

delsbilanzdefizits von etwa 1,3 Billionen US-Dollar (etwa 

4 % des US-BIP) zu sein (Statista, 2025). Dieses Defizit ist 

hauptsächlich durch einen Importüberschuss im Wa-

renverkehr begründet, während die USA beim Dienst-

leistungshandel einen Exportüberschuss erzielen (siehe 

Abschnitt 3 für Details). Dabei wird argumentiert, dass 

die US-Handelspartner oftmals höhere Zölle und andere 

Handelshemmnisse auf die Importe aus den USA erle-

gen7, was zu dem hohen Handelsbilanzdefizit der USA 

führt oder zumindest beiträgt. Diese Argumentation 

wird jedoch heftig kritisiert (z.B. Bayoumi und Gagnon, 

2025; Gourinchas et al., 2024). Durch die hohen US-Zöl-

le sollen auch Staatseinnahmen generiert werden, auch, 

um das am 4. Juli 2025 knapp durchgesetzte Budget- und 

Steuerpaket (die One Big Beautiful Bill, US Congress, 2025) 

zu finanzieren. Bunn et al. (2025) berechnen, dass sich 

selbst nach Berücksichtigung von 940 Milliarden US-Dol-

lar an dynamischen Einnahmen und über einer Billion 

US-Dollar an Ausgabenkürzungen die Nettoauswirkung 

des Gesetzes aufgrund von Steuererleichterungen auf 

Einnahmenverluste von etwa drei Billionen US-Dollar im 

nächsten Jahrzehnt belaufen wird. Das würde die US-

Staatsschulden von derzeit nicht ganz 40 Billionen US-

Dollar (etwa 120 % des US-BIP) auf etwa 140 % erhöhen. 

Zum Vergleich, die Zolleinnahmen der USA betrugen im 

Juni 2025 knapp unter 30 Milliarden US-Dollar. Das Haus-

haltsdefizit der USA im laufenden Fiskaljahr beträgt etwa 

Kanada zu erzwingen – etwa in den Bereichen Migration oder Drogenbekämpfung. Solche Aspekte werden hier jedoch nicht weiter beachtet. Die 
per 1. August 2025 angekündigten Zölle von 30 % gegen Brasilien sind rein politisch motiviert, um eine Anklage gegen Ex-Präsident Bolsonaro 
wegen Putschversuches zu verhindern. Am 14. Juli 2025 wurden auch Zölle gegen Russland von bis zu 100 % und Ölimporteuren aus Russland 
angekündigt, sollte es keine seriösen Friedensverhandlungen mit der Ukraine geben. Diese Beispiele zeigen auch, dass Donald Trump durchaus 
gewillt ist, Zölle als außenpolitisches Druckmittel zu verwenden, wie auch im Mar-a-lago d’accord angekündigt. 
5 Der Begriff ist angelehnt an das Plaza-Abkommen von 1985. Bei diesem beschlossen die damals führenden Industriestaaten (Frankreich, 
Bundesrepublik Deutschland, Japan, USA und Großbritannien) Maßnahmen zur Abwertung des US-Dollars. Stephen Miran ist derzeit Vorsitzender 
des Council of Economic Advisers (CEA) im Weißen Haus.
6 Wir folgen hier den Ausführungen in Tordoir et al. (2025).
7 Inwieweit diese Argumentation tatsächlich zutrifft, bedarf detaillierter Analysen der angewandten Zollsätze auf Produktebene (siehe z.B. 
Felbermayr, 2018). Im bilateralen Vergleich zwischen den USA und der EU zeigt sich, dass die EU einen durchschnittlichen Zollsatz auf Nicht-
Agrargüter von 4,1 % einhebt; dieser liegt bei den USA bei 3,1 %. Die effektiven Sätze gewichtet nach dem Importvolumen liegen bei 2,3 % und 
2,1 % (siehe WTO, 2024). 

1,3 Billionen US-Dollar (etwa 8 % des BIP). Das bedeutet, 

dass die Zolleinnahmen nur einen geringen Beitrag zur 

Finanzierung des Defizits leisten können. Die hohen Zöl-

le sollten schließlich auch dazu dienen, ausländische Di-

rektinvestitionen anzulocken (tariff-jumping-Motiv), d.h. 

Investitionen und somit Produktion in den USA anzukur-

beln. Inwieweit das tatsächlich im großen Umfang der 

Fall ist, ist nicht absehbar. Eine massive Kürzung der Im-

porte aufgrund der hohen Zölle würde jedenfalls einen 

starken Anstieg der Produktion und eine umfangreiche 

Umstrukturierung der US-Lieferketten in einer kaum 

vorstellbaren Größenordnung nötig machen. 

Weiters wird von Miran (2024) die tendenzielle Über-

bewertung des US-Dollars ins Treffen geführt. Es wird 

daher eine Abwertung des US-Dollars gegenüber den 

anderen Währungen (v.a. auch dem chinesischen Ren-

minbi) angestrebt. Kompatibel damit ist auch der Ver-

such der Regierung Trump, die US-Zinssätze zu senken. 

Dem hat sich der US-Notenbankchef Powell aufgrund 

der relativ hohen Inflation und anderen Gründen bis-

lang widersetzen können. Eine Abwertung des US-Dol-

lars würde die Exporte ankurbeln, da die (preisliche) 

Wettbewerbsfähigkeit gesteigert wird. Umgekehrt wür-

de eine Abwertung auch zu höheren Importpreisen füh-

ren, was die Inflation erhöhen könnte. Während also die 

Zollerhöhungen durch eine Aufwertung des US-Dollars 

kompensiert werden sollten, wird auch eine Abwer-

tung gewünscht - mit entsprechenden Auswirkungen 

auf die Finanzmärkte. Die Überbewertung liegt auch in 

der Rolle des US-Dollars als globale Reservewährung 

begründet (das sogenannte Triffin dilemma; siehe dazu 

Eichengreen  (2011) und Eichengreen et al.  (2018) für 

eine historische Analyse). Diese Position erlaubt einem 

Land, sich relativ günstig Geld aus dem Ausland zu lei-

hen und somit ein Handelsbilanzdefizit zu finanzieren. 

Gemäß den Prinzipien der volkswirtschaftlichen Ge-

samtrechnung entspricht ein solches Defizit auch dem 

erwirtschafteten Einkommen minus der Nachfrage nach 
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heimischen und importierten Finalgütern.8 In Miran  

(2024) werden auch die potenziellen Risiken eines sol-

chen Vorgehens diskutiert, wie z.B. die Implikationen 

für die Finanzierung der Staatsschulden aufgrund einer 

Abwertung des US-Dollars und entsprechender Volatili-

tät auf den Finanzmärken, auf die hier aus Platzgründen 

nicht näher eingegangen werden kann, die aber als hö-

her eingeschätzt werden als bei der Einführung von ho-

hen Zöllen.9

Schließlich seien noch die (außen-)politischen Aspek-

te erwähnt, die (neben den wirtschaftlichen) weitere Kri-

terien für Zollerhöhungen angeben, wie z.B. Zahlungen 

für die NATO, Verhalten bei internationalen Disputen 

etc. Es ist wichtig zu betonen, dass die wirtschaftspoli-

tischen Aspekte mit globalen sicherheitspolitischen As-

pekten stark junktimiert werden und offenbar Zölle das 

wichtigste Instrument sein sollten, um die wirtschaftli-

chen und politischen US-Interessen durchzusetzen: „In 

any case, because President Trump has shown tariffs 

are a means by which he can successfully extract nego-

tiating leverage – and revenue – from trading partners, it 

is quite likely that tariffs are used prior to any currency 

tools.“ (Miran, 2024, S. 38). 

Diese Aspekte erklären etwas die unberechenbar 

und erratisch erscheinende Vorgehensweise der US-Ad-

ministration. Nichtsdestotrotz ist es unmöglich, genau 

vorherzusagen, wie sich der durch die Ankündigungen 

der USA ausgelöste Handelskonflikt letztlich entwickeln 

wird. Simulationsergebnisse mit üblichen Handelsmo-

dellen deuten darauf hin, dass die bisher durchgeführ-

ten Zollerhöhungen nur geringe negative Auswirkungen 

auf die Realeinkommen haben werden. Diese Ergebnis-

se zeigen aber auch, dass es bei solchen Handelskonflik-

ten keine Gewinner gibt. Vielmehr wird – wie steigende 

Inflation, eine sich verschlechternde Konjunktur und 

fallende Aktienmärkte zeigen – die größte Last von dem 

Land getragen, das die Zölle initiiert. Und das sind in die-

sem Fall die USA (siehe auch Obstfeld, 2025).

3. Die Rolle der USA in der Weltwirtschaft 
und im globalen Handel
In diesem Abschnitt gehen wir kurz auf die Rolle der USA 

und anderer globaler Player – hauptsächlich die EU und 

8 Formal gilt (X-M) = (S-I) + (T-G). Ein Handelsbilanzungleichgewicht (Exporte X minus Importe M) ist gleich den gesamtwirtschaftlichen Ersparnissen, 
die sich aus privaten Ersparnissen minus Investitionen und Staatseinahmen T minus Staatsausgaben G ergeben. 
9 Es ist jedoch beachtenswert, dass das Risiko adverser Effekte und die negativen Effekte auf die globale und die US-Wirtschaft als auch den 
globalen Finanzmärkten durchaus gesehen oder auch bewusst in Kauf genommen werden: „It is worth repeating that many of these policies are 
untried at scale, or haven’t been used in almost half a century …“ (Miran, 2024, S. 16).

China – in der Weltwirtschaft und im globalen Handel 

ein. Dabei sind vor allem auch die gegenseitigen Abhän-

gigkeiten in einer global stark vernetzten Wirtschaft zu 

beachten: Einerseits verwendet jedes Land – direkt oder 

indirekt – Ressourcen und Wertschöpfung aus anderen 

Ländern, die in Form von Vorprodukten in den Produk-

tionsprozess einfließen. Und umgekehrt ist jedes Land 

auch ein Absatzmarkt für die Exportwirtschaft der je-

weiligen Ökonomie. Die Weltwirtschaft und das interna-

tionale Produktionssystem sind ein feinziseliertes Netz-

werk gegenseitiger Abhängigkeiten (und damit auch 

Vulnerabilitäten), das nicht so einfach neu gesponnen 

werden kann.

3.1. Globale Handelsmuster
Tabelle 1 zeigt einige wichtige Größenordnungen der 

Weltwirtschaft für die fünf größten Ökonomien. Die USA 

sind mit etwa einem Viertel der globalen Wirtschafts-

leistung weiterhin die größte Wirtschaft der Welt. China 

folgt mit etwas mehr als 17 % auf Platz zwei, während die 

EU mit etwa 16 % knapp dahinter liegt. Die viertgrößte 

Wirtschaft ist dann Japan mit nur etwa 4 % (ähnlich wie 

Deutschland). Zur Vollständigkeit, der Anteil Österreichs 

an der globalen Wirtschaftsleistung beträgt etwa 0,5 %. 

Betrachtet man den globalen Handel – sowohl Güter- als 

auch Dienstleistungen – hat die EU den größten Anteil 

an den globalen Exporten mit fast 30 % (inklusive int-

ra-EU Handel), gefolgt von China mit 14 % und den USA 

mit etwas weniger als 10 %. Nimmt man den intra-EU 

Handel aus, hat China den größten Anteil mit fast 17 %,  

gefolgt von der EU mit etwas mehr als 15 % und den USA 

mit etwas mehr als 11 %. Wiederum liegt Japan mit etwa 

4 % an vierter Stelle. Der Anteil Österreichs an den glo-

balen Exporten (inklusive intra-EU Handel) liegt bei et-

was weniger als 1 %; ohne intra-EU Handel ist der Anteil 

weniger als 0,5 %.

Ähnliche Größenordnungen gibt es hinsichtlich der 

globalen Importe. Hier hat die EU einen Anteil von fast 

30 % (inklusive intra-EU Handel), gefolgt von den USA mit 

etwa 13 % und China mit nicht ganz 12 %. Nimmt man 

den intra-EU Handel heraus, ist die USA der größte Im-

porteur mit fast 16 %, gefolgt von der EU mit fast 15 %  

und China mit fast 14 %. Das nächstgrößte Land ist wie-

derum Japan mit Anteilen von 4 % bzw. 5 %. 
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Betrachtet man nur die Industrie sieht man, dass Chi-

na in der globalen Produktion mit 29 % weit vor den USA 

mit 17 % und der EU mit etwa 16 % liegt. Inklusive intra-

EU Handel führt jedoch die EU die Liste sowohl bei Expor-

ten mit 30 % als auch bei den Importen mit fast 27 % an.

3.2. Globale und bilaterale Ungleichgewichte
Bemerkenswert ist hier auch (siehe Tabelle 1), dass die 

USA bei den gesamten Exporten einen Anteil von nicht 

ganz 10 % aufweisen, bei den Importen jedoch von mehr 

als 13 %, was das Handelsbilanzdefizit der USA wider-

spiegelt. Diese Differenz ist bei den Industrieexporten 

mit 7 % im Vergleich zu den Importen mit fast 15 % noch 

wesentlich ausgeprägter. Umgekehrt weist hier China 

einen Exportanteil von fast 22 % im Vergleich zu einem 

Importanteil von etwas mehr als 11 % auf.

Dies führt nun zu einer Betrachtung der globalen 

Ungleichgewichte, die hier als Exporte minus Importe 

gezeigt werden. Tabelle 2 zeigt diese Ungleichgewich-

te in Prozent des globalen Einkommens (BIP) und zum 

Vergleich in Prozent des nationalen BIP. Die USA weisen 

ein Defizit von nicht ganz 1 % des globalen Einkommens 

auf oder anders ausgedrückt, borgen sich etwa 1 % des 

globalen BIP von anderen Ländern. Der Wert entspricht  

etwas weniger als 4 % des US-BIP. Umgekehrt weist Chi-

na einen Überschuss von etwa 0,7 % des globalen BIP 

aus, d. h. verborgt Geld an andere Länder. Das sind eben-

falls etwas weniger als 4 % des chinesischen BIP. Analo-

ge Interpretationen gelten für die anderen Länder. Die 

Tabelle zeigt auch, dass die USA ein höheres Defizit bei 

den Industrieexporten haben, während hier wiederum 

China einen höheren Überschuss aufweist. Umgekehrt 

haben die USA einen Überschuss bei den anderen Bran-

10 Neuere Daten zeigen, dass sich dieses Muster eher noch verstärkt hat. Laut dem aktuellen IMF External Sector Report (IMF, 2025; Abbildung 1.7)  
beträgt der Handelsbilanzüberschuss Chinas mittlerweile deutlich mehr als 1 % des weltweiten BIP, was sich in einem deutlichen Anstieg des  
US-Defizits (von fast 2 % des weltweiten BIP) widerspiegelt.

chen (Landwirtschaft, Bergbau, Energie und Dienstleis-

tungen), während China hier ein hohes Defizit aufweist. 

Die EU weisen einen leichten Überschuss von 0,2 % des 

globalen BIP auf (1,3 % der EU-Wirtschaftsleistung), wo-

bei bei den Industrieexporten und -importen ein Über-

schuss von 0,5 % des globalen BIP und bei den anderen 

Bereichen ein Defizit von 0,3 % des BIP besteht.10

Bilateral haben die USA die größten Defizite gegen-

über China (0,27 %), der EU (0,16 %), und Kanada und 

Mexiko mit je 0,11 %. Nur mit wenigen Ländern be-

stehen leichte Überschüsse. Die EU erzielt tatsächlich 

den größten Überschuss mit den USA (0,16 %), hat aber 

auch stärkere Defizite gegenüber Norwegen und Russ-

land (hauptsächlich aufgrund der Importe von Rohstof-

fen). China weist den größten Überschuss gegenüber 

den USA und dem Rest der Welt auf (mit je 0,27 %), hat 

aber bemerkenswerterweise auch kleinere Defizite zum 

Beispiel gegenüber Australien, Brasilien, Russland und 

Saudi-Arabien (auch hauptsächlich aufgrund der Impor-

te von Rohstoffen). 

3.3. Zollsätze im Vergleich
Um die Zollankündigungen in eine breitere Perspekti-

ve zu rücken, vergleichen wir nun die tatsächlich ange-

wandten Zollsätze. Eines der zentralen wirtschaftlichen 

Argumente von Trump ist, dass die USA niedrigere Ein-

fuhrzölle haben als ihre wichtigsten Handelspartner. Er 

behauptet, dass dies – in Verbindung mit unterschiedli-

chen Vorschriften wie der europäischen Mehrwertsteuer 

– zu einem hohen Handelsdefizit beitrage. Seiner Logik 

zufolge sollten höhere Einfuhrzölle die Importe verrin-

gern, die inländische Produktion ankurbeln und auslän-

dische Unternehmen dazu bewegen, ihre Produktion in 

Tabelle 1. Anteile an der Weltwirtschaft (Top 5) 2022 in %.

Wertschöpfung Exporte Importe

Gesamt Industrie Gesamt Industrie Gesamt Industrie

USA 26,1 % China 29,0 % EU 28,7 % EU 30,0 % EU 27,9 % EU 26,9 %

China 17,6 % USA 17,1 % China 14,2 % China 21,8 % USA 13,2 % USA 14,5 %

EU 16,1 % EU 16,1 % USA 9,7 % USA 7,2 % China 11,7 % China 11,2 %

Japan 4,1 % Japan 5,3 % Japan 3,5 % Japan 4,2 % Japan 4,1 % Japan 3,6 %

Indien 3,4 % Indien 3,2 % Großbritannien 3,1 % Südkorea 4,1 % Indien 3,5 % Mexiko 3,3 %

Anmerkung: Diese Daten wurden aus den FIGARO MC IOTs für 2022 berechnet. Die Daten beinhalten die inter- und intraindustriellen 
Verflechtungen für 64 Industrien und 46 Länder. Die Spalten Industrie beziehen sich auf den NACE Abschnitt C (Verarbeitendes Gewerbe). 
Quelle: FIGARO, eigene Berechnungen.
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die USA zu verlagern. Das Argument, dass die Zölle in 

Europa im Allgemeinen höher sind als in den USA, ist je-

doch nur teilweise stichhaltig. Die Berechnung eines ein-

heitlichen Durchschnittszollsatzes ist aufgrund methodi-

scher Beschränkungen schwierig. Wie in der Einleitung 

erwähnt, spielen diese Ungleichgewichte eine besonde-

re Rolle bei der Argumentation für höhere Zölle. Die am  

Liberation Day angekündigten Änderungen der Zölle – 

die offenbar noch immer eine gewisse Benchmark dar-

stellen – wurden gemäß folgender Formel berechnet 

(Office of the United States Trade Representative, 2025): 

∆𝑡𝑡𝑡𝑡𝑐𝑐𝑐𝑐 = −
𝑥𝑥𝑥𝑥𝑐𝑐𝑐𝑐 − 𝑚𝑚𝑚𝑚𝑐𝑐𝑐𝑐

𝑚𝑚𝑚𝑚𝑐𝑐𝑐𝑐  ,

wobei mc bzw. xc die US-Importe bzw. -Exporte aus/nach 

Land c sind; ∆tc ist die sich ergebende Zollsatzänderung. 

Zum besseren Verständnis des dahinterliegenden Kal-

küls betrachten wir diese Berechnung etwas detaillier-

11 Ändert sich der Importpreis (ohne Zoll) nicht, spricht man von einem full pass-through; der Preis inklusive Zoll würde genau um den Zollsatz 
steigen (φ=1). Die Exporteure könnten auch ihre Preise anpassen, sodass sich eine Zollerhöhung nicht vollständig auf die Verbraucher im 
importierenden Land niederschlägt (partial pass-through oder 0<φ<1). Würden die Importpreise genau um die Zollerhöhung sinken, würde der 
Preis des importierten Produktes inklusive Zoll genauso hoch sein, wie vor der Einführung des Zolles (no pass-through). Für eine theoretische 
Diskussion und Auswirkungen auf die Wohlfahrt siehe Feenstra (2004; Kapitel 7). 

ter. Die angegebene Formel ist genauer gegeben durch 
∆𝑡𝑡𝑡𝑡𝑐𝑐𝑐𝑐 =

𝑥𝑥𝑥𝑥𝑐𝑐𝑐𝑐 − 𝑚𝑚𝑚𝑚𝑐𝑐𝑐𝑐

𝜀𝜀𝜀𝜀𝜀𝜀𝜀𝜀𝑚𝑚𝑚𝑚𝑐𝑐𝑐𝑐  , wobei ε<0 die Preiselastizität der Import-

nachfrage und φ>0 die Elastizität der Preise hinsichtlich 

der Zolländerungen (also die Überwälzung auf die heimi-

schen Verbraucher) angibt.11 Ceteris paribus (v.a. unter 

der Annahme, dass eventuelle Wechselkursänderungen 

oder allgemeine Gleichgewichtseffekte gering sind und 

es sich um eine kleine offene Volkswirtschaft handelt, 

sodass die Exporte konstant bleiben, was unwahrschein-

lich ist, da sich die Einführung der Zölle negativ auf das 

Wachstum der Handelspartner auswirkt) wäre das die 

notwendige Zollsatzänderung, um – durch die Senkung 

der Importe aufgrund höherer Preise – eine ausgegliche-

ne Handelsbilanz zu erreichen. Bei der Berechnung wur-

de unterstellt, dass die Preiselastizität der Importe bei 

ε=-4 liegt und die Überwälzung der Zollbelastung gleich 

φ=0.25 beträgt; somit ergibt sich εφ=-1 und die obige ein-

fache Version der Formel. Diese Betrachtung ignoriert 

Tabelle 2. Globale Ungleichgewichte 2022. 

in % des globalen BIP in % des  
nationalen BIP

Gesamt Industrie Andere Gesamt

Argentinien 0,0 % 0,0 % 0,0 % 1,5 %

Australien 0,1 % -0,1 % 0,2 % 4,7 %

Brasilien 0,0 % -0,1 % 0,1 % 0,7 %

Kanada 0,0 % -0,1 % 0,1 % 0,1 %

Schweiz 0,1 % 0,1 % 0,0 % 14,0 %

China 0,7 % 1,7 % -1,0 % 3,8 %

EU 0,2 % 0,5 % -0,3 % 1,3 %

Großbritannien -0,1 % -0,2 % 0,2 % -2,2 %

Indonesien 0,0 % 0,0 % 0,1 % 1,9 %

Indien -0,1 % -0,1 % -0,1 % -4,1 %

Japan -0,2 % 0,1 % -0,3 % -4,1 %

Korea 0,0 % 0,2 % -0,2 % 0,4 %

Mexiko -0,1 % -0,1 % 0,0 % -4,5 %

Norwegen 0,2 % 0,0 % 0,2 % 31,3 %

Russland 0,3 % 0,1 % 0,2 % 14,1 %

Saudi-Arabien 0,2 % 0,0 % 0,2 % 16,7 %

Türkei -0,1 % 0,0 % -0,1 % -10,1 %

USA -1,0 % -1,2 % 0,2 % -3,7 %

Südafrika 0,0 % 0,0 % 0,0 % 1,6 %

Andere -0,3 % -0,8 % 0,4 % -2,6 %

Anmerkung: Globale Ungleichgewichte pro Land werden berechnet aus Exporten minus Importen in Prozent des globalen BIP sowie des 
nationalen BIP.
Quelle: FIGARO, eigene Berechnungen.
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auch etwaige Gegenzölle und andere Gegenmaßnah-

men der betroffenen Länder. Sollte die Preiselastizität 

der Importe tatsächlich geringer sein (z.B. ε=-2), würden 

auch die Handelsbilanzeffekte der angekündigten Zoll-

änderungen geringer sein, da die Importe weniger stark 

zurückgehen (d.h. das Handelsbilanzdefizit würde even-

tuell geringer werden, sich jedoch nicht notwendiger-

weise auf null reduzieren); anders interpretiert, würde 

das theoretisch bedeuten, dass die Zölle noch stärker 

angehoben werden müssten – und natürlich, wie bereits 

oben erwähnt, alle weiteren Annahmen gelten. Analoges 

gilt für die Annahme einer geringeren Importpreiselasti-

zität (da die Preise für die Endverbraucher nicht so stark 

steigen würden, wären sogar noch höhere Zollsätze er-

forderlich, um eine Reduktion des Handelsbilanzdefizits 

zu bewirken). Geht man von den strikten Annahmen 

ab, ist nicht damit zu rechnen, dass die angekündigten 

bzw. bereits eingeführten Zölle zu den von den USA er-

12 Die Meistbegünstigungsklausel (most favoured nation principle) bedeutet, dass für jedes Land, mit dem normale Handelsbeziehungen unterhalten 
werden, die gleichen Regeln wie für den meistbegünstigten Handelspartner gelten und ist eine der wichtigsten Grundlagen der WTO. Ausnahmen 
von der MFN-Regelung sind beispielsweise Freihandelsabkommen, die Zollpräferenzen nur den Mitgliedern der Freihandelszone einräumen. Der 
MFN-Zollsatz entspricht somit nicht immer dem tatsächlich angewendeten Zollsatz, da es Ausnahmen und Präferenzregelungen geben kann.

warteten Resultaten hinsichtlich der Reduktion ihres 

Handelsbilanzdefizits führen werden (siehe dazu auch  

Lawrence, 2025). 

Die sich aus den FIGARO-Daten für das Jahr 2022 

ergebenden Sätze sind in Tabelle  3 gegeben. Die als  

discounted reciprocal tariffs bezeichneten Zollsätze sind 

diese halbiert, bzw. für Länder, die gegenüber den 

USA ein Defizit aufwiesen, auf 10 % gesetzt. Diese wer-

den in Tabelle  3 auch mit den im Jahr 2022 geltenden  

MFN-Zöllen12 (WTO, 2024; arithmetischer Durchschnitt) 

und den am 2. April 2025 tatsächlich angekündigten Zoll-

sätzen verglichen. 

4. Auswirkungen einer Zolleskalation

Zur Analyse der potenziellen Auswirkungen solcher Zoll-

erhöhungen stehen verschiedene Modellansätze mit 

je unterschiedlichen Annahmen zur Verfügen, wie zum 

Tabelle 3. Reziproke Zollsätze in %.

  einfacher Durchschnitt  
MFN-Zölle (2022)

reziproke 
Zölle 
in %

reduzierte 
reziproke Zölle 

in %

reziproke Zölle 
in %  

(angekündigt am 
02.04.2025)

reduzierte reziporke 
Zölle 
in %  

(angekündigt am 
02.04.2025)

Argentinien 13,4 % -12,7 % 10,0 % 10,0 % 10,0 %

Australien 2,4 % -3,3 % 10,0 % 10,0 % 10,0 %

Brasilien 11,2 % -20,2 % 10,0 % 10,0 % 10,0 %

Kanada 3,8 % 25,0 % 12,5 %

Schweiz 5,2 % 35,8 % 17,9 % 61,0 % 31,0 %

China 7,5 % 49,5 % 24,8 % 67,0 % 34,0 %

EU 5,0 % 24,5 % 12,3 % 39,0 % 20,0 %

Großbritannien 3,8 % 31,1 % 15,5 % 10,0 % 10,0 %

Indonesien 8,0 % 61,1 % 30,5 % 64,0 % 32,0 %

Indien 17,0 % 39,1 % 19,5 % 52,0 % 26,0 %

Japan 3,7 % -4,8 % 10,0 % 46,0 % 24,0 %

Korea 13,4 % 20,4 % 10,2 % 50,0 % 25,0 %

Mexiko 6,8 % 30,1 % 15,0 %

Norwegen 4,6 % 63,5 % 31,7 % 30,0 % 15,0 %

Russland 6,6 % 57,8 % 28,9 %

Saudi-Arabien 6,2 % 15,5 % 7,8 % 10,0 % 10,0 %

Türkei 16,2 % -3,3 % 10,0 % 10,0 % 10,0 %

USA 3,3 %

Südafrika 7,6 % -16,7 % 10,0 % 60,0 % 30,0 %

Andere 16,7 % 8,3 %

Gesamt 26,7 % 13,3 %

Quelle: WTO Tariff Profiles 2024; FIGARO, eigene Berechnungen; US White House Executive order 14257.
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Beispiel makro-dynamische Simulationen oder handels-

theoretisch motivierte Gleichgewichtsmodelle. In die-

sem Aufsatz werden weiter unten die Resultate einer 

Input-Output-Analyse dargestellt, die die kurzfristigen 

Auswirkungen zeigt (siehe Infobox für Details).

Infobox Internationale Input-Output-Analyse

Die weltweiten Handels- und Produktionsverflechtungen können 
in sogenannten multi-nationalen Input-Output Tabellen dargestellt 
werden (siehe Timmer et al., 2015, für eine ausführliche Darstel-
lung). Diese zeigt für jedes Land und jede Industrie die notwen-
digen heimischen und importierten Vorleistungsgüter sowie die 
heimische Wertschöpfung, die für die Produktion benötigt werden, 
und die Nachfrage nach heimisch hergestellten und importierten 
Finalgütern. Weiters können daraus die Lieferungen jeder Industrie  
an andere Industrien in der eigenen und den ausländischen Öko-
nomien sowie an die (auch wiederum die heimischen und auslän-
dischen) Endverbraucher abgelesen werden. Die ausländischen 
Ströme zeigen die Exporte bzw. Importe. Mit diesen Daten lassen 
sich die notwenigen Inputs an heimischen und importierten Vorleis-
tungsgütern pro Outputeinheit für jede Industrie berechnen, die als 
technische Koeffizientenmatrix A bezeichnet wird. Analog lässt sich 
auch die notwendige Wertschöpfung pro Outputeinheit berechnen, 
die mit einem Vektor v bezeichnet wird. Die Endnachfrage wird in 
einem Vektor f zusammengefasst, der sowohl die heimische Nach-
frage als auch Exporte beinhaltet. Damit kann man das sogenannte 
nachfrageseitige Leontief-Modell darstellen als y = (I-A)-1=L f  
(wobei I die Einheitsmatrix darstellt). Die Bruttoproduktion  
y eines Finalgutes entspricht zunächst dem Output der entsprech-
enden Industrie, die jedoch wiederum Vorleistungen aus anderen 
Industrien (und Ländern) benötigt. Diese Vorleistungen werden 
wiederum mit weiteren Inputs hergestellt. Die sich somit erge-
bende Produktionsverflechtung wird durch die Leontief-Inverse  
L abgebildet. Multipliziert man die sich ergebende Bruttoproduktion 
y mit dem v und summiert über die Industrien, ergibt sich das BIP 
eines Landes. Ändert sich die Finalnachfrage (z.B. sinken aufgrund 
der Einhebung von Zöllen die Exporte), ergeben sich entsprech-
ende Änderungen der Bruttoproduktion und somit der Wertschöp-
fung bzw. BIP der Länder. In unserer Analyse – basierend auf den 
FIGARO-Tabellen von Eurostat, die 46 Länder und 64 Industrien 
abdecken – wird im Wesentlichen eine Annahme über die Aus-
wirkungen der US-Zölle auf die Exporte der Länder und Industrien 
getroffen und die aufgrund der internationalen Produktionsver-
flechtungen daraus resultierenden direkten und indirekten Effekte 
auf das BIP der Länder mit Hilfe des Leontief-Modells berechnet.

4.1. Direkte und indirekte Abhängigkeiten
Bei der Analyse ist wichtig zu beachten, dass erstens die 

von Seiten der USA angekündigten Zollerhöhungen viele 

Länder in unterschiedlichem Ausmaß mehr oder weniger 

gleichzeitig treffen könnten oder werden und es zwei-

tens starke Abhängigkeiten der Länder untereinander 

gibt. Fokussiert man sich zunächst nur auf die Exporte  

der jeweiligen Länder in die USA (oder umgekehrt, der 

Importe der USA aus den Ländern, die mit den entspre-

chenden Zöllen belegt werden), lässt sich die direkte und 

indirekte Wertschöpfung jedes Landes, die in den ge-

samten US-Importen (aus allen Ländern) steckt, mit Hilfe 

von multi-nationalen Input-Output Daten (z.B. FIGARO)  

berechnen. Abbildung  1 zeigt die Wertschöpfung der 

13 Für technische Details solcher Berechnungen siehe Stehrer (2021).
14 Es ist vielleicht interessant anzumerken, dass das auch den Annahmen in der oben diskutierten Zollformel mit εφ=-1 entspricht.

Länder (als Anteil des gesamten BIP), die direkt und in-

direkt in den gesamten US-Importen steckt.13 Dabei wird 

unterschieden zwischen dem Teil der heimischen Wert-

schöpfung, der in den Exporten des Landes in die USA 

steckt, und der heimischen Wertschöpfung, die indirekt 

in den Exporten der anderen Länder steckt (z.B. die ös-

terreichische Wertschöpfung, die in den deutschen Ex-

porten in die USA enthalten ist). Für Österreich ergibt 

sich, dass die österreichischen Bruttoexporte in die USA 

etwa 1,7 % zum BIP beitragen; die Bruttoexporte ande-

rer Länder in die USA tragen zu etwa 1,4 % des öster-

reichischen BIP bei, da Österreich Vorleistungsgüter mit 

entsprechender Wertschöpfung in diese Länder zur Pro-

duktion ihrer Exporte liefert. 

So gesehen sind Kanada, Mexiko und Irland mit ei-

nem Anteil von etwa 15 % des BIP stark abhängig von 

den Exporten in die USA; Schweiz und Korea weisen Wer-

te von 8 % bzw. 6 % auf. Für die anderen Länder liegen 

die Anteile unter 5 %. Etwa 4 % des EU-BIP werden direkt 

und indirekt für die US-Importe erzeugt. Der entspre-

chende Wert für Österreich liegt bei 3 %. 

4.2. BIP-Rückgang durch Exportrückgang
Wir verwenden hier eine einfache Berechnung der Effek-

te eines Rückgangs der US-Importe (d. h. der Exporte der 

Länder in die USA) mit Hilfe einer Input-Output-Analyse, 

die – unter bestimmten Annahmen – die unmittelbaren 

direkten und indirekten Effekte zeigt. Die impliziten An-

nahmen dabei sind, dass die discounted reciprocal tariffs 

(Tabelle 3) aus den eigenen Berechnungen auf die exis-

tierenden Zölle aufgeschlagen werden. Weiter nehmen 

wir eine Preiselastizität der Nachfrage von -1 (d. h. ein 

einprozentiger Preisanstieg führt zu einem Rückgang 

der Nachfrage um 1 %) sowie eine vollständige Überwäl-

zung der Zölle auf die US-Importeure an. Damit gehen 

die US-Importe proportional zum Anstieg des Zollsatzes 

zurück.14 Ebenfalls wird angenommen, dass die USA die 

geringeren Importe nicht durch eigene Produktion er-

setzen kann. Abbildung 2 zeigt die Resultate. 

Die am stärksten betroffenen Länder wären Irland 

mit mehr als 2,5 %, Mexiko mit mehr als 1,5 % und die 

Schweiz mit etwa 1 % BIP-Verlust. Der BIP-Rückgang der 

EU läge bei etwas mehr als 0,5 %. Auch die USA wären ge-

ringfügig negativ betroffen (mit etwa 0,05 % BIP-Verlust), 

da diese auch Vorleistungsgüter zur Produktion der Ex-

porte der betroffenen Länder liefern. Wie erwähnt, ist 
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die Reaktion der betroffenen Länder gegenüber der 

aggressiven Zollpolitik der US-Regierung uneinheitlich. 

Während manche Kompromisse suchen, erheben ande-

re Länder auch Zölle gegenüber den USA in ähnlichem 

Ausmaß. Abbildung 2 zeigt auch die Effekte auf die USA, 

wenn alle Länder die Zölle gegen US-Importe um 10 

Prozentpunkte erhöhen, ebenfalls unter obigen techni-

schen Annahmen. Das BIP in den USA würde dadurch 

um 0,4 % sinken; relativ stärker indirekt negativ betrof-

fen wären auch noch Kanada (-0,15 %), Mexiko (-0,12 %) 

und Irland (-0,09 %). Für alle weiteren Länder wären die 

Auswirkungen weniger als 0,025 %. 

4.3. Weitere und längerfristige Effekte
Diese einfachen Berechnungen zeigen ungefähre Grö-

ßenordnungen einer Zolleskalation auf das BIP der einzel-

nen Länder, ohne weitere Effekte zu berücksichtigen, die 

in etwas komplexeren Modellen – insbesondere Gleich-

gewichtsmodelle basierend auf Handelsmodellen – be-

rücksichtigt werden (siehe z.B. Stehrer & Reiter, 2025).  

Diese weisen tendenziell sogar meist etwas geringere 

Auswirkungen auf das BIP aus, da sie z.B. unterstel-

len, dass die Handelsströme entsprechend umgeleitet 

15 Konkrete Resultate hängen auch von unterstellten Preiselastizitäten und anderen Variablen und Annahmen ab. Stehrer (2025) vergleicht die 
Resultate der Auswirkungen einer 10%-igen Zollerhöhung der USA gegen alle Handelspartner in verschiedenen Modellen. Die Auswirkungen in einer 
Input-Output-Analyse wie in diesem Aufsatz wären für die EU bei etwa -0,2 % des BIP. Diese wären jedoch geringer, wenn man unterstellt, dass die 
USA die fehlenden Importe durch heimische Produktion ersetzen können. Der gleiche Zollschock in einem Caliendo-Parro-Gleichgewichtsmodell 
würde mit -0,06 % geringer ausfallen. Der Effekt ist geringer, da in diesem Modell mögliche (eventuell langfristige) Handelsumlenkungen erlaubt 
werden und auch angenommen wird, dass in allen Ländern wieder Vollbeschäftigung eintritt (somit werden hauptsächlich die sich ändernden 
Spezialisierungseffekte abgebildet). 

werden, um wieder zu einem neuen Gleichgewicht mit 

Vollbeschäftigung zu konvergieren.15 Jedoch ist sich die 

wirtschaftswissenschaftliche Forschung weitgehend 

einig: Derartige Zollerhöhungen haben für alle Länder 

und die globale Wirtschaft negative Auswirkungen. Am 

meisten betroffen sind die Länder, gegenüber denen die 

Zölle eingeführt werden, bzw. die stark (direkt oder in-

direkt) mit den USA verflochten sind. Zölle würden vor 

allem die US-Konsument:innen belasten, da sie die Prei-

se in den USA erhöhen bzw. zu höherer Inflation führen 

würden. Auch US-Unternehmen wären betroffen, da die 

Kosten für importierte Vorleistungen steigen. Kurzfristig 

könnten die USA durch höhere Zolleinnahmen fiskalisch 

profitieren, doch die Realeinkommen der Bevölkerung 

würden tendenziell sinken. 

Obige Simulation stellt auch keine umfassende Ana-

lyse dar, vor allem da einzelne Produkte oder Industrien 

stärker von Zöllen betroffen sind (z.B. Aluminium und 

Stahl mit einem Zollsatz von 25 %), was einer detaillierte-

ren Analyse bedürfte. Darüber hinausgehende negative 

Konsequenzen können von der allgemeinen Unsicher-

heit, die von einer derartig erratischen US-Wirtschaftspo-

litik ausgeht, einem Rückgang der Investitionen oder der 

Abbildung 1. Direkte und indirekte Wertschöpfung in den US-Importen in % des BIP 2022. 
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zunehmen Volatilität auf den globalen Finanz- und Wäh-

rungsmärkten kommen, die schwer abschätzbar sind. 

5. Schlussfolgerungen

Eine Zolleskalation wie von der US-Regierung unter Do-

nald Trump angekündigt, kennt nur Verlierer. Letztlich 

hängen die tatsächlichen Folgen eines Handelskonflikts 

zwischen den USA und der EU – oder sogar eines glo-

balen Handelskrieges – in erster Linie von den konkre-

ten US-Maßnahmen und den Gegenmaßnahmen der 

davon betroffenen Länder ab und sind derzeit schwer 

abschätzbar. Obwohl die makro-ökonomischen Auswir-

kungen eventuell verdaubar sind, kommen sie zu einer 

Unzeit in einer Phase hoher geopolitischer Instabilitäten 

– teilweise auch befeuert durch die US-Politik – und in 

einer für Europa schwierigen Konjunkturphase. 

Noch gefährlicher ist, dass dadurch das derzeitig 

existierende regelbasierte Handelssystem im Rahmen 

der vor 30 Jahren gegründeten Welthandelsorganisation 

(WTO) der Todesstoß versetzt werden könnte – mit un-

absehbaren Folgen für die Weltwirtschaft. Die EU und 

die USA sind in vielen Bereichen, die über den Handel 

hinausgehen, wirtschaftlich eng miteinander verfloch-

ten z.B. bei gemeinsamen Patenten und Innovationen, 

ausländischen Direktinvestitionen sowie Forschung und 

Entwicklung (F&E), wie etwa in Stehrer & Dachs (2025) 

ausgeführt. Diese bilateralen Beziehungen sind für bei-

de Länder von größerer Bedeutung als die Beziehungen 

zu China. Eine weitere Zusammenarbeit für beide Seiten 

wäre von Vorteil und könnte als gemeinsame Strategie 

dienen, um der Konkurrenz aus China zu begegnen (sie-

he dazu aus EU-Sicht García-Herrero und Vasselier, 2024). 

Nichtsdestotrotz bleibt die EU einer der wichtigsten glo-

balen Player, der sich jedoch um die Zukunft seiner Wett-

bewerbsfähigkeit und Rolle in der Weltwirtschaft und 

-politik bemühen muss (siehe z.B. Draghi, 2024). 

Die Welt – und vor allem die großen Player wie die 

EU oder China – müssen aber auch zur Kenntnis neh-

men, dass die US-Administration unter Donald Trump 

das internationale Wirtschaftssystem aktiv und radikal 

ändern will und dafür auch negative Konsequenzen für 

die anderen Länder und die Weltwirtschaft durchaus in 

Kauf nimmt (Fischer und Fuster, 2025). „The next Trump 

term presents potential for sweeping change in the in-

ternational economic system and possible accompany-

ing volatility. It is important for investors to understand 

the tools that might be employed for such purposes, as 

well as the means by which government may attempt 

to avoid unwelcome consequences.“ (Miran, 2024, S. 38).

Abbildung 2. BIP-Verlust angenommener US-Zölle und Gegenmaßnahmen.
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US tariff escalation: Background and effects
The tariff increases announced by the US could be part of a larger plan to reduce the trade deficit and 
foster reindustrialisation. Customs policy appears to be the means to these ends. This article discusses this 
background, shows the role of the major players in the global economy and the global imbalances. The 
impact of tariffs depends on income on the level of tariffs but also on the countries' mutual direct and 
indirect dependencies on the US economy. The short-term effects on income are simulated in a scenario 
mimicking the tariffs announced on Liberation Day. The resulting negative income effects and the possible 
further-reaching effects of a destabilisation of the global economic and financial system will likely not change 
this US policy in the coming years. 
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Zur Handelsabhängigkeit Europas und 
Österreichs von China

Der Beitrag analysiert die Handelsabhängigkeit Europas und Österreichs von China auf Basis einer Übersicht 
aktueller Literatur. Dabei werden auch die besonderen Risiken im Handel mit China beleuchtet. Neben den 
direkten Importverflechtungen werden auch die indirekten Abhängigkeiten über Vorleistungen untersucht. 
Ein besonderes Augenmerk gilt dabei strategischen Produkten mit geringer Substituierbarkeit, insbesondere 
im Rohstoff- und Pharmasektor. Abschließend werden wirtschaftspolitische Handlungsoptionen diskutiert. 
Um strategische Abhängigkeiten zu verringern, sollte die EU eine kohärente Strategie zur Diversifizierung 
der Import- und Exportmärkte verfolgen. Dazu sollte sie insbesondere neue Handelsabkommen abschließen 
und das regelbasierte multilaterale Handelssystem stärken.*

1. Einleitung

In der aktuellen geopolitischen Lage, die durch Span-

nungen zwischen dem Westen und China, Sanktionen 

gegen Russland aufgrund dessen Invasion der Ukraine 

sowie durch eine protektionistische Politik der aktuellen 

US-Regierung geprägt ist, analysieren Regierungen und 

Unternehmen ihre Abhängigkeiten und streben gege-

benenfalls eine Reduzierung derselben an. Aus diesem 

Grund haben wir in einer Meta-Studie die bisherigen Er-

kenntnisse der Literatur zur Handelsabhängigkeit Öster-

reichs und Europas von China zusammengetragen (Wen-

de et al., 2024). Hier wollen wir unsere Ergebnisse kurz 

zusammenfassen und mögliche Handlungsoptionen da-

raus diskutieren. 

Warum steht die Handelsabhängigkeit von China 

besonders im Fokus? Erstens geht von China ein be-

sonderes (geo-)politisches Risiko aus. So befürchtet der 

Westen einen Angriff Chinas auf Taiwan, was zu einer 

plötzlichen Entkopplung der westlichen von der chinesi-

schen Wirtschaft führen könnte. Als Vergeltung für west-

liche Exportbeschränkungen schränkt China seinerseits 

den Export von kritischen Rohstoffen ein. Zudem nutzt 

die chinesische Regierung unterschiedliche, auch han-

delspolitische Mittel, um wirtschaftlichen Druck auszu-

üben und so ihre Interessen durchzusetzen. Wir gehen 

darauf in Abschnitt 2 unseres Artikels näher ein. 

Zweitens ist China vor allem aufgrund seiner Größe 

und Exportorientierung von enormer Bedeutung sowohl 

für die Weltwirtschaft als auch für Europa. Seit seinem Bei-

tritt zur Welthandelsorganisation (WTO) im Jahr 2001 stieg  

China zum zweitwichtigsten Importpartner Österreichs 

und zum wichtigsten der EU auf. Der Anteil der Waren-

importe Österreichs aus China an den Gesamtimporten 

von Gütern hat sich laut Statistik Austria innerhalb von  

23 Jahren mehr als vervierfacht (von 1,7 % im Jahr 2002 auf 

8,2 % im Jahr 2024). Damit liegt China hinter Deutschland 

(32,3 %) und wird gefolgt von Italien (6,5 %), Tschechien 

(4,3 %), den Vereinigten Staaten (4,1 %) und der Schweiz 

(3,8 %). Im Jahr 2024 belief sich der Wert der Warenimpor-

te aus China auf 15,5 Milliarden Euro (Statistik Austria). 

Im dritten Abschnitt unseres Aufsatzes werden wir unter-

suchen, inwiefern man allein anhand von wertmäßigem 

Importvolumen und geschätzten Handelselastizitäten auf 

Abhängigkeiten von China schließen kann.

Drittens hat China bei einigen Produkten eine be-

herrschende Stellung auf dem Weltmarkt. Selbst wenn 

ihr Importwert nicht besonders hoch ist, kann eine Ab-

hängigkeit von diesen Produkten bestehen, beispiels-

weise aufgrund mangelnder Substituierbarkeit oder 

sicherheitsrelevanter Funktionen. Diese Problematik be-

leuchten wir in Abschnitt 4. 

Adrian Wende, Martin Ertl, Klaus Weyerstraß
Adrian Wende, IHS, Wien
Martin Ertl, IHS, Wien
Klaus Weyerstraß, IHS, Wien

* Zur sprachlichen Überarbeitung wurde teilweise Künstliche Intelligenz verwendet. Die inhaltliche Verantwortung für den Text liegt vollständig 
bei den Autoren.



111Wirtschaftspolitische Blätter 2 | 2025

Analysen

Um Abhängigkeiten zu reduzieren und die Resilienz 

zu stärken, haben die EU und ihre Mitgliedstaaten ver-

schiedene Instrumente und Strategien entwickelt. Wich-

tige Maßnahmen sind die Diversifizierung von Liefer-

ketten und Absatzmärkten, der Ausbau strategischer 

Vorräte sowie Investitionen in Forschung und Innova-

tion. Die politischen Handlungsoptionen, mit denen sich 

die Gefahr durch Handelsabhängigkeiten verringern 

lässt, werden im abschließenden fünften Abschnitt dar-

gestellt.

2. Die Risiken im Handel mit China 

Der Handel mit China unterliegt einer Reihe von Risiken, 

die im Handel mit europäischen Ländern, Amerika oder 

westlich ausgerichteten Volkswirtschaften in Asien nicht 

bestehen. Zunächst ist hier die Gefahr der geopoliti-

schen Eskalation zu nennen, welche sich vor allem um 

die Spannungen rund um Taiwan ergibt. Die chinesische 

Führung droht immer wieder damit, militärische Mittel 

einzusetzen, um Taiwan mit China zu vereinen. Grund 

dafür ist, dass Taiwan seit dem Ende des chinesischen 

Bürgerkriegs im Jahr 1949 ein unabhängiger Staat ist, 

von China jedoch als abtrünnige Provinz betrachtet 

wird. Ein militärischer Angriff Chinas auf Taiwan könnte 

eine durch westliche Sanktionen bedingte, abrupte Ent-

kopplung des Handels zwischen China und dem Westen 

zur Folge haben. Dies würde die globalen Lieferketten 

destabilisieren und wirtschaftliche Turbulenzen in den 

Ländern auslösen, die mit China in engen Handelsbezie-

hungen stehen. 

Doch auch ohne militärischen Konflikt versucht die 

chinesische Regierung durch Drohungen, Handelsbe-

schränkungen oder Einschränkungen des Tourismus 

politischen Druck auf Regierungen und Unternehmen 

zu erzeugen und so politische Entscheidungen zu beein-

flussen. Adachi et al. (2022) haben öffentlich bekannte 

Fälle zusammengetragen, in denen China wirtschaft-

lichen Druck ausgeübt hat. Insgesamt wurden 123 Fäl-

le zwischen Februar 2010 und März 2022 identifiziert, 

wobei die Häufigkeit seit 2018 zunimmt. Abbildung 1 

zeigt die Häufigkeit, mit der China die von den Autoren 

unterschiedenen Maßnahmen einsetzt. Um eine Re-

gierung unter Druck zu setzen, beschränkt China am 

häufigsten den Handel und den Tourismus, die zusam-

men 61 % der Fälle ausmachen. Wenn die chinesische 

1 Der RCA-Koeffizient berechnet die Exporte in einem Wirtschaftszweig relativ zu den Exporten aller Wirtschaftszweige eines Landes und setzt dies 
ins Verhältnis zu den Exporten des Wirtschaftszweiges über alle Länder hinweg relativ zur Summe der Exporte aller Länder und Wirtschaftszweige.

Regierung Druck auf Unternehmen ausübte, geschah 

dies laut Adachi et al. (2022) in über 50 % der Fälle durch  

Bürgerboykotte. Daneben wurden mit jeweils rund  

einem Fünftel der Fälle auch Verbote, Geldstrafen oder 

Regulierungen bzw. leere Drohungen eingesetzt.

Im Zusammenhang mit den Wirtschaftsbeziehungen 

zu China wird auch häufig die Gefahr von Wirtschafts- 

und Technologiespionage genannt. Dieser Vorwurf wird 

insbesondere von der US-Justiz vorgebracht (Demers, 

2018), aber auch in Europa wurden solche Anschuldi-

gungen bereits gemacht. Darüber hinaus wird das The-

ma Cybersicherheit immer wichtiger, insbesondere vor 

dem Hintergrund, dass chinesische Unternehmen eine 

wesentliche Rolle bei der Bereitstellung wichtiger Infra-

struktur und Endgeräte im Bereich der Telekommuni-

kation bzw. der 5G-Netze einnehmen. Daraus können 

sowohl Sicherheitsrisiken durch Spionage und Cyber-

Angriffe als auch direkte Abhängigkeiten resultieren. In 

diesem Kontext ist auch ein prominentes Beispiel für 

Drohungen durch die chinesische Regierung zu nen-

nen, als diese versuchte, Zugang von Huawei zu den 

5G-Netzen in Frankreich, Deutschland, dem Vereinig-

ten Königreich und den Vereinigten Staaten zu sichern  

(Adachi et al., 2022).

Ein weiterer Aspekt ist, dass chinesische Exporteu-

re in den letzten Jahren an Wettbewerbsfähigkeit ge-

wonnen haben, was u.a. auf eine aktive chinesische 

Industrie- und Handelspolitik, staatliche Subventionen 

bestimmter Produkte sowie eine inländische Nachfrage-

schwäche zurückzuführen ist. Lag der Anteil der Waren-

ausfuhren aus China Anfang der 1990er Jahre am Welt-

handel nicht einmal bei 2 %, so ist dieser auf mittlerweile 

mehr als 14 % gestiegen. Aufgrund einer verbesserten 

Produktionstechnologie (industrial upgrad-ing) hat sich 

das Geschäftsmodell Chinas von einem Produzenten 

arbeitsintensiver einfacher Konsumgüter zu einem 

Konkurrenten bei hochwertigeren Industriegütern 

entwickelt, wobei dortige Überkapazitäten derzeit zu  

günstigeren Preisen auf den Weltmarkt drängen  

(Al-Haschimi et al., 2024). In der Konsequenz hat sich  

etwa die relative Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 

gegenüber China, gemessen am RCA-Koeffizienten1 (Re-

vealed Comparative Advantage oder auch Balassa-In-

dex), seit dem Jahr 2012 kontinuierlich verschlechtert. 

Insbesondere in traditionell exportstarken Wirtschafts-

zweigen wie dem Maschinenbau und dem Fahrzeugbau 



112 Wirtschaftspolitische Blätter 2 | 2025

Analysen

hat sich die relative Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 

verschlechtert. Lediglich im Bereich der pharmazeuti-

schen Produkte konnten Zuwächse bei der Wettbewerbs-

fähigkeit deutscher Exporteure gegenüber chinesischen 

festgestellt werden (Projektgruppe Gemeinschaftsdia-

gnose, 2024). Für Österreich zeigen eigene Berechnun-

gen eine stabile Entwicklung des handelsgewichteten  

RCA im Verhältnis zu China, also anders als für Deutsch-

land keine ausgeprägte Verschlechterung der relativen 

Wettbewerbsfähigkeit gegenüber China. Dies dürfte auf 

Unterschiede in der Exportstruktur Österreichs nach 

China im Vergleich zur Exportwarenstruktur Deutsch-

lands zurückzuführen sein. Im Umkehrschluss bedeu-

tet die hohe Wettbewerbsfähigkeit Chinas eine Gefahr 

zunehmender Handelsabhängigkeiten des Restes der 

Welt, falls es China gelingt, in bestimmten Produkten 

oder Sektoren eine weltweit marktbeherrschende Stel-

lung zu erlangen. Letzteres könnte durch chinesische 

Industriepolitik sogar noch forciert werden.

3. Länderspezifische Abhängigkeiten 
durch hohe Handelsvolumina und 
niedrige Handelselastizitäten
Die österreichischen Warenimporte aus China be-

schränken sich laut Statistik Austria hauptsächlich auf 

drei Hauptkategorien der SITC-Klassifikation (Standard 

International Trade Classification): chemische Erzeug-

nisse, Maschinen und Fahrzeuge und sonstige bearbei-

tete Waren. Die Importe von Maschinen und Fahrzeugen 

machen mit über 50 % mit Abstand den größten Anteil 

aus. Dabei kommt elektrischen Maschinen, Apparaten, 

Geräten und Einrichtungen sowie Maschinen der Nach-

richtentechnik, Bild-, Tonaufzeichnungs- und Wieder-

gabegeräten eine große Bedeutung zu. Bei den sonsti-

gen bearbeiteten Waren nehmen etwa Bekleidung und 

Bekleidungszubehör, verschiedene bearbeitete Waren 

und Schuhe einen prominenten Rang ein. Bei den che-

mischen Erzeugnissen kam es insbesondere nach der 

Pandemie zu einem sprunghaften Anstieg importierter 

medizinischer und pharmazeutischer Erzeugnisse. Kön-

nen wir nun anhand dieser einfachen Fakten zu den 

wertmäßigen Importvolumina in Kombination mit Han-

delselastizitäten, also dem Ausmaß, in dem Importgüter 

durch inländische oder andere ausländische Güter subs-

tituiert werden können, Handelsabhängigkeiten identifi-

zieren? Zunächst stellt sich die Frage, auf welcher Ebene 

die Handelsabhängigkeiten festgestellt werden sollen: 

auf Produkt-, Sektor- oder Länderebene? Geht es also 

um eine Entkopplung ganzer Länder oder nur um Liefer-

engpässe bei einzelnen Produkten?

Wenn wir die Handelsabhängigkeit auf Sektor- oder 

sogar Produktebene betrachten wollen, dann bestehen 

eine Reihe von Problemen. So werden Handelselastizitä-

ten in der Regel relativ hoch geschätzt, d.h. Importgüter 

können demnach leicht durch inländische oder andere 

ausländische Güter substituiert werden. Doch im Allge-

meinen implizieren bereits sehr niedrige Substitutions-

elastizitäten noch erhebliche Substitutionseffekte, wie 

die Diskussion bzgl. des Gasembargos gegenüber Russ-

Abbildung 1. Wie China wirtschaftlichen Druck auf Unternehmen und Regierungen ausübt.
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land gezeigt hat (Moll et al., 2023). Dieser allgemeine Fall 

lässt sich auf Handelselastizitäten übertragen, die dem-

nach schon sehr niedrig oder gar Null sein müssten, um 

eine Abhängigkeit festzustellen, oder es müsste ein sehr 

hohes Importvolumen vorliegen. Bei hohen Handels-

elastizitäten oder geringen Importvolumina wäre der 

Einfluss von Lieferengpässen auf die Produktion hinge-

gen gering und würde daher keine Handelsabhängigkeit 

begründen. Da einzelne Produkte nur selten besonders 

große Handelsvolumina aufweisen, die mehrere Prozent 

des BIP ausmachen, würde eine Ermittlung von Han-

delsabhängigkeiten auf Produktebene oder in kleinen 

Sektoren auf geringe Abhängigkeiten schließen lassen. 

Nun wäre dies sicher irreführend, da andere Kriterien 

als der Einfluss auf das BIP für eine Importabhängigkeit 

entscheidend sein können (siehe dazu den nächsten Ab-

schnitt). 

Dennoch sind Handelselastizitäten der wesentliche 

Parameter, um die langfristigen Handelsgewinne oder – 

im Falle einer weitgehenden Entkopplung von Ländern 

oder Wirtschaftsräumen – die -verluste durch Handels-

verzicht zu bestimmen. Schätzergebnissen von Imbs und 

Mejean (2017) zufolge fällt es Österreich auf sektoraler 

Ebene schwerer, Importe zu substituieren, als es bei ver-

gleichbaren Ländern der Fall ist. Dies wird jedoch dadurch 

ausgeglichen, dass leicht zu substituierende Importe in 

Österreich sowohl in Bezug auf die inländischen Ausgaben  

als auch auf den Handel wertmäßig größer sind. Beispie-

le hierfür sind Maschinen und elektrische Geräte, wel-

che ein hohes wertmäßiges Importvolumen aufweisen 

und gleichzeitig laut Schätzergebnissen von Imbs und  

Mejean (2017) leicht zu substituieren sind. Auf Länder-

ebene aggregiert hat Österreich dann weder eine beson-

ders hohe, noch eine besonders niedrige Handelselasti-

zität. Letztere Aussage wird auch durch andere Studien 

gestützt, wie die Metastudie von Bajzik et al. (2020) zeigt.

Die bisher behandelten Importvolumina blenden 

indirekte Abhängigkeiten aus. Diese entstehen, wenn 

österreichische Importe aus anderen Ländern Vorleis-

tungen aus China beinhalten. Daher sollte zusätzlich der 

Wertschöpfungshandel betrachtet werden, also die in 

der europäischen Produktion enthaltenen Vorleistun-

gen aus China. Laut Comtrade-Daten bezog Österreich 

im Jahr 2022 nur 8 % seiner Importe direkt aus China, 

die gesamte EU jedoch 21 %. Der Wertschöpfungsanteil 

Chinas an der österreichischen Produktion lag jedoch 

laut TiVa-Daten der OECD im Jahr 2018 mit 1,9 % prak-

tisch gleichauf mit jenem der gesamten EU von 2,0 %. 

Es zeigt sich also, dass Österreich in hohem Maße Güter 

aus anderen EU-Ländern importiert, welche chinesische 

Vorleistungen enthalten.

4.  Handelsabhängigkeiten auf 
Produktebene
Handelsabhängigkeiten bestehen nicht nur bei hohen, 

sondern auch bei geringen Handelsvolumina, etwa beim 

Import einzelner Schlüsselprodukte. Laut Europäischer 

Kommission (2021) liegen Abhängigkeiten vor, wenn, 

vereinfacht ausgedrückt, nur wenige Anbieter verfüg-

bar sind und die heimische Produktion diese Importe 

kaum ersetzen kann. Als strategisch relevant definiert 

sie solche Abhängigkeiten, die (1) die Sicherheit oder 

außenpolitische Handlungsfähigkeit der EU gefährden,  

(2) die Gesundheit der Bürger:innen beeinträchtigen 

oder (3) den Zugang zu zentralen Vorleistungen für den 

ökologischen und digitalen Wandel beschränken. Zur 

Identifikation strategischer Abhängigkeiten analysiert 

die Europäische Kommission die quantitativen Kriterien 

für die Importkonzentration, den Anteil am Gesamtbe-

darf sowie die Substituierbarkeit durch EU-Produktion. 

Anschließend bewertet sie den strategischen Charakter 

qualitativ und im Austausch mit Stakeholdern. So wurden 

137 kritische Produkte identifiziert, 71 davon stammen 

überwiegend aus China. Neben dem Ansatz der Euro-

päischen Kommission gibt es zahlreiche weitere Ansätze 

zur Identifizierung von Handelsabhängigkeiten auf Pro-

duktebene, die sich häufig stark ähneln. Abbildung 2 gibt 

einen Überblick über alle von uns untersuchten Studien. 

Die großen Unterschiede in den identifizierten Ab-

hängigkeiten von den verschiedenen Studien mögen 

überraschen. Eine detaillierte Analyse der österreichi-

schen Importe aus China, die in der Literatur anhand 

quantitativer Kriterien als abhängig identifiziert wurden, 

zeigt, dass dies oft Produkte betrifft, die nicht als be-

deutsam oder strategisch eingestuft werden können. In 

vielen Fällen, beispielsweise bei Perücken, falschen Bär-

ten, künstlichen Blumen und ähnlichen Produkten, ist 

offensichtlich, dass weder die europäische Produktion 

noch die Verteidigungsfähigkeit oder die Gesundheit der 

EU-Bürgerinnen und Bürger von diesen abhängig sind.

Letzteres trifft jedoch nicht auf Güter aus besonders 

kritischen Sektoren zu. Wir wollen hier kurz auf den Roh-

stoffsektor und die pharmazeutische Industrie eingehen. 

Laut Grohol und Veeh (2023) ist die EU auf verschiede-

nen Stufen der Wertschöpfungskette stark von kritischen 

Rohstoffen aus Drittländern, insbesondere aus China, 

abhängig, und das gilt insbesondere für Technologien, 
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die für die ökologische Transformation von Bedeutung 

sind. Problematisch ist auch, dass es auf dem Weltmarkt 

für einige Rohstoffe und insbesondere für seltene Erden 

kaum Alternativen zu China gibt. Die hohen Weltmarkt-

anteile Chinas bedeuten allerdings nicht, dass der ent-

sprechende Rohstoff nur oder hauptsächlich in China 

vorkommt. Sie sind vielmehr auf die hohe Wettbewerbs-

fähigkeit Chinas im Sinne niedriger Produktionskosten 

zurückzuführen. So sind Chinas hohe Weltmarktanteile 

bei Magnesium beispielsweise nicht auf exklusive Vor-

kommen zurückzuführen, sondern auf die Nutzung des 

kostengünstigen, aber emissionsintensiven Pidgeon-Ver-

fahrens zur Gewinnung von Magnesium aus Dolomit und 

Sole (Grohol und Veeh, 2023). Obwohl Magnesium auch 

aus anderen Quellen wie Meerwasser oder Serpentin 

gewonnen werden kann (U.S. Geological Survey, 2024), 

verschafft das einfache Verfahren China eine führende 

Marktstellung (Schmitz, 2019). Doch einer Förderung 

der Rohstoffe in der EU stehen neben der mangelnden 

Verfügbarkeit und hohen Förderkosten häufig auch da-

mit verbundene Umweltprobleme entgegen, wie z.B.  

Fritz et al. (2023) für Rohstoffe der Elektromobilität be-

schreiben.

Die pharmazeutische Industrie spielt bei der Be-

urteilung von Handelsabhängigkeiten eine besondere 

Rolle, da ihre Produkte in der Regel Auswirkungen auf 

die Gesundheit der EU-Bürger:innen haben. China ist in 

diesem Sektor wertmäßig kein bedeutender Handels-

partner, so stammen von den direkten Importen ferti-

ger Arzneien nur rund 2,5 % aus China. In bestimmten 

Bereichen wie pharmazeutischen Wirkstoffen (8 %) und 

Antibiotika (7 %) ist die EU stärker auf China angewie-

sen (Hallak, 2020). Bei Medizinprodukten und Impfstof-

fen hingegen ist der Anteil Chinas an den EU-Importen 

mit 0,3 % bzw. 0,05 % gering. Kritisch ist, dass einige 

dieser Importe strategisch relevante Substanzen wie 

Chloramphenicol oder heterozyklische Verbindungen 

betreffen (Zenglein, 2020). Zusätzlich zeigen Daten zur 

globalen Wertschöpfungskette im Chemie- und Pharma-

sektor, dass etwa 29 % der Rohstoffe und 38 % der Zwi-

schenprodukte der fünf größten Importpartner der EU  

(Schweiz, UK, USA, China, Singapur) aus China stammen, 

was auf eine erhebliche indirekte Abhängigkeit hinweist 

(Hallak, 2020). Indien ist mit einem Anteil von rund 20 %  

an den weltweiten Exporten der führende Produzent 

von Generika. Bei den meisten pharmazeutischen 

Abbildung 2. Zahl der in verschiedenen Studien als abhängig identifizierten Produkte in der EU.
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Quelle: Eigene Darstellung.
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Wirkstoffen, die in diesen Medikamenten enthalten 

sind, ist Indien jedoch wiederum von China abhängig  

(Lund et al., 2020).

5. Handlungsoptionen 

Strategische Abhängigkeiten bei einigen Rohstoffen und 

Endprodukten sind zwar im Handel mit China besonders 

ausgeprägt, aber nicht auf China beschränkt. Daher sind 

einige der Instrumente zur Reduzierung von Abhängig-

keiten allgemeiner Natur. So bestehen auf EU-Ebene seit 

dem Jahr 2014 die Important Projects of Common Euro-

pean Interest (IPCEI), ehemals Project of Common Interest 

(PCI). Dabei handelt es sich um Initiativen zur Stärkung 

strategisch bedeutender europäischer Wertschöpfungs-

ketten. Diese Förderprojekte sind also nicht speziell auf 

Abhängigkeiten von China oder anderen Ländern gerich-

tet. Der European Chips Act, der seit September 2023 in 

Kraft ist, zielt darauf ab, die Wettbewerbsfähigkeit der 

EU im Halbleitersektor zu stärken. Zu diesem Zweck 

unterstützt er Investitionsprojekte, die eine grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit und staatliche Beihilfen 

aus mehreren EU-Ländern beinhalten. Das Gesetz über 

kritische Rohstoffe (Critical Raw Materials Act, CRMA) 

zielt darauf ab, die hohe Konzentration bei der Einfuhr 

bestimmter Rohstoffe von strategischer Bedeutung zu 

verringern. Der heimische Abbau, die Veredelung und 

das Recycling solcher Rohstoffe soll durch beschleunigte 

Genehmigungsverfahren sowie Maßnahmen im Zusam-

menhang mit der Überwachung der Lieferketten, der Be-

vorratung und der Verbesserung der Recyclingfähigkeit 

gefördert werden (Le Mouel und Poitiers, 2023). Die im 

September 2021 ins Leben gerufene Health Emergency  

Preparedness and Response Authority (HERA) soll die  

wichtigsten Engpässe in der Versorgungskette bei Arz-

neimitteln durch Maßnahmen wie koordinierte Vorrats-

haltung und gemeinsame Beschaffung beheben. 

Die Binnenmarkt-Notfall- und Krisenbewältigungs-

akte (Internal Market Emergency and Resilience Act, 

IMERA) zielt darauf ab, den Zugang zu kritischen Gütern 

zu gewährleisten. Obwohl sie in erster Linie für Notfäl-

le wie die Coronapandemie gedacht ist, deckt sie auch 

Störungen des Binnenmarktes ab, die durch Konflikte 

wie den Krieg in der Ukraine ausgelöst werden. Das An-

ti-Coercion Instrument (ACI), das seit Dezember 2023 in 

Kraft ist, soll der EU Gegenmaßnahmen bieten, wenn ein 

Drittland wirtschaftlichen Druck ausübt. Die möglichen 

Gegenmaßnahmen umfassen die Verhängung von Zöl-

len, Beschränkungen des Handels, der Dienstleistungen 

und der Rechte an geistigem Eigentum sowie Beschrän-

kungen des Zugangs zu ausländischen Direktinvestitio-

nen und des öffentlichen Auftragswesens.

Eine Diversifizierung der Import- und Exportmärkte 

kann wirkungsvoll durch den Abschluss neuer Handels-

abkommen erzielt werden, im Bereich des Zugangs zu 

Rohstoffen etwa mit Chile oder dem Mercosur. Die Ab-

hängigkeit von China bei kritischen Waren und die Ge-

fahr von plötzlichen Unterbrechungen in den Lieferket-

ten kann auch durch gezielte Rückverlagerungen von 

Teilen der Produktionsketten und durch eine gezielte Be-

vorratung abgemildert werden (Weyerstraß et al., 2021).

Neben den genannten Initiativen scheinen zur Ver-

ringerung der Abhängigkeiten von China eine Diversi-

fizierung der Lieferketten, aber auch der Absatzmärkte 

und eine Stärkung des regelbasierten multilateralen 

Handelssystems zentral zu sein. In der Literatur wird 

oft moniert, dass zur Stärkung der technologischen 

Souveränität der EU bisher ein kohärenter und um-

fassender Ansatz fehlt, der mehrere wirtschafts- und 

außenpolitische Felder umfasst. Hier sprechen manche 

Autoren von einem geoökonomischen Ansatz, bei dem 

die Außenwirtschaftspolitik mit außen- und sicherheits-

politischen Interessen, aber auch mit den Zielen der 

Industriepolitik, Klima- und Energiepolitik, Währungs- 

und Finanzmarktpolitik sowie der Entwicklungspolitik 

verbunden wird. 

In Anbetracht der Initiativen und Möglichkeiten der 

EU stellt sich die Frage, ob die einzelnen Mitgliedstaaten, 

insbesondere Österreich, eine eigene China-Strategie 

entwickeln sollten. Einer im Juni 2025 veröffentlichten 

Studie zufolge betrachtet Österreich zwar China primär 

als wirtschaftlichen Partner und nicht als systemischen 

Rivalen. Gleichzeitig werden aber doch die Risiken, die 

sich aus hohen Abhängigkeiten bei bestimmten Waren 

und Gefahren hinsichtlich des Einflusses Chinas auf die 

technische Infrastruktur ergeben, zunehmend kritisch 

hinterfragt. In dem Bericht wird hinsichtlich einer Neu-

ausrichtung der österreichischen China-Politik ein De-

risking ohne weitgehende Entkopplung wahrgenommen 

(Nieschalke, 2025).

Wenn man sich die China-Strategien anschaut, die 

manche EU-Mitgliedsländer haben, scheint Skepsis 

hinsichtlich deren Nützlichkeit im Hinblick auf die Ver-

ringerung der ökonomischen Abhängigkeiten und der 

geopolitischen Risiken angebracht. Die China-Strategien 

umreißen eher nationale Positionen zu China als kon-

krete Strategien zur Gestaltung der bilateralen Bezie-

hungen. Die Veröffentlichung einer China-Strategie kann 
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dazu beitragen, die Transparenz und Rechenschafts-

pflicht im politischen Entscheidungsprozess zu erhöhen, 

indem die Politik der Regierung vorgestellt und gleich-

zeitig implizit eine Reaktion der Interessengruppen 

und der Öffentlichkeit eingefordert wird. Die Regierung 

könnte auch ein politisches Papier veröffentlichen, um 

der Öffentlichkeit ihre Sachkenntnis und ihr Interesse 

an einem brisanten Thema zu demonstrieren. Allerdings 

gibt es auch Gründe, die gegen die Veröffentlichung ei-

ner expliziten China-Strategie sprechen. Der offensicht-

lichste Grund, ein solches Dokument intern zu halten, 

wäre, zu verhindern, dass die chinesische Regierung 

von seinem Inhalt erfährt. Strategien betonen unisono 

die Notwendigkeit einer kohärenten, werteorientierten 

China-Politik der EU, insbesondere im Hinblick auf die 

Menschenrechte. 
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Die Auswirkungen der KI auf  
Österreichs Wirtschaft

Künstliche Intelligenz (KI) ist aus dem wirtschaftlichen Alltag nicht mehr wegzudenken. Dabei stellt sich 
die Frage, wie gut Österreich auf die KI-Revolution vorbereitet ist und welche wirtschaftspolitischen Hebel 
notwendig sind. Basierend auf qualitativen Expert:innen-Interviews und quantitativen Analysen zeigt sich, 
dass KI-Nutzung mit Produktivitätssteigerungen, einer Transformation der Tätigkeits- und Branchenstruktur 
sowie makroökonomischen Veränderungen einhergeht. KI verstärkt aber auch die Abhängigkeit von 
internationalen Anbietern und birgt Risiken für die digitale Autonomie europäischer Unternehmen. Um die 
Potenziale von KI bestmöglich zu nutzen, sind die Unterstützung von kleinen und mittleren Unternehmen, 
die Förderung privaten Risikokapitals und die Intensivierung europäischer Kooperationen notwendig.* 

1. Einleitung

Künstliche Intelligenz (KI) und KI-unterstützte Technolo-

gien transformieren eine Vielzahl an wirtschaftlichen und 

gesellschaftlichen Prozessen. Das Aufkommen von gene-

rativen KI-Modellen wie Large Language Models (LLMs) hat 

diese Entwicklung weiter beschleunigt, sodass nun auch 

bisher weniger betroffene Bereiche und Branchen die  

Effekte spüren. Gleichzeitig hat die Europäische Union mit 

dem AI Act 2024 einen Rechtsrahmen für die Entwicklung 

und Implementierung von KI-Systemen verabschiedet. 

Vor diesem Hintergrund stellen sich wirtschafts-, arbeits-

markt- und strukturpolitische Fragen. Welche KI-Anwen-

dungen werden in Unternehmen in Österreich derzeit 

und in naher Zukunft eingesetzt, welche potenziellen 

Auswirkungen hat KI auf die österreichische Wirtschaft, 

und welche wirtschaftspolitischen Maßnahmen sind zur 

Hebung der Potenziale von KI-Technologien notwendig?

Diese Fragestellungen werden in diesem Artikel 

quantitativ und qualitativ beleuchtet. Zum einen führen 

wir Leitfadeninterviews mit KI-Expert:innen aus Unter-

nehmen verschiedener Branchen und aus dem akade-

mischen und technologischen Bereich durch.1 Zum an-

deren analysieren wir die potenziellen Auswirkungen 

quantitativ, indem wir die KI-Auswirkung auf einzelne 

* Wir bedanken uns beim Bundeskanzleramt für die finanzielle Unterstützung dieses Forschungsprojekts.
1 Wir bedanken uns sehr herzlich bei folgenden Expert:innen: Gerald Bader (Eviden & Verband Österreichischer Software Innovationen), Johannes 
Dahlke (Universiteit Twente), Veronika Haberler (LeReTo), Joachim Hertzberg (Universität Osnabrück), Martin Hirt (Landwirtschaftskammer 
Österreich), Andreas und Johann Prankl (Farmdok), Clemens Wasner (EnliteAI & AI Austria), Andreas Windisch (Joanneum Research & AI Austria) 
und zwei weiteren anonymen Expert:innen.

Berufe, soziodemografische Personengruppen und 

Branchen in Österreich abschätzen. 

2. Aktuelle und zu erwartende 
Anwendungen von KI
Vor 2023 war die Anwendung von KI auf kleine Berei-

che mit dem Ziel der Optimierung und Prozesskontrol-

le begrenzt, betonen Expert:innen. In verschiedenen 

Branchen wurden Techniken des Machine Learnings ein-

gesetzt, etwa um Entwicklungen und Prozessfolgen zu 

prognostizieren und Anpassungen zu automatisieren, 

Anomalien zu erkennen oder vorausschauend War-

tungsarbeiten zu erledigen (Predictive Maintenance). 

Diese Anwendungen waren auf einige wenige innovati-

ve Bereiche und auf abgrenzbare Funktionen, bspw. die 

Erfassung, Verarbeitung und Verwendung von Sensor-

daten, begrenzt. Expert:innen mit Einblick in mehrere 

Branchen nennen als Vorreiter insbesondere die Groß-

industrie (Industrie 4.0), die Energieversorgung und das 

Finanzwesen. 

Das Aufkommen von LLMs und Transformer-Mo-

dellen hat ab 2023 zu einer Zeitenwende geführt. Die 

Philipp Koch, Nikolaus Graf
Philipp Koch, EcoAustria, Wien
Nikolaus Graf, EcoAustria, Wien 
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Möglichkeiten, große Textmengen akkurat und sinn-

haft zu verarbeiten, neue Inhalte zu generieren und 

menschliche Arbeitskräfte in vielen Bereichen allgemein 

zu augmentieren, haben dazu geführt, dass KI mittler-

weile jede Branche betrifft. Befragte Expert:innen mit 

branchenübergreifendem Einblick gaben wieder, dass 

zurzeit sämtliche Wirtschaftsbereiche mit KI-Anwendun-

gen, die auf LLMs basieren, experimentieren und mögli-

che Anwendungen ausloten. Zum einen werden LLMs im 

Rahmen von Chatbots oder allgemein zur Kundenkom-

munikation eingesetzt - ein Bereich, der in beinahe allen 

B2C-Branchen und zunehmend auch in B2B-Prozessen 

relevant ist. Zum anderen augmentieren LLMs menschli-

che Arbeitskräfte im Wissens- und Informationsmanage-

ment über Organisationsebenen hinweg. Mehrere der 

befragten Expert:innen haben betont, dass sie massive 

Produktivitätssteigerungen im Bereich der Softwareent-

wicklung beobachtet haben, insbesondere bei weniger 

erfahrenen Mitarbeiter:innen. 

Der Blick in die Zukunft ist bei einer schnelllebigen 

Technologie wie KI schwierig. Der Tendenz nach erwar-

ten Expert:innen, dass sich aktuelle Trends zunächst 

fortsetzen und bestehende KI-Systeme sich weiter ver-

bessern. Das betrifft nicht nur deren Effizienz und Zuver-

lässigkeit, sondern auch deren Problemlösungsfähigkeit 

(bspw. in der Robotik). LLMs würden zukünftig verstärkt 

zu einer Automatisierung von (simplen) administrativen 

Prozessen führen. Das beschleunigt die Disruption auf 

dem Arbeitsmarkt stärker als ursprünglich, etwa vor der 

Verbreitung von LLMs, erwartet wurde. 

Zudem heben Expert:innen einige vielversprechende 

zukünftige Technologien hervor. So könnten KI-Systeme 

zukünftig verstärkt funktionsübergreifend agieren und 

durch Interaktion komplexere Aufgaben erfüllen. Außer-

dem wird erwartet, dass KI-Systeme künftig neue Daten-

formen verarbeiten und multimodal agieren können, 

während gleichzeitig die Erklärbarkeit und Nachvollzieh-

barkeit durch symbolische Systeme erhöht werden wird. 

Auch eine Bewegung hin zu on-device- oder on-premise- 

Lösungen wird aus Gründen des Datenschutzes und des 

Urheberrechts erwartet. 

3. Wirtschaftliche Effekte von KI 

Betriebliche Anwendungen von KI-Systemen können 

signifikante Auswirkungen auf die Tätigkeits- und Be-

schäftigungsstruktur haben, weiterführend auch auf 

makroökonomische Indikatoren wie Produktivität 

und Innovation. Dies gilt für technologische Entwick-

lungen im Allgemeinen: Der Großteil der heutigen Be-

schäftigung ist in Berufen und Tätigkeitsbildern veror-

tet, die erst in den letzten 80 Jahren entstanden sind  

(Autor et al., 2022).

Dieses inhärente Potenzial zur Transformation gilt 

nun auch für KI-basierte Technologien: Einerseits kann 

KI physische und teilweise auch kognitive Tätigkeiten 

automatisieren. Einige Studien zu den Auswirkungen 

von Industrierobotern betonen den leicht negativen 

Effekt der Automatisierung durch Robotisierung auf 

die Arbeitsnachfrage (Acemoglu und Restrepo, 2020;  

Bordot, 2022). Andererseits liegen die größten Potenzia-

le von KI-Anwendungen, und aktuell insbesondere gene-

rativen KI-Modellen, in der Augmentation menschlicher 

Arbeitskräfte (Brynjolfsson et al., 2023; Brynjolfsson und 

Unger, 2023; Agrawal et al., 2019d; Autor, 2024). 

Durch Augmentation ergeben sich auf mikroökono-

mischer Ebene massive Produktivitätsgewinne von bis zu 

40 %. So zeigen Dell’Acqua et al. (2024), dass Unterneh-

mensberater:innen der Boston Consulting Group, die KI in 

Form von LLMs verwenden, Aufgaben um 25 % schneller  

und mit 40 % höherer Qualität durchführen. Gleichzei-

tig sinkt die Bedeutung von Berufserfahrung, da jün-

gere, durch KI-Systeme augmentierte Beschäftigte die  

Produktivitätslücke zu erfahreneren Beschäftigten im 

Durchschnitt schließen können (Brynjolfsson et al., 2023).  

Umgekehrt könnten unter Umständen jüngere Beschäf-

tigte stärker von Substitutionseffekten betroffen sein, 

da deren Aufgaben leichter durch KI-Anwendungen er-

setzt werden können.

Es ist zu erwarten, dass sich diese mikroökonomi-

schen Effekte auf der makroökonomischen Ebene zei-

gen werden. Wie stark dies aber der Fall sein wird, ist aus 

Sicht der wissenschaftlichen Literatur noch uneindeu-

tig. Zum einen führt KI aufgrund ihrer optimierenden 

und augmentierenden Charakteristik zu einer Steige-

rung der Effizienz und kann dadurch die gesamtwirt-

schaftliche Produktivität erhöhen (Brynjolfsson und  

McAfee, 2017; Agrawal et al., 2019a, 2019b, 2019c; 

Eloundou et al., 2023). Zum anderen kann KI auch die 

Innovationsdynamik ankurbeln, da einige Fähigkeiten, 

die KI-Systeme mittlerweile mitbringen, zur Entwick-

lung neuer Produkte und Geschäftsmodelle führen 

können (Cockburn et al., 2019; Aghion et al., 2017;  

Holzinger et al., 2023; Davenport & Mittal, 2022; Tekic 

und Füller, 2023; Häfner et al., 2021). Gleichzeitig ge-

schieht die Entwicklung von fortschrittlichen KI-Syste-

men vor allem in anderen Wirtschaftsräumen wie den 

USA und China (Stojkoski et al., 2024; Balland, 2022; 
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Goldfarb und Trefler, 2019). Österreich und Europa 

profitieren damit mehr von der Anwendung als von der 

Entwicklung neuer KI-Technologien, die kleinere öko-

nomische Effekte mit sich bringt. 

Expert:innen kommentieren in den Interviews auch 

die Marktkonzentration von KI-Anbietern. Gerade im 

Software- und Hardwarebereich bestehen globale 

Marktasymmetrien, Technologievorsprünge und fakti-

sche Monopolstellungen. Diese können zu teils explodie-

renden Kosten seitens der heimischen KI-Anwender füh-

ren. Gleichzeitig betonen sowohl Branchenexpert:innen 

als auch Technolog:innen, dass auf Seiten der Unter-

nehmen häufig eine Abhängigkeit von großen Tech-Gi-

ants in den USA besteht. Es wurde erwähnt, dass dies 

die digitale Autonomie von Unternehmen in Europa teil-

weise gefährdet. Dies betrifft nicht nur eine ausgepräg-

te Verschränkung der internen Prozesse mit US-Anbie-

tern, die einen Wechsel auf kleinere lokale Anbieter von 

bspw. Cloud-Computing-Lösungen erschwert, sondern 

auch die Autonomie in Hinblick auf Datennutzung und  

-sicherheit. 

4. KI-Auswirkungen in Österreich

Vor dem Hintergrund der vielfältigen Auswirkungen von 

KI-Systemen, die in der Literatur und von Expert:innen 

2 Wir übertragen hierbei die Daten von Felten et al. (2021, 2023) gemäß der US-Berufsklassifikation des Occupational Information Network (O*NET) 
auf die europäische Klassifikation European Skills, Competences and Occupations (ESCO). Anschließend ziehen wir Rückschlüsse auf demografische 
Merkmale und Branchen, indem wir die Berufsstruktur gemäß Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung betrachten. Der Analyse liegt damit die 
Annahme zugrunde, dass eine bestimmte Berufsbezeichnung in den USA genauso von KI transformiert wird wie in Europa.

beschrieben werden, stellt sich die Frage, inwiefern Ös-

terreichs Wirtschaftsstruktur von KI-Anwendungen be-

troffen sein wird. Zur Abschätzung der KI-Auswirkung 

auf einzelne Berufe, soziodemografische Personengrup-

pen und Branchen in Österreich verwenden wir Daten 

von Felten et al. (2021, 2023) zur KI-Auswirkung einzelner 

Berufe in den USA.2 Unter einer hohen KI-Auswirkung 

wird dabei verstanden, dass die Beschäftigungs- und 

Tätigkeitsstruktur der Branche mit einer hohen Wahr-

scheinlichkeit von KI-Technologien stark transformiert 

wird. Eine Differenzierung zwischen substituierenden 

und augmentierenden Effekten ist auf Basis der Daten 

von Felten et al. (2021, 2023) aber nicht möglich. 

Es spiegelt sich deutlich wider, dass KI-Anwendun-

gen nunmehr kognitive Routineaufgaben erfüllen kön-

nen - im Unterschied zu früheren Wellen der Techno-

logisierung, die verstärkt manuelle Routineaufgaben 

betrafen. Dies hat zur Folge, dass insbesondere Fach- 

und Führungskräfte im Dienstleistungsbereich stark von 

einer Transformation durch KI betroffen sein werden, 

während Beschäftigte mit einem hohen Anteil manuel-

ler Aufgaben dies nicht sein werden (Abbildung 1). Be-

schäftigte mit einem hohen Anteil an manuellen Aufga-

ben sind bspw. Küchenhilfen in der Gastronomie oder 

Berufe im Zusammenhang mit dem Bauwesen (Hilfs-

arbeiter, Maler, Maurer, etc.). 

Abbildung 1. KI-Auswirkung nach Berufen.

Rang Beruf Beschäftigte KI-Auswirkung

1 Web- und Multimediaentwickler

2 Akademische und vergleichbare Fachkräfte im Bereich Management- und Organisationsanalyse

3 Fachkräfte in der Steuerverwaltung

4 Leitende Bedienstete von Interessenorganisationen

5 Angehörige gesetzgebender Körperschaften

… …

231 Stuckateure

232 Betonierer, Betonoberflächenfertiger und verwandte Berufe

233 Dachdecker

234 Maler und verwandte Berufe

235 Maurer und verwandte Berufe

Anmerkung: Die KI-Auswirkung ist zwischen 0 und 100 normiert, d.h. dass diejenigen Berufe mit einer KI-Auswirkung von 100 im Vergleich zu allen 
anderen Berufen in Österreich am stärksten von KI transformiert werden. Die Anzahl der Beschäftigten basiert auf der Arbeitskräfteerhebung 
2023 und ist auf Ebene der International Standard of Occupations (ISCO)-Viersteller dargestellt. Berufe mit weniger als 3000 Beschäftigten sind 
aus statistischen Gründen nicht erfasst.
Quelle: EcoAustria, Felten et al. (2023), Statistik Austria, eigene Darstellung.

6,4 Tsd. 100,0

28,4 Tsd. 99,1

6,3 Tsd. 97,4

10,8 Tsd. 97,0

3,0 Tsd. 97,0

  …

12,4 Tsd. 2,4

5,8 Tsd. 1,2

8,2 Tsd. 1,0

13,2 Tsd. 0,9

26,2 Tsd. 0,0



121Wirtschaftspolitische Blätter 2 | 2025

Analysen

Basierend auf den strukturellen Effekten von KI zeigt 

sich, dass weibliche Beschäftigte mehr Transformation 

durch KI-Technologien erfahren werden als männliche 

Beschäftigte (Abbildung 2). Treiber dieses Unterschieds 

ist insbesondere der höhere Anteil an Frauen in Dienst-

leistungs- und Verwaltungsbereichen, sowie der höhere 

Anteil an Männern in manuellen und körperlichen Tätig-

keiten. 

Zudem korreliert die KI-Auswirkung positiv mit dem 

Ausbildungsgrad (vgl. Abbildung 3 und Teutloff et al., 

2024). Diese Varianz spiegelt wider, dass hochqualifizier-

te Berufe, die oft analytische und kreative Fähigkeiten 

erfordern, stärker durch KI transformiert werden.

Die Aggregation auf Branchen in Abbildung 4 zeigt, 

dass insbesondere Dienstleistungsbranchen (Rechtsbe-

ratung, Finanzdienstleistungen etc.) am stärksten durch 

KI transformiert werden, während touristische Bran-

chen weniger von KI betroffen sein werden. 

5. KI-Einsatz und Wettbewerbsfähigkeit
Inwieweit eine Branche von Transformationen durch KI 

betroffen ist, liefert aber noch keine Information zum 

Grad der Substitution oder Augmentation von Tätigkei-

ten und Berufsfeldern. Mit anderen Worten: Die Prog-

nose, dass ein Berufsfeld stark von KI betroffen sein 

wird, heißt nicht, dass der Beruf vom Arbeitsmarkt ver-

schwindet (Substitution). Vielmehr kann ein Berufsfeld 

durch die Produktivitätseffekte von KI auch aufgewertet 

werden (Augmentation). Zudem bedeutet eine geringe 

KI-Auswirkung nicht gezwungenermaßen, dass KI keine 

Rolle spielen wird. So finden sich auch für Berufe mit ei-

ner starken manuellen Komponente, deren Tätigkeiten 

vorrangig eine geringe KI-Auswirkung aufweisen, vielfäl-

tige Anwendungsfelder für KI-Technologien - dies jedoch 

seltener im Kontext der jeweiligen beruflichen Kerntä-

tigkeiten, sondern eher in begleitenden Prozessen (Pla-

nung, Qualitätskontrolle etc.). Demnach lässt sich aus 

der Analyse der KI-Auswirkung auch keine Schlussfolge-

rung über gesamtwirtschaftliche Effekte ableiten. 

Für das Verständnis der volkswirtschaftlichen Effek-

te von KI ist zentral, Technologien im Allgemeinen als 

Hebel für Produktivität und Effizienz zu verstehen. Ge-

rade im globalen Wettbewerb ist die effektive Nutzung 

von effizienzsteigernden KI-Technologien unerlässlich, 

um Wohlstand zu erhalten und auszubauen. Es ist vor 

diesem Hintergrund relevant, KI-basierte Technologien 

nicht nur als Job-Killer zu betrachten, sondern Hemmnis-

se und Restriktionen für die Anwendung zu beseitigen. 

Das hilft gerade jenen Branchen, die in ihren Prozessen 

stark von KI betroffen sein werden. Dabei ist Wettbe-

werbsfähigkeit für Österreich als hochentwickelte und 

wohlfahrtsstaatlich institutionalisierte Volkswirtschaft 

kein Selbstzweck. Vielmehr stellt die Wettbewerbsfähig-

Abbildung 2. KI-Auswirkung nach Geschlecht, Anteil  
                          der Beschäftigten in Österreich in %.
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Abbildung 3. KI-Auswirkung nach höchstem Bildungsabschluss, Anteil der Beschäftigten in Österreich in %.
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keit der Unternehmen eine Grundlage der wirtschaftli-

chen und sozialen Weiterentwicklung dar. Gegenwärtig 

bildet KI eine zunehmend wichtigere Teilkomponente 

der digitalen Wettbewerbsfähigkeit und zunehmend 

auch der allgemeinen strukturellen Wettbewerbsfähig-

keit des jeweiligen Standorts. 

Briglauer und Graf (2023) zeigen im Rahmen ihrer 

Analyse die positiven Effekte der digitalen Wettbewerbs-

fähigkeit auf das BIP pro Kopf. Den empirischen Ergeb-

nissen der Studie zufolge, bewirkt eine Verbesserung 

der digitalen Wettbewerbsfähigkeit um 1 %, gemessen 

am Digital Competitiveness Index des IMD, eine Erhö-

hung des BIP pro Kopf um 0,16 %. 

Gängige international vergleichende Indexbetrach-

tungen zeigen: Österreich hat bei der digitalen Wett-

bewerbsfähigkeit eine gute, aber keine Spitzenposition 

inne. Es ergibt sich ein Aufholpotenzial von 20 % bis 25 %  

zu den am stärksten digitalisierten Ländern USA, Dä-

nemark, Schweden, Finnland und den Niederlanden.  

Ein Catching-Up Österreichs zu diesen Ländern bis und 

ab 2027 würde, laut des empirisch identifizierten Ma-

kroeffekts, das BIP pro Kopf um etwa 3,5 % erhöhen. 

Es handelt sich dabei um einen dauerhaften Niveauef-

fekt des BIP pro Kopf, der entsteht, sobald zu den Spit-

zenländern aufgeschlossen wird. Pro Jahr und in Prei-

sen von 2025 entspricht dies bis zu 17,6 Mrd. Euro an  

Wertschöpfung.

3 Im Digital Economy and Society Index wird das Ausmaß der Nutzung KI-basierter Technologien gemessen, anhand des Anteils and Unternehmen, 
die zumindest eine KI-basierte Technologie nutzen. Grundlage ist die Erhebung zum IKT-Einsatz in Unternehmen (IKT-Erhebung). Dabei werden 
Unternehmen mit 10 und mehr Beschäftigten im Produktions- und Dienstleistungssektor (exkl. Finanzwirtschaft) befragt.
4 Es ergibt sich im Referenzrahmen des vollständigen Index ein noch größeres Aufholpotenzial, da sich die im Kontext KI-basierter Technologien 
weltweit führenden Länder außerhalb der Europäischen Union befinden. Dabei handelt es sich insbesondere um die USA, China und Singapur.

Eine zentrale Komponente der digitalen Wettbe-

werbsfähigkeit ist die wirtschaftliche Integration von 

KI-basierten Technologien. Für Österreich gibt es jedoch 

auch hier Aufholpotenzial: Dies zeigen etwa der Digital 

Economy and Society Index (DESI)3 oder der Global AI-Index 

von Tortoise4. Österreich liegt laut DESI in der Nutzung 

von KI-basierten Technologien auf Rang 9 unter den 28 

EU-Mitgliedstaaten. Eine ähnliche Betrachtung ergibt 

sich im Kontext des Global AI-Index von Tortoise. Hier 

belegt Österreich in der Rangliste der EU-Mitgliedstaa-

ten sogar nur Platz 12.

Dass der KI-bezogene Fortschrittsgrad maßgeblich 

mit der digitalen Wettbewerbsfähigkeit zusammen-

hängt, zeigt  Abbildung 5. Hier ergibt sich ein stark posi-

tiver, aber degressiver Zusammenhang zwischen dem 

KI-Fortschrittsgrad und digitaler Wettbewerbsfähigkeit.

6. Schlussfolgerungen

KI und darauf aufbauende betriebliche Anwendungen 

sind bereits allgegenwärtig und werden massive Aus-

wirkungen auf die österreichische Wirtschaft haben. Die 

technologische Disruption und darauf basierende struk-

turelle und wirtschaftliche Effekte sind damit längst ein-

geleitet. Wie erfolgreich dieses Potenzial der KI-Techno-

logien genutzt wird, ist eine maßgebliche Determinante 

der zukünftigen Wettbewerbsfähigkeit Österreichs. Das 

Abbildung 4. KI-Auswirkung nach Branche, Anteil der Beschäftigten in %.
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Beschäftigten. 
Quelle: EcoAustria, Felten et al. (2023), Statistik Austria, eigene Darstellung.
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wird sowohl in der wissenschaftlichen Literatur deutlich 

als auch in der Analyse der Beschäftigungsstruktur in 

Österreich und wird auch im Rahmen der Expert:innen-

Interviews bestätigt. Es stellt sich die Frage, welche wirt-

schaftspolitischen Maßnahmen notwendig sind, um die 

Potenziale von KI möglichst optimal zu nutzen.

Konkret ergeben sich aus den Gesprächen mit Ex-

pert:innen und aus eigenen Überlegungen folgende 

wirtschaftspolitische Ansatzpunkte:

•	 Effiziente Unterstützungsmaßnahmen. In der Imple-

mentierung von KI können Anleitung (Guidance) und 

Beratung eine wichtige Funktion übernehmen. Ins-

besondere kleinere und weniger technologieaffine 

Unternehmen haben strukturelle Nachteile bei Im-

plementierung und Innovation. Im AI Act der EU sind 

Sensibilisierungs- und Schulungsmaßnahmen, u.a.  

mit Fokus auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

und Startups, vorgesehen. Sie sollen die Nutzung und 

den Einsatz von KI im Rechtsrahmen des AI Act aus 

Sicht der Unternehmen erleichtern und die Rechtssi-

cherheit der Unternehmen fördern. Hier gilt es vor al-

lem jene Branchen zu unterstützen, die aufgrund ihrer 

Beschäftigungsstruktur stark von KI betroffen sind. 

•	 Förderung von privatem Risikokapital für Forschung, 

Entwicklung und Innovation. Sowohl auf die Entwick-

lung neuer Technologien als auch neuer Geschäfts-

modelle, die auf KI-Technologien aufbauen, kann 

sich die Förderung durch privates Risikokapital posi-

tiv auswirken. Angesichts des Aufholpotenzials zu 

den USA werden radikale Innovationen nur durch die 

Involvierung privater Investitionen realisierbar sein. 

Steuerliche Anreize, wie eine niedrigere Besteuerung 

von Unternehmensgewinnen und Mitarbeiterbe-

teiligungen, aber auch das Schaffen eines allgemein 

positiveren unternehmerischen Umfelds sind hier 

zentral. 

•	 Europäische Zusammenarbeit. Wettbewerbsvorteile 

im digitalen Bereich entstehen vor allem durch Ska-

lierungseffekte. Um als europäischer Wirtschafts-

raum im internationalen digitalen Wettbewerb mit 

den USA oder China eine Chance zu haben, braucht 

es mehr europäische Zusammenarbeit in den Be-

reichen der technologischen Innovation und der 

strategischen Einführung. Die EuroStack-Initiative 

(Bria et al., 2025) ist hierbei positiv hervorzuheben. 

Nachdem die Transformation durch KI bereits voll 

im Gange ist, scheint es angemessen, den Fokus auf 

Technologie- und Innovationsbereiche zu lenken, die 

sich aktuell noch in der Entwicklungsphase befinden. 

Ein Beispiel dafür ist Quantum Computing. 

Abbildung 5. Statistische Korrelation zwischen KI-Fortschrittsgrad und digitaler Wettbewerbsfähigkeit.
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Anmerkung: Digitale Wettbewerbsfähigkeit anhand Digital Competitiveness Index 2024 des IMD und KI-Fortschrittsgrad anhand Global AI Index 2024  
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The economic impact of AI on Austria's economy
Artificial intelligence (AI) has become an integral part of today's economy. This raises the question of 
how Austria is positioned for the AI revolution and what economic policy levers are needed to remain 
competitive. Based on qualitative interviews with experts and quantitative analyses, we show that the use 
of AI is accompanied by productivity increases, structural changes within and across industries, as well as 
macroeconomic changes. However, AI also increases dependence on international providers and harbours 
risks for the digital autonomy of European companies. Supporting small and medium-sized enterprises 
(SMEs), leveraging private venture capital and intensifying European cooperation are necessary policies to 
make the best possible use of the potential of AI.
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Die Bedeutung von Online-Plattformen für 
Märkte und Unternehmen

Online-Plattformen ermöglichen Unternehmen neue Formen der digitalen Interaktion und Wertschöpfung. 
Eine repräsentative Befragung von 1.380 österreichischen Unternehmen zeigt, dass ein intensiverer 
Wettbewerb zwischen  Plattformen den Wechsel erleichtert und mit besseren Konditionen sowie einer 
höheren Zufriedenheit und Zahlungsbereitschaft der Unternehmen einhergeht. Die Zahlungsbereitschaft ist
jedoch niedriger, wenn die Wechselmöglichkeit hoch und die Abhängigkeit der Unternehmen entsprechend 
gering ist.* 

1. Einleitung		                    
Die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung OECD (2019, S. 20) definiert Online-

Plattformen als digitale Dienste, welche die Interaktion 

zwischen zwei oder mehr unterschiedlichen, aber vonei-

nander abhängigen Nutzergruppen - seien es Unterneh-

men oder Einzelpersonen - ermöglichen. Diese haben 

sich in den letzten Jahrzehnten zu einer der bedeutends-

ten Innovationen für eine Vielzahl unterschiedlicher 

Anwendungen entwickelt. Unternehmen nutzen diese 

beispielsweise für den Online-Einkauf oder -Verkauf, das 

Personalrecruiting, das Marketing oder den Kunden-

service. Ihr ökonomischer Mehrwert (Value Proposition) 

beruht auf der algorithmischen Steuerung von flexibel 

programmierbaren Architekturen mit standardisier-

ten Schnittstellen für die digitale Integration von Daten 

(Mansell und Steinmüller, 2020; Gawer, 2022). So können 

zum Beispiel geringere Suchkosten und eine bessere Ko-

ordination von Angebot und Nachfrage die Effizienz von 

Marktprozessen erhöhen.

Die Nutzung von Online-Plattformen ermöglicht 

Unternehmen nicht nur effizientere Prozesse, sondern 

* Die Forschung, die diesem Beitrag zugrunde liegt, wurde durch die finanzielle Unterstützung des Jubiläumsfonds der Österreichischen Natio-
nalbank (Projektnummer 18297) ermöglicht. Wir danken Philipp Schmidt-Dengler sowie den Teilnehmern zahlreicher Seminare und Workshops  
(u. a. von dem Österreichischen Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO), der Österreichischen Akademie der Wissenschaft (ÖAW), der National-
ökonomischen Gesellschaft (NOeG), dem Centre for International Research on Economic Tendency Surveys (CIRET) oder dem Verein für Social-
politik) für wertvolle Hinweise und Kommentare. Für sprachliche Korrekturen wurden DeepL Translate und DeepL Write, für den ersten Entwurf 
einer inhaltlichen Zusammenfassung Perplexity eingesetzt. Die Autor:innen haben alle Inhalte sorgfältig geprüft, umfassend überarbeitet und 
übernehmen die volle Verantwortung für das Ergebnis.

auch die Entwicklung neuer Geschäftsmodelle und die 

Integration innovativer digitaler Dienste (Adner, 2017). 

Sie eröffnen den Zugang zu neuen Absatz- und Be-

schaffungsmärkten, vereinfachen die Suche nach Ge-

schäftspartner:innen, erhöhen die Reichweite eigener 

Angebote und eröffnen  neue Beschäftigungsbereiche 

und Arbeitsmodelle für Arbeitskräfte. Gleichzeitig ent-

stehen neue Herausforderungen. Denn Online-Platt-

formen schaffen diesen Mehrwert, indem sie Netzwerk- 

und Skaleneffekte ausschöpfen: Je mehr Nutzer:innen 

auf einer Plattform aktiv sind, desto attraktiver wird 

sie für weitere Nutzer:innen. Dies führt zu einer sich 

selbst verstärkenden Dynamik (Rochet und Tirole, 2003; 

Parker und Van Alstyne, 2018). Die hohe Skalierbarkeit 

von Prozessen geht daher auch mit wachsender Be-

sorgnis über die künftigen Wettbewerbsbedingungen 

in diesen Märkten einher. Neue Abhängigkeitsverhält-

nisse, Fragen der Datenhoheit und die wachsende Kon-

zentration von Marktmacht rücken in den Fokus der 

wirtschaftspolitischen Debatte (Crémér et al., 2019;  

Larsson, 2021).

Michael Peneder, Sandra Bilek-Steindl, Susanne Bärenthaler-Sieber, 
Julia Bock-Schappelwein, Alexandros Charos
Michael Peneder, WIFO, Wien
Sandra Bilek-Steindl, WIFO, Wien
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Trotz ihrer hohen Relevanz für Wirtschaft und Poli-

tik mangelt es bislang an umfassenden empirischen 

Analysen, die die Nutzung und Wirkung von Online-

Plattformen branchenübergreifend beleuchten (Cheng  

et al., 2024; Rietveld und Schilling, 2021). Der vorliegen-

de Beitrag fasst ausgewählte Ergebnisse einer Untersu-

chung von Peneder et al. (2025) zusammen. Diese basiert 

auf einer neuen österreichweiten Unternehmensbe-

fragung zur Nutzung von Online-Plattformen, die vom 

WIFO mit Unterstützung des Jubiläumsfonds der Öster-

reichischen Nationalbank entwickelt wurde. Ziel der Be-

fragung war es, wesentliche Zusammenhänge zwischen 

Plattformnutzung, Wettbewerb, Nutzer:innenzufrieden-

heit und Zahlungsbereitschaft von Unternehmen zu 

erfassen und eine quantitative Analyse diesbezüglich 

durchzuführen.

2. Daten und Forschungsansatz

Die empirische Analyse basiert auf einer neu entwi-

ckelten österreichweiten Unternehmensbefragung zur 

Nutzung von Online-Plattformen. Die Stichprobe um-

fasst 1.380 Unternehmen aus Industrie, Bauwesen und 

Dienstleistungen und wurde geschichtet nach Unterneh-

mensgröße und Branche gezogen. Die Befragung erfass-

te sowohl die Nutzung von Online-Plattformen in den 

Bereichen Vertrieb, Beschaffung, Produktion und Lo-

gistik, Personal, Information und Kommunikation sowie 

Motive, Barrieren und wahrgenommene Auswirkungen 

dieser Nutzung. Zur Sicherstellung der Repräsentativi-

tät dieser Befragung wurden die Daten nach Unterneh-

mensgröße, Branche und Region gewichtet. Die Rück-

laufquote lag bei 16 % (Bärenthaler et al., 2023).

Die ökonometrischen Schätzungen beruhen auf (or-

dered) probit Modellen und berücksichtigen eine Vielzahl  

von Kontrollvariablen wie Unternehmensgröße, Export-

status, Digitalisierungsgrad und Branchenspezifika, um 

die Heterogenität der Unternehmen angemessen abzu-

bilden. Abbildung 1 fasst die beobachteten Zusammen-

hänge zusammen: Die unterste Ebene des Diagramms 

zeigt die wichtigsten exogenen Erklärungsfaktoren 

(allgemeine Kontrollvariablen, Motive und Hindernis-

se für deren Nutzung). Im Fokus der mittleren Ebene 

stehen u.a. die Nutzung von Online-Plattform, Optio-

nen zum Wechsel zu alternativen Plattformen und die 

Qualität der Nutzungsbedingungen. Die oberste Ebene  

beschreibt die Auswirkungen der Online-Plattformen 

aus Sicht der Unternehmen, die sie nutzen, deren Zufrie-

denheit sowie ihre Zahlungsbereitschaft.

3. Zusammenfassung der wichtigsten 
Ergebnisse

Die Untersuchungen von Bärenthaler et al. (2024), Bock-

Schappelwein (2024), Bilek-Steindl et al. (2024) sowie 

Peneder et al. (2025) dokumentieren sehr detailliert die 

vielfältigen neuen empirischen Ergebnisse, die aus die-

ser Unternehmensbefragung hervorgegangen sind. Be-

trachten wir beispielhaft ausgewählte Kennzahlen zum 

Wettbewerb zwischen den Online-Plattformen aus Sicht 

der Unternehmen, die diese nutzen, dann halten es  

10,3 % der Manager:innen für sehr einfach und 46,9 % 

für einfach, ihre wichtigste Online-Plattform bei Bedarf 

durch einen alternativen Anbieter zu ersetzen. Umge-

kehrt antworten 31,8 % von ihnen, dass ein Wechsel der 

Online-Plattform schwierig sei und 11,0 %, dass dieser 

sogar sehr schwierig sei. Der Wechsel ist am schwierigs-

ten in den Bereichen Beherbergung und Gastronomie 

gefolgt von der Industrie. Am leichtesten ist er in der 

Bauwirtschaft (Abbildung 2). 

Nur 25,8 % der Unternehmen haben den Anbieter  

mindestens einmal gewechselt. Eine Mehrheit hält die 

Nutzungsbedingungen für klar (48,5 %) oder sogar sehr 

klar (19,3 %) formuliert und für den Kunden günstig  

(42,3 %) oder sehr günstig (2,9 %) umgesetzt. Dennoch 

hält ein erheblicher Anteil der gewerblichen Nutzer 

die Umsetzung für ungünstig (27,9 %) oder sogar sehr  

Abbildung 1. 	Überblick zur Untersuchung der Nutzung  
von Online-Plattformen durch  
österreichische Unternehmen.

Quelle: Peneder et al. (2025).
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ungünstig (8,7 %). Die restlichen Befragten haben diese 

Frage nicht beantwortet. In den meisten Fällen sind die 

Nutzungsbedingungen nicht verhandelbar (59,0 %). Le-

diglich 13,1 % der Unternehmen haben von der Möglich-

keit Gebrauch gemacht, über die Nutzungsbedingungen 

zu verhandeln. 6,4 % der Manager:innen sind der Mei-

nung, dass diese verhandelbar seien, haben diese Mög-

lichkeit selbst aber noch nicht genutzt. Die restlichen Be-

fragten haben dazu keine Angabe gemacht.

Weiterführende ökonometrische Analysen bestä-

tigen, dass der Wettbewerb zwischen Online-Plattfor-

men ein zentraler Treiber für die Zufriedenheit und 

Zahlungsbereitschaft der Unternehmen ist, die sie nut-

zen. Unternehmen, die Zugang zu mehreren konkur-

rierenden Plattformen haben, berichten von besseren 

Konditionen, höherer Flexibilität und einer gestärkten 

Verhandlungsmacht. Die Nutzung von Online-Plattfor-

men wirkt sich insgesamt positiv auf die Anzahl der Ge-

schäftspartner, den Umsatz pro Kunde und die Produkt-

vielfalt aus.

Die Zufriedenheit der Unternehmen mit ihrer wich-

tigsten Online-Plattform ist insgesamt hoch, wobei die 

Klarheit und Umsetzbarkeit der Nutzungsbedingungen 

sowie die Möglichkeit, über Konditionen zu verhan-

deln, eine wichtige Rolle spielen. Die Zahlungsbereit-

schaft steigt mit der wahrgenommenen Zufriedenheit 

und den positiven Auswirkungen der Plattformnutzung, 

sinkt jedoch bei hoher Wettbewerbsintensität, da die 

Wechselmöglichkeiten die Verhandlungsposition der  

Nutzer:innen stärken (Peneder et al., 2025).

Branchenspezifische Unterschiede bestätigen, dass 

insbesondere Unternehmen aus dem Tourismus und aus 

IKT-intensiven Branchen Online-Plattformen besonders 

häufig nutzen (Peneder, 2020). Als zentrale Barrieren 

werden hohe Implementierungskosten, Bedenken beim 

Datenschutz und die Angst vor Abhängigkeit vom Platt-

formbetreiber genannt. Die Ergebnisse unterstreichen 

die Bedeutung eines funktionierenden Wettbewerbsum-

felds und einer differenzierten Regulierung, welche die 

Heterogenität der Unternehmen berücksichtigt.

Abbildung 2. Einschätzung der Schwierigkeit, die wichtigste Online-Plattform zu wechseln.

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 % 100 %

Total

Dienstleistungen

Tourismus

Bau

Industrie

Sehr leicht Eher leicht Eher schwierig Sehr schwierig

Quelle: Bärenthaler et al. (2024).
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The role of online platforms for markets 
and business users
Online platforms enable companies to engage in new forms of digital interaction and value creation.  
A representative survey of 1.380 Austrian companies shows that more intense competition between 
platforms makes it easier to switch and is associated with better conditions, higher user satisfaction and 
greater willingness to pay. However, willingness to pay is lower when the possibility of switching is high and 
the dependence of businesses users is correspondingly low.
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Spieleentwicklung und Serious Games 
in Österreich

Die Spieleentwicklung (Game Development) ist in Österreich eine kleine, aber hoch dynamische Branche. 
Von 2018 bis 2024 wuchs die Zahl der aktiven Spieleentwicklungsunternehmen von 87 auf 149 Unternehmen 
an. Ein besonderes Segment innerhalb der Branche sind die Anbieter von Serious Games – Spiele, deren Ziel 
über den reinen Unterhaltungswert hinausgeht. Im Unterschied zur bloßen Gamification geht es darum, 
nicht nur durch einzelne spielerische Elemente einer Software, sondern durch das Spiel insgesamt ein 
Lernziel, eine Bewusstseinsschärfung oder eine Motivation zur Verhaltensänderung zu bewirken. Serious 
Games stellen ein Bindeglied zwischen der Spieleentwicklungsbranche einerseits und dem Bildungsbereich, 
der Wissenschaft und der Organisationsentwicklung in Unternehmen und Institutionen dar.*

1. Einleitung		
Die Spieleentwicklung (Game Development) ist weltweit 

seit Jahrzehnten eine wichtige Branche und wirkt als 

Treiber für Innovationen der Informationstechnologie. 

Die weite Verbreitung von Computerspielen und ihre 

immer ausgefeiltere Gestaltung haben auch Hoffnungen 

geweckt, dass damit die Digitalisierung der Gesellschaft 

unterstützt werden kann. In Österreich ist die Spieleent-

wicklung eine relativ kleine Branche, bildet jedoch eine 

gut vernetzte und enthusiastische Gemeinschaft, die auf 

dynamisches Wachstum ausgerichtet ist. Sie ist ein ex-

emplarischer Teil der Kreativwirtschaft.

Um diese Branche, über die ansonsten in der Wirt-

schaftsstatistik wenig abgesicherte Zahlen vorliegen, 

in ihrer Größe, Struktur und Entwicklung vermessen 

zu können, wurde im Jahr 2024 vom Industriewissen-

schaftlichen Institut (IWI) eine Erhebung durchgeführt. 

Ausgangsbasis war eine Datenbank aller aktiven Spie-

leentwickler, die aus Firmenverzeichnissen, Internetre-

cherchen und mit Unterstützung des Auftraggebers der 

Studie und von Branchenvertretern zusammengestellt 

wurde. Zusätzlich wurde eine Befragung durchgeführt, 

an der 53,7 % aller Unternehmen aus der Datenbank teil-

nahmen. Da aus dem Jahr 2018 bereits eine Vorgänger-

studie mit gleicher Methodik vorliegt, können über eine 

Sechsjahreszeitspanne Vergleiche angestellt werden. 

Ein Fokusthema der Studie des IWI sind Serious Games. 

Das sind Spiele, die ein über den bloßen Unterhaltungswert 

hinausgehendes Ziel verfolgen, z.B. Lernen, Training, Ver-

haltensveränderung oder Bewusstseinsschärfung. Obwohl 

dieser Teilbereich noch eine Nische darstellt, hat er beson-

ders kreatives Potenzial und verspricht gesellschaftlichen 

Nutzen im Zusammenhang mit der digitalen Transforma-

tion. Nicht nur Kinder und Jugendliche, auch Erwachsene 

und Unternehmen nehmen heute Spielen als Lernprinzip 

ernst. Im Rahmen der Untersuchung wurde das Thema Se-

rious Games durch einen eigenen Teil der Befragung und 

durch Kurzfallstudien mit Anbieter:innen abgedeckt. 

Im Folgenden wird zunächst die Struktur und Ent-

wicklung der Spieleentwicklungsbranche überblicksmä-

ßig dargestellt und dann auf die besondere Rolle der Se-

rious Games innerhalb der Branche eingegangen.

2.  Struktur und Entwicklung der 
Spieleentwicklungsbranche in Österreich
Zum Stand Juni 2024 waren in Österreich 149 Game-De-

velopment-Unternehmen aktiv. Im Jahr 2018 waren es 

87 Unternehmen. Die Branche ist geprägt von Klein- und 

Kleinstunternehmen. Tabelle 1 zeigt ihre Zusammenset-

zung nach Größenklassen.

Wolfgang Koller
Wolfgang Koller, Industriewissenschaftliches Institut, Wien

* Die Inhalte des vorliegenden Beitrages sind der aktuellen Game Development Studie 2024 (Koller et al., 2024) des IWI entnommen, durch-
geführt im Auftrag des Fachverbandes Unternehmensberatung, Buchhaltung und Informationstechnologie (UBIT) der WKO. Die vollständigen 
Studienergebnisse sind abrufbar unter https://www.wko.at/oe/information-consulting/unternehmensberatung-buchhaltung-informationstech-
nologie/it-dienstleistung/game-development-studie.pdf.
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Mehr als 81 % der Unternehmen haben nicht mehr 

als neun Beschäftigte. 24 Unternehmen (16 %) beschäfti-

gen zehn bis 49 Personen und vier Unternehmen (2,7 %) 

haben 50 oder mehr Beschäftigte. Im Vergleich zu 2018, 

als der Anteil der Kleinstunternehmen mehr als 86 % be-

trug und nur ein Unternehmen mehr als 49 Personen 

beschäftigte, hat sich die Größenstruktur in Richtung 

größere Einheiten angepasst. 

Mit dieser Größenstruktur sind Unternehmen der 

Spieleentwicklungsbranche im Durchschnitt etwas grö-

ßer als jene der ÖNACE-Wirtschaftsklasse Programmie-

rungstätigkeiten (J6201), der die meisten Spieleentwickler 

zugeordnet werden. In diesem Bereich beschäftigen 90 % 

der Unternehmen nicht mehr als neun Beschäftigte, 8,3 %  

zehn bis 49 Personen und 1,7 % mehr als 49 Personen 

(Statistik Austria, 2025).

In Hinblick auf die Altersstruktur der Beschäftigten 

ist die Spieleentwicklung weiterhin eine junge Branche, 

es dominiert die Altersklasse der 25- bis 34-Jährigen mit 

einem Anteil von 48 % (bis 24 Jahre: 9 %, 35 bis 44 Jah-

re: 35 % und 45 Jahre oder älter 8 %). Im Vergleich mit 

1 Die Berechnung eines in vergleichbarer Weise preisbereinigten Wachstums der ÖNACE-Wirtschaftsklasse Programmierungstätigkeiten für den 
gleichen Zeitraum ist nicht möglich. Das nominelle Wachstum im gleichen Zeitraum in dieser Wirtschaftsklasse wird in einer Projektion auf etwa 
85 % geschätzt.

2018 zeigt sich eine Reifung der Branche daran, dass sich 

die Anteile der Altersgruppen etwas verschoben haben. 

Insbesondere der Anteil der über 45-Jährigen ist gestie-

gen (2018: 4 %). Die Beschäftigung ist mit einem Män-

neranteil von 79 % eindeutig männlich dominiert. Diese 

Geschlechterverteilung entspricht ungefähr jener der 

gesamten ÖNACE-Wirtschaftsklasse Programmierungs-

tätigkeiten (J6201). Annähernd 80 % der in den österrei-

chischen Unternehmen tätigen Spieleentwickler:innen 

haben eine tertiäre Ausbildung (Universität oder Fach-

hochschule) abgeschlossen, sie sind außerordentlich gut 

ausgebildete Fachkräfte. 

Die gesamte Beschäftigung in der Spieleentwick-

lungsindustrie beträgt im Jahr 2023 - das Jahr, für das 

die meisten Unternehmen in der Befragung Daten be-

kannt gaben bzw. auf das sich die Angaben aus Firmen-

verzeichnissen beziehen - 1.080 Personen. Gegenüber 

2017 (474 Beschäftigte) ist ein Anstieg um 127,8 % zu 

verzeichnen. Noch stärker wuchs der Umsatz im Sechs-

jahresvergleich, nämlich um 183,6 % von preisbereinigt 

32,7 Mio. Euro auf 92,8 Mio. Euro.1

Diese Zahlen sowie eine Projektion der Entwicklung 

der österreichischen Spieleentwicklungsbranche bis 

2029 sind in Tabelle 2 zusammengefasst. Gemäß dieser 

Projektion werden in Österreich 2029 184 Game De-

velopment Unternehmen mit etwa 1.500 Beschäftigten 

einen Umsatz von knapp 150 Mio. Euro erwirtschaften. 

Die Projektion nimmt ein wahrscheinliches Wachstum 

an, das ein Drittel des Wachstums von 2017 bis 2023 

ausmacht. Zu dieser Einschätzung gelangten die Studi-

enautor:innen aufgrund der in der Befragung genann-

ten Zukunftsaussichten der Spieleentwickler:innen und 

Interviews mit Brancheninsider:innen. Während die 

Spieleentwicklungsbranche in der Coronakrise und dem 

mit ihr einhergehenden Digitalisierungsschub kräftig 

Tabelle 1. Größenstruktur der Spieleentwicklungs-
branche in Österreich, 2018 und 2024.

 
Anzahl Unternehmen 

2018  
Anteil in %

Anzahl Unternehmen 
2024  

Anteil in %

Kleinstunternehmen 
(< 10 Beschäftigte)

75  
86,2 %

121  
81,2 %

Kleine Unternehmen 
(10-49 Beschäftigte)

11  
12,6 %

24  
16,1 %

Mittlere Unternehmen  
(50-249 Beschäftigte)

1 
 1,1 %

4  
2,7 %

Insgesamt 87 149 

Quelle: IWI-Datenbanken zu Game Development 2018 und 2024 
(Lengauer et al., 2019; Koller et al., 2024).

Tabelle 2. Entwicklung der Spieleentwicklungsbranche in Österreich, 2017, 2023 und 2029 (Projektion).

  2017 2023 Wachstum 
2017-2023 2029 Wachstum 

2023-2029

Anzahl Unternehmen 87 149 71,3 % 184 23,5 %

Beschäftigung 474 1.080 127,8 % 1.536 42,2 %

Umsatz  
zu Preisen 2023, in Mio. EUR 32,7 92,8 183,6 % 149,0 60,6 %

Anmerkung: Die Preisanpassung orientiert sich am Verbraucherpreisindex und an der Preisentwicklung in ÖNACE 62–63. Es wird eine 
Verlangsamung des Wachstums 2023–2029 im Vergleich zu 2017–2023 von zwei Drittel angenommen.
Quelle: IWI-Studie (Koller et al., 2024).
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wuchs, ist sie seither auch in Österreich teilweise mit 

Marktsättigung und gedämpften Wachstum, punktuell 

auch mit Rückgang, konfrontiert.

3. Serious Games: Spielen mit Absicht
Serious Games als das Prinzip, ein Spiel für andere Ziele 

als bloß die Unterhaltung zu nützen, gab und gibt es be-

reits vor bzw. außerhalb der Entwicklung von Computer-

spielen. Eigentlich ist es Eigenschaft jedes guten Spiels, 

dass man über die reine Unterhaltung hinaus etwas 

mitnimmt. Das ursprüngliche Motiv hinter dem Aufkom-

men von Serious Games in der Computerspielindustrie 

seit etwa 2010 ist wohl eine Reaktion auf den beein-

druckenden Siegeszug der Computerspiele in unserer 

Gesellschaft. Am Beginn steht die Beobachtung, dass 

mit Computerspielen Menschen dazu gebracht werden 

können, sich lange und intensiv mit einem Thema zu be-

schäftigen. Das sollte doch auch für sinnvolle und gesell-

schaftlich relevante Themen genutzt werden können, so 

die Erwartung.

Die vom deutschen Normungsinstitut herausgege-

bene DIN SPEC 91380 – Serious Games Metadata Format 

enthält die folgende Definition von Serious Games:

„Serious Games sind digitale Spiele, die nicht nur 

der Unterhaltung dienen, sondern zusätzlich ein 

charakterisierendes Ziel (characterizing goal) ver-

folgen, zum Beispiel einen bestimmten Lernef-

fekt, eine Verhaltensänderung (beispielsweise in 

Bezug auf den Lebensstil, Bewegung, Ernährung, 

Mobilitätsverhalten) oder für gesellschaftlich 

relevante Themen wie Sicherheit, Gesundheit, 

Religion, Klima und Energie zu sensibilisieren“  

(Göbel et al., 2018).

Trotz solcher Definitionen ist im Einzelfall die Bestim-

mung, was ein Serious Game ist, schwierig. Gamification 

als die bloße Anreicherung von Software mit spielerischen 

Elementen und Belohnungsmechanismen macht noch 

kein Serious Game aus. Gerade im Bereich der Lernspiele 

ist die Abgrenzung zwischen mit Gamification angerei-

cherter Lernsoftware und Lernspielen jedoch schwierig. 

Die Bezeichnung Serious Games ist nicht ideal, wie 

insbesondere die Entwickler selbst betonen, da gerade 

das Spielerische und Freudvolle am Spiel die nachhaltige 

Zielerreichung unterstützt. Das mit dem Spiel verbunde-

ne Ziel kann sehr ernst sein, aber das Spiel selbst sollte 

es nicht sein. 

Viele Serious Games werden für Auftraggeber:innen 

und für einen begrenzten Anwenderbereich erstellt (z.B. 

medizinische Therapiespiele oder Erkundungsspiele im 

Städtetourismus, Spiele zur Unterstützung von Organi-

sationsentwicklung in Unternehmen). Aus diesem Grund 

sind sie für die Wirtschaftsstatistik und Marktforschung 

schwer fassbar. Schätzungen des gegenwärtigen (2023 

bzw. 2024) weltweiten Marktvolumens reichen von 9,0 Mrd.  

US-Dollar bis 14,6 Mrd. US-Dollar, verbunden mit jährlichen 

Wachstumsraten von 20 % bis 30 % (Verband der deutschen 

Games-Branche e.V., 2022; Mordor Intelligence, 2023).

4. Serious Games als Segment 
der österreichischen 
Spieleentwicklungsbranche

In Österreich gibt es gemäß der IWI-Datenbank der Spie-

leentwicklungsbranche im Jahr 2024 (Stand: Juni 2024) 

knapp 50 Spieleentwicklungsstudios, die Serious Games 

in ihrem Produktportfolio haben, also etwa jede:r Dritte 

aller in Österreich tätigen Spieleentwickler:innen. Dieser 

Anteil deckt sich mit den Ergebnissen der Befragung, in 

der 23 von 80 Befragten Serious Games als einen ihrer 

Tätigkeitsbereiche nannten. Einen Schwerpunkt im Be-

reich Serious Games dürften etwa 20 bis 30 Unterneh-

men haben. Unter der Annahme eines durchschnitt-

lichen Umsatzanteils von 50 % für Serious Games in 

diesen Unternehmen ergibt sich ein geschätztes jährli-

ches Marktvolumen von 5 bis 7 Mio. Euro und eine Be-

schäftigtenzahl zwischen 130 und 150.

Dieses Segment ist in sich sehr heterogen und spe-

zialisiert sich auf unterschiedliche Bereiche etwa nach 

eingesetzten Technologien (z.B. Virtual Reality/Augmen-

ted Reality) und Hintergrund in anderen Bereichen (z.B. 

Medien, Bildung, Unternehmensberatung, IT-Beratung). 

Ein wichtiger Aspekt, der in der Befragung erhoben 

wurde, ist das Wirkziel, auf das die Serious Games hin 

entwickelt werden. In Tabelle 3 werden die Ergebnisse 

dieses Befragungsteils zusammengefasst.

Das am häufigsten genannte Wirkziel ist die Be-

wusstseinsschärfung für wichtige soziale Themen wie 

z.B.: Umwelt, Klima und Konfliktvermeidung mit 65 % 

der im Serious-Games-Bereich tätigen Unternehmen. 

Nahezu gleich häufig werden Bildungs- und Lernspiele 

erstellt (57 %). Ein weiterer Schwerpunkt sind Training 

und berufliche Weiterbildung (48 %). Themen des All-

tags, wie Verkehrserziehung, Unfallprävention oder der 

Umgang mit Geld (17 %), sind ebenso seltener im Fokus 

wie Gesundheit oder psychische Resilienz (13 %).
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Serious-Games-Projekte kommen meist durch Auf-

träge und Kooperationen zu Stande, wodurch sie sich 

von Entertainment-Spielen unterscheiden. An der Viel-

falt der Auftraggeber:innen lässt sich die Vielfalt der 

Serious Games und ihrer gesellschaftlichen Rolle erken-

nen. In der Befragung wurden die folgenden vier Berei-

che etwa gleich oft genannt (zwischen 26 % und 35 %, 

Mehrfachnennungen möglich): 

i) 	 Bundes- oder Landesregierung, Ministerien, Behörden 

ii) 	 Museen und Ausstellungsveranstalter 

iii) 	Institutionen der Forschungsförderung (z.B. FWF, FFG) 

iv) 	NGO, Kirchen und Vereine.

Unter den Trends der letzten Jahre, die für Serious 

Games aus den Kurzfallstudien und Experteninterviews  

feststellbar waren, ist besonders die zunehmende Pro-

fessionalisierung hervorzuheben. Diese betrifft nicht 

nur die Anbieter:innen von Serious Games, sondern 

auch die Nachfrager:innen. Spielen als Lernprinzip wird 

mehr und mehr bewusst eingesetzt, und die Kenntnis 

über das Potenzial von Serious Games ist bei Kund:in-

nen bereits vorhanden. So gesehen, ist die Pionierzeit 

der Serious Games, als noch viel Überzeugungsarbeit 

geleistet werden musste, bereits vorüber. Vor allem im 

Unternehmensbereich werden Serious Games zur Un-

terstützung von Aus- und Weiterbildung und zur Unter-

stützung des Wandels in Organisationen professionell  

eingesetzt.

5. Resümee

Obwohl nach wie vor eine Nische, weisen Serious 

Games international wie in Österreich eine ebenso star-

ke Wachstumsdynamik auf wie die Spieleentwicklung 

insgesamt. Ihr Wachstum findet jedoch, so ein Inter-

viewpartner im Rahmen der Studie, im Stillen statt. Die 

Anwendungsgebiete und Themen von Serious Games 

sind breitgefächert. Sie bringen unterschiedliche Insti-

tutionen und Disziplinen zusammen und verbinden die 

Spieleentwicklung als einen Treiber der Digitalisierung 

mit verschiedensten Problemfeldern der Gesellschaft. 

Das zukünftige Potenzial von Serious Games liegt somit 

nicht nur in seinem quantitativen Wachstumspotenzial, 

sondern in den neuen Möglichkeiten, die sie eröffnen 

können.

Tabelle 3. Wirkziele der Serious Games in Österreich.

 Wirkziel Nennungen in %

Bewusstseinsschärfung für wichtige 
soziale Themen (z.B. Umwelt, Klima, 
Konfliktvermeidung)

65 %

Bildung und Lernen 57 %

Training und berufliche Weiterbildung 48 %

Themen des Alltags (z.B. Verkehr, 
Unfallprävention, Umgang mit Geld) 17 %

Gesundheit und psychische Resilienz 13 %

Anmerkung: n=23 (Unternehmen, die Serious Games entwickeln), 
Mehrfachnennungen möglich.
Quelle: IWI-Studie (Koller et al., 2024). 
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Game Development and Serious Games in Austria
The game development industry in Austria is a small but highly dynamic industry. Between 2018 and 2024 
the number of firms active in game development increased from 87 to 149. A special segment within the 
industry are developers of serious games – games, whose aim goes beyond pure entertainment. In contrast 
to mere gamification, the aim is to achieve a learning goal, raise awareness or motivate behavioural change 
not only through individual playful elements of the software, but through the game as a whole. Serious 
Games represent a link between the game development industry on the one hand and the education sector, 
science and organisational development in companies and institutions on the other.
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